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Freiheit für Bradley Manning! 

Jungem Whistleblower drohen über hundert Jahre Haft 


D ie millionenfache Überwachung 
bundesdeutscher Bürgerinnen 
und Bürger durch die Koopera¬ 
tion zwischen den deutschen Geheim¬ 
diensten mit ihrem US-Pendant, der 
National Security Agency (NSA), so¬ 
wie der mittlerweile wahnhaft anmu¬ 
tende Verfolgungswille der US-ame¬ 
rikanischen Justiz gegen sogenannte 
Whistleblower wie Bradley Manning 
und Edward Snowden, stoßen nicht 
nur in Deutschland zunehmend auf 
Protest. 

Während Snowden die geheimdienstli- 
che Kooperation aufgedeckt hatte und 
deshalb in Russland Asyl beantragen 
musste, wurde Manning am 31. Juli 
dieses Jahres für schuldig befunden, 
sich unter anderem wegen Spionage, 
Diebstahl und Computerkriminalität 
schuldig gemacht zu haben. Zwar hat 
Richterin Denise Lind den Vorwurf 
der „Feindesunterstützung“ gegen 
Manning fallen gelassen, der für den 
ehemals im Irak stationierten jungen 
Mann die Todesstrafe bedeutet hätte, 
trotzdem drohen dem 25jährigen nun 
über 100 Jahre Haft. Über das genaue 
Strafmaß will das Gericht erst Mitte 
August entscheiden. 

Unterdessen solidarisieren sich in vie¬ 
len Ländern der Welt immer mehr 


Menschen mit Manning, dessen ein¬ 
ziges „Vergehen“ darin bestanden 
hatte, der Enthüllungsplattform „Wi- 
kiLeaks“ als sogenannter Whistleblo¬ 
wer Videos und Dokumente zugespielt 
zu haben. Darunter hatte sich auch je¬ 
ner Videomitschnitt des weltweit be¬ 
kannt gewordenen US-Hubschrauber- 
angriffs 2007 in Bagdad befunden, bei 
dem die Besatzung gezielt auf Zivilis¬ 
ten und zwei Journalisten geschossen 
und diese ermordet hatte. Insgesamt 
zwölf Personen üelen dem Luftangriff, 
der die Brutalität der Besatzung des 
Iraks für viele Menschen weltweit er¬ 
schreckend sichtbar werden ließ, da¬ 
mals zum Opfer. In der Öffentlichkeit 
lösten besonders die Kommentare der 
Kampfhubschrauber-Piloten Empö¬ 
rung aus. Ein Pilot kommentierte den 
Vorfall mit „Sieh dir diese toten Bas¬ 
tarde an!“, während ihm ein anderer 
Funkteilnehmer zu den „guten Schüs¬ 
sen“ gratulierte. 

Anstelle die Kriegsverbrecher und 
Mörder zu inhaftieren, ging das von 
Friedensnobelpreisträger Barack Ob- 
ama geführte US-Regime nicht nur 
gegen Manning vor, der seit 2010 in¬ 
haftiert ist und während seiner bishe¬ 
rigen Haft Opfer von Erniedrigungen 
und Folter wurde, sondern verteidigte 


sogar die gezielte Erschießung der ira¬ 
kischen Zivilisten. 

Während der ebenfalls in den USA-In- 
haftierte schwarze Bürgerrechtler und 
Journalist Mumia Abu-Jamal den US- 
Behörden eine gegen Manning gerich¬ 
tete „Raserei“ bescheinigte, wie man 
sie „seit der Hochzeit der antikommu¬ 
nistischen Hetze in den 1950er Jahren 
nicht mehr erlebt“ habe, machten sich 
Teile der deutsche Journaille zum wil¬ 
ligen Propagandahelfer für das US- 
Regime. „Manning ist also kein Held, 
sondern schuldig. Aber damit sind wir 
bei der anderen Seite der Geschichte. 
Sie wirft die Frage auf, wie ein derma¬ 
ßen unreifer, an seiner Persönlichkeit 
und sexuellen Identität zweifelnder, 
von Kameraden gemobbter und von 
Komplexen heimgesuchter junger 
Mann überhaupt je Zugang zu Topse- 
cret-Unterlagen bekommen konnte. 
Manning war schon durch seine La¬ 
bilität ein Sicherheitsrisiko“, fabulier¬ 
te etwa Ansgar Graw, Korrespondent 
der „Welt“. 

Hingegen forderten mehrere Tausend 
Menschen bei Demonstrationen, die 
in den vergangenen Wochen im ge¬ 
samten Bundesgebiet gegen die Be¬ 
spitzelung durch den NSA und sei¬ 
ne deutschen Kooperationspartner 


durchgeführt wurden, die umgehende 
Freilassung Mannings aus der Haft. 
Auch Karin Binder, aus Karlsruhe 
stammende Bundestagsabgeordnete 
der Partei „Die Linke“, warb vor we¬ 
nigen Tagen dafür, Manning den Frie¬ 
densnobelpreis zu verleihen, da dieser 
ihn „ganz im Gegensatz zu Barack Ob- 
ama verdient“ habe. Außerdem forder¬ 
te Binder „die deutsche Bundesregie¬ 
rung auf, umgehend bei der US-Regie- 
rung gegen die Verurteilung Mannings 
zu protestieren und sich für dessen 
Rehabilitierung und Haftentlassung 
einzusetzen“. Die deutsche Bundesre¬ 
gierung schweigt hingegen zu dem an 
Manning begangenen Verbrechen und 
seiner Verurteilung. Sie setzt vielmehr 
auf die Intensivierung des „transat¬ 
lantischen Bündnisses“, welches nicht 
nur für die Menschen im Irak mörde¬ 
rische Auswirkungen hat. Indes wurde 
in den USA eine Petition gestartet in 
der ebenfalls gefordert wird, Manning 
für seine Zivilcourage zu ehren und 
ihm den Friedensnobelpreis zu verlei¬ 
hen. Über 100 000 Menschen haben 
die Aktion bereits mit ihrer Unter¬ 
schrift unterstützt. 

Markus Bernhardt 

http://www.ManningNobel.org 


Thema der Woche 


Hiroshima, Nagasaki 
und Fukushima 
mahnen 

Seit dem Abwurf der US-Atom- 
bomben auf Hiroshima und Nagasa¬ 
ki am 6. und 9. August 1945 gehört 
der Kampf für die Abschaffung aller 
Atomwaffen zu den zentralen Zielen 
der Friedensbewegung in allen Län¬ 
dern der Welt. 

Auch die zivile Nutzung der Atom¬ 
energie ist nicht beherrschbar; Atom¬ 
kraftwerke müssen stillgelegt werden. 
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Umorganisation 


Aktuellen Meldungen zufolge soll nur 
jeder dritte Verfassungsschutz-Agent 
über einen Internet-Zugang verfügen. 
Das ist nicht weiter schlimm: nach¬ 
dem bekannt wurde, dass US-Ge- 
heimdienste monatlich 500 Millionen 
Mails und Telefonate in Deutschland 
überwachen, kann sich der Verfas¬ 
sungsschutz endlich auf die Aufgabe 
konzentrieren, die er am besten kann: 
das Schreddern. 

Werner Lutz (Deutscher 
Einheit (z) - Textdienst) 


Bad Nenndorf: Nazi-„Trauermarsch“ blockiert 

Über 2 000 demonstrierten ihren Widerstand 


Seit 2006 versuchen die norddeut¬ 
schen Neonazis um das ehemalige 
Gefängnis der Alliierten im Nenn¬ 
dorf er Wincklerbad einen geschichts¬ 
verdrehenden Opfermythos aufzu¬ 
bauen. Dort waren in dem früheren 
Schlammbad von 1945 bis 1947 mut¬ 
maßliche Kriegsverbrecher interniert 
und teilweise misshandelt worden. 
Doch bereits 1947 hatte die britische 
Regierung das Internierungslager ge¬ 
schlossen und die Übergriffe gericht¬ 
lich geahndet. Die Neonazis nehmen 
die Vorgänge im Wincklerbad gleich¬ 
wohl zum Anlass, um vermeintliche 
Verbrechen der Alliierten gegen die 
Deutschen anzuprangern und in¬ 
szenieren dazu jedes Jahr am ersten 
Samstag im August einen sogenann¬ 
ten „Trauermarsch“, den sie bereits bis 
ins Jahr 2036 angemeldet haben. 
Nach anfänglichem Zögern der ört¬ 
lichen Bevölkerung hat sich zuneh¬ 


mender Widerstand gegen die Nazi- 
Aktivitäten entwickelt, der auch von 
regionalen Antifaschistinnen unter¬ 
stützt wird. Während in den letzten 
Jahren die zum Wincklerbad führen¬ 
de zentrale Bahnhofsstraße und der 
Platz vor dem Bad von der Polizei mit 
Einsatzkräften für die Nazis freige¬ 
halten wurde, konnte in diesem Jahr 
das örtliche Bündnis „Bad Nenndorf 
ist bunt“ eine Demonstration und 
abschließende Kundgebung vor dem 
Gebäude gegen die Nazi-Wallfahrt 
durchsetzen. Nahezu 2 000 Bürge¬ 
rinnen und Unterstützer demons¬ 
trierten dort ihren Widerstand gegen 
das alljährliche braune Spektakel, 
darunter auch der neue niedersäch¬ 
sische Innenminister Pistorius (SPD) 
und mehrere Abgeordnete aus Land 
und Bund. 

Mehrere hundert Kundgebungs¬ 
teilnehmer bildeten dann nach dem 


Abschluss der Bündniskundgebung 
eine spontane Sitzblockade vor dem 
Wincklerbad, um die für 16 Uhr ge¬ 
nehmigte Kundgebung der Nazis zu 
verhindern. Trotz großer Hitze und 
zunehmenden Drohungen der Poli¬ 
zeiführung hielten sie über Stunden 
aus. Gegen 18 Uhr begann die Poli¬ 
zei mit der Räumung der Blockade 
und ging dabei, entgegen der Polizei¬ 
presse-Meldung, ziemlich rabiat vor. 
Neun Aktivisten, die sich u.a. an eine 
Betonpyramide angekettet hatten, 
bereiteten der Polizei dabei erheb¬ 
liche Schwierigkeiten. Dadurch ging 
der Plan der Blockierer auf, die Na¬ 
zikundgebung vor dem Wincklerbad, 
die nach Gerichtsbeschluss spätestens 
um 20 Uhr beendet sein musste, zu 
verhindern. Um 19.30 Uhr gaben die 
ca. 300 Nazis nach einer Abschluss¬ 
kundgebung auf der Rückseite des 
Wincklerbades auf und erklärten ih¬ 


ren „Trauermarsch“ für 
beendet. 

Obwohl damit das Ziel, 
den Naziaufmarsch in 
Bad Nenndorf vollstän¬ 
dig zu verhindern, in 
diesem Jahr noch nicht 
erreicht werden konn¬ 
te, ist die Blockade des 
symbolträchtigen Plat¬ 
zes vor dem Winckler¬ 
bad ein Erfolg für die 
niedersächsischen An¬ 
tifaschistinnen. Von der 
neuen SPD/Grüne-Lan- 
desregierung mit ihrem 
Innenminister Pistorius 
muss nun erwartet wer¬ 
den, alle Strafverfahren 
gegen die mutigen Blo¬ 
ckiererinnen einzustel¬ 
len. 

Alfred Hartung 
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Castkolumne von Uwe Koopmann 

Lustiges Studentenleben? 


Tarifverhandlungen gescheitert 

Maler- und Lackierer-Azubis bleiben weiter die Lackierten 



In einer Kolumne darf man wohl mal 
etwas persönlich werden: Als ich zum 
Wintersemester 1969 für eine zweite 
Berufsausbildung das Studium an der 
Universität Hamburg aufnahm, hatte 
ich schon verschiedene Arbeitsplät¬ 
ze hinter mir. Unter anderem in den 
Schulferien als Hilfsarbeiter in einem 
Sägewerk, in einer Schaumgummi¬ 
fabrik, in einem Radiatorenwerk. Da 
war ich kurzzeitig der einzige Rote 
unter den Hofarbeitern: Der Deckel 
einer Spritzpistole hatte sich ver¬ 
kanntet, und beim Versuch, ihn zu lö¬ 
sen, knallte ich mir die Rostschutzfar¬ 
be aus dem Becher ins Gesicht. Der 
Weg vom „Unfallort“ zur Ersten-Hil- 
fe-Station war eine gefühlte Ewigkeit 
lang. Die Kollegen hatten bei dem 
Anblick ihren Spaß. Und ich? So ein 
„Roter“ wollte ich nie werden. Es gibt 
eben sehr unterschiedliche Zugänge 
zur Arbeiterklasse... 

Zur Rettung der BRD vor der 
„Bildungskatastrophe“ (Prof. Ge¬ 
org Picht, 1964) sollte nun auch der 
Anteil der Arbeiterklasse an den 
Hochschulen erhöht werden. Man 
hatte tatsächlich erkannt, dass Ar¬ 
beiterkinder dort unterrepräsen¬ 
tiert sind. Für dieses Ziel wurden so¬ 
gar die Finanzmittel kurzfristig ge¬ 
steigert. Damals gab es noch keine 
Studienförderung nach den Regeln 
des Bundesausbildungsförderungs¬ 
gesetzes (BAföG). Damals sprach 
man vom „Honnefer Modell“. Die 
Studentenwerke hatten öffentlich 
gemacht, dass die Studenten nicht 
vom „Wirtschaftswunder“ profitier¬ 
ten, die Arbeiterkinder an den Uni¬ 
versitäten schon gar nicht. Erst als 
der Verband Deutscher Studenten¬ 
schaft (VDS) 1957 (Bundestagswahl) 
mit Vorlesungsstreiks gedroht hatte, 
gab es Haushaltsmittel. 

Der Anteil der geförderten Studie¬ 
renden lag bei knapp 20 Prozent, fiel 
1963 auf unter 15 Prozent. BAföG 
gab es dann ab 1969 (für Schüler) 
und 1971 für Studierende. Arbeit in 
den Semesterferien, die mit dem Stu¬ 
dium nichts zu tun hatte, aber zwin¬ 
gend war, um den Lebensunterhalt 
zu sichern, blieb für Kinder aus der 
Arbeiterklasse selbstverständlich. 
Daran hat sich nach rund 50 Jahren 
kaum etwas geändert. Das Studen¬ 


_ 



tenleben ist in Abhängigkeit von der 
Herkunft nicht lustiger geworden. 
Die damalige NRW-Schulministerin 
Barbara Sommer (CDU) versicherte 
für die damalige CDU/FDP-Landes- 
regierung, dass der Doppeljahrgang 
keine Probleme darstellen werde. 
Jeder werde einen Studienplatz be¬ 
kommen. Man könnte es auch so for¬ 
mulieren: Jeder, der einen Platz be¬ 
kommen hat, kann auch studieren, 
wenn er zur richtigen Zeit den freien 
Platz im Labor oder in den Semina¬ 
ren und Vorlesungen bekommt. Vo¬ 
raussetzung ist zudem, dass er eine 
bezahlbare Unterkunft gefunden hat. 
Die Studentenwerke zeigen die De¬ 
fizite auf. 

Behauptet wurde auch, dass Schüle¬ 
rinnen mit höheren Schulabschlüs¬ 
sen die anderen - etwa von der 
Haupt- oder Realschule - nicht im 
Kampf um Ausbildungsplätze unter¬ 
buttern würden. Die aktuellen Zah¬ 
len des Arbeitsamtes beweisen das 
Gegenteil. 

„Spanien“, „Griechenland“ und 
„Portugal“ als Phänomene der Klas¬ 
senauseinandersetzung finden sich 
auch an den deutschen Hochschu¬ 
len. Allerdings nicht so krass. Das 
untere soziale Segment ist hier ja 
ohnehin unterpräsentiert. Dennoch 
ist die Abbrecherquote katastrophal. 
Die Bildungskatastrophe ist noch da. 
Sie hat nur ihr Aussehen geändert. 
Das Studiensystem muss so gestal¬ 
tet sein, dass die Studierenden ihre 
Laufbahnen nicht mehr abbrechen 
müssen. 


D as Gejammer vom Facharbei¬ 
termangel tönt auch aus allen 
Werkstätten des Handwerks 
und hilft der weiteren Verbreitung der 
Mär von den landauf, landab fehlenden 
Facharbeitern. Wird eine Ware knapp, 
so erklärt die Wirtschaft uns Verbrau¬ 
cher Preiserhöhungen, wird eben die 
Ware teurer. Auf die Ware Arbeitskraft 
soll diese Weisheit aber keine Anwen¬ 
dung finden. Sonst müsste zum Beispiel 
endlich die Vergütung für die Ausbil¬ 
dung deutlich erhöht und auch allge¬ 
mein die Ausbildungsbedingungen we¬ 
sentlich attraktiver werden. Das wäre 
zur Imageaufbesserung der Branche 
dringend nötig. 

Gegenwärtig rangiert auf der Beliebt¬ 
heitsskala der 25 beliebtesten Aus¬ 
bildungsberufe der Beruf des Maler¬ 
und Lackierers weit abgeschlagen auf 
Platz 21. Aber weit gefehlt, wer meint, 
dass die „Arbeitgeber“ daraus Schlüs¬ 
se ziehen würden. Scheinbar gilt im¬ 
mer noch der genau so alte wie dum¬ 
me Spruch: „Willst Du einen billigen 
Arbeitsmann - dann schaff Dir einen 
Lehrling an!“ 

Wäre es anders, wären nicht gerade die 
Tarifverhandlungen für die rund 26 000 


Auszubildenden im Maler- und Lackie¬ 
rerhandwerk mit einem Eklat geschei¬ 
tert. Statt endlich einer deutlichen Ver¬ 
besserung Ausbildungsbedingungen 
zuzustimmen, haben sie die Verhand¬ 
lungen abgebrochen und fluchtartig 
den Verhandlungsraum verlassen. 
„Das Handwerk klagt über Nach¬ 
wuchsmangel. Gleichzeitig stemmen 
sich die Arbeitgeber des Maler- und 
Lackiererhandwerks dagegen, ihre 
Branche attraktiver zu machen und 
dem Nachwuchs Perspektiven zu bie¬ 
ten“, sagte der Verhandlungsführer der 
IG BAU, Andreas Harnack. Nach ei¬ 
nem Jahr und insgesamt vier Verhand¬ 
lungsrunden hatte sich die Tarifkom¬ 
mission der IG BAU für eine bessere 
Ausbildungsvergütung im Maler- und 
Lackiererhandwerk eingesetzt: 40 
Euro mehr sollten pro Monat mehr 
für jeden Azubi am Ende raus sprin¬ 
gen, so die Forderung der IG BAU. Das 
ist auch mehr als angesagt, denn „der¬ 
zeit liegt die Ausbildungsvergütung der 
Maler- und Lackierer-Azubis im Kel¬ 
ler“, klärt Harnack auf. 

Im ersten Ausbildungsjahr bekommt 
ein Azubi lediglich 450 Euro pro Mo¬ 
nat; im dritten Ausbildungsjahr sind 


dies gerade 635 Euro - und damit 
noch weniger, als ein Azubi auf dem 
Bau im ersten Jahr seiner Ausbildung 
bekommt. Darüber hinaus fordert die 
IG BAU die Erstattung der Fahrtkos¬ 
ten zur Berufsschule und zum Ausbil¬ 
dungszentrum. Und es geht um die 
Verbesserung der Berufsperspektive 
der jungen Handwerker durch eine 
Übernahmeregelung nach der Ausbil¬ 
dung sowie um eine zusätzliche Alters¬ 
vorsorge. Obwohl die IG BAU in allen 
Punkten „erhebliche Kompromissbe¬ 
reitschaft“ signalisiert hat, blieb die an¬ 
dere Seite bei ihrer Blockadehaltung. 
Treffend sagte Harnack. von der IG 
BAU „Mit der Flucht vom Tariftisch 
haben die Arbeitgeber ihre wahre Ab¬ 
sicht gezeigt: Sie wollen ihre Azubis 
weiterhin als billige Arbeitskräfte aus¬ 
nutzen - ohne dabei an deren Zukunft 
zu denken“ und kündigte als richtige 
Antwort den Start von bundeswei¬ 
ten Aktionen in Handwerkskammern 
und Betrieben an. Eine alte Maler¬ 
und Lackiererweisheit lehrt: Wer sich 
nicht wehrt, lebt verkehrt und Lehrjah¬ 
re sind keine Herrenjahre - aber eben 
auch nicht die der Herren. 

Wilhelm Dörner 


Landesregierung gibt Druck der Industrie nach 


NRW-Verkehrsminister Groschek hat 
im Juli der Öffentlichkeit seine Pläne 
für die „Verbesserung“ der Verkehrs¬ 
verhältnisse im mittleren Ruhrgebiet 
vorgestellt. In der Kernfrage, dem Bau 
der geplanten Transitautobahn A 52, ist 
der SPD-Minister vor dem Druck der 
Industrie eingeknickt. Danach soll zwi¬ 
schen der A 2 und der A 42 die bishe¬ 
rige B 224 zur A 52 ausgebaut werden. 
Gegen diesen Bau der Autobahn gibt 
es seit vielen Jahren heftigen Protest 
und Widerstand der Anwohner so¬ 
wie von Bürgerinitiativen in Essen, 
Bottrop und Gladbeck. Befürchtet 
wird seit langem, dass mit einer Sala¬ 
mitaktik an dem langfristigen Ziel ei¬ 
ner Transitautobahn festgehalten wer¬ 
den würde. Damit wird von Seiten der 
NRW-Landesregierung der politische 
Druck auf den weiteren Bau der A 52 
durch die Stadtgebiete von Essen und 
Gladbeck aufrecht erhalten und wei¬ 
ter erhöht. 

In Gladbeck entschieden sich 56 Pro¬ 
zent der Bürger im letzten Jahr in ei¬ 
nem Ratsbürgerentscheid gegen den 
geplanten Bau der Transitautobahn. 
Besonders das Vorhaben, ein Auto¬ 
bahnkreuz an der A2 mit der neuen 
A 52 zu bauen, war ein Hauptgrund für 
die breite Ablehnung der Ausbauplä¬ 
ne durch die Gladbecker Bevölkerung. 
Nach der jetzigen Veröffentlichung des 
Groschek-Plans wies der Gladbecker 
Bürgermeister Roland (SPD) in einem 
Protestbrief an den NRW-Verkehrsmi¬ 
nister daher darauf hin: „Im Vorfeld 


Mit einer Transitautobahn sind die Verkehrsprobleme im Ruhrgebiet nicht zu lösen! 



der Abstimmung hatten Bund und 
Land für den Fall eines ablehnenden 
Votums der Gladbecker Bürgerschaft 
einen Abbruch des Planungsprozesses 
zum Ausbau der B 224 zur A 52 zuge¬ 
sagt.“ An diese Zusage fühlen sich jetzt 
weder Berlin noch Düsseldorf gebun¬ 
den! 

Der Bottroper Oberbürgermeister 
Tischler sowie die Ratsmehrheit von 
SPD und CDU begrüßen den geplan¬ 
ten Autobahnbau auf Bottroper Ge¬ 
biet. Ihr Hauptargument: Dann er¬ 
halten die Anwohner endlich eine 
Lärmschutzwand. Es ist ein einmali¬ 
ger Vorgang, dass der Bau einer Auto¬ 
bahn eingefordert wird, damit es künf¬ 


tig einen Lärmschutz für die Anwoh¬ 
ner gibt. Vor den Folgen eines höheren 
Verkehrsaufkommens, den steigenden 
Belastungen für Mensch und Umwelt 
durch Abgase und Lärm werden kon¬ 
sequent die Augen verschlossen. 

Die Zusammenarbeit und der gemein¬ 
same Protest in den betroffenen Städ¬ 
ten Essen, Bottrop und Gladbeck hat 
eine lange Tradition. Bereits 2009 pro¬ 
testierten die DKP-Ratsmitglieder aus 
den drei Städten gemeinsam gegen die 
geplante Transitautobahn. Der Bottro¬ 
per DKP-Ratsherr Ulrich Kunold kri¬ 
tisierte jetzt den Groschek-Plan: „Die 
DKP-Fraktion lehnt die Pläne von 
Verkehrsminister Groschek nach wie 


stück auf Bottroper 
Gebiet hat keinen 
eigenen Verkehrs¬ 
wert und wird die 
Staus nur verlagern. 
Der Bau einer Au¬ 
tobahn war Mitte 
des letzten Jahrhun¬ 
derts vielleicht noch 
moderne Verkehrs¬ 
politik. Heutzutage 
ist das nichts ande¬ 
res als eine Kapitu¬ 
lation vor der Auto- 
Lobby.“ In einer Er¬ 
klärung der Essener 
Initiative „Stoppt A 
52“ heißt es: „Die BI 
kritisiert Verkehrs¬ 
minister Groschek, 
dass er am Bau des Torsos der A 52 zwi¬ 
schen Essen und Gladbeck festhält. Es 
ist ein Zugeständnis an die Betonköpfe 
in SPD und CDU, das kontraproduktiv 
ist. Die ohnehin angespannte Situati¬ 
on in Essen auf der Gladbecker Stra¬ 
ße wie auch auf der B 224 in Gladbeck 
wird sich verschlimmern.“ Das Glad¬ 
becker Bürgerforum kritisierte: „Die 
angekündigten B 224-Maßnahmen 
würden die Lebensqualität der Glad¬ 
becker erheblich verschlechtern. Im 
gesamten Paket wird mit keinem Wort 
erwähnt, wie die bereits jetzt unzu¬ 
mutbaren Verkehrsbelastungen durch 
die B 224 verbessert werden soll. Im 
Gegenteil, mit der massiven Zunahme 


vor ab. Das Teil¬ 


von Schwerlastverkehr würden auch 
die Lärm-, Feinstaub- und Abgas-Be¬ 
lastung massiv zunehmen.“ 

Die weiteren Vorschläge in dem 34 
Punkte umfassenden Maßnahmenpa¬ 
ket von Groschek zur Verbesserung 
der Verkehrssituation im mittleren 
Ruhrgebiet sind zum größten Teil nur 
unverbindliche Absichtserklärungen 
oder längst beschlossene Maßnahmen, 
die aus finanziellen Gründen nicht um¬ 
gesetzt werden. Der zweigleisige Aus¬ 
bau der S-Bahn Verbindung zwischen 
Bottrop und Gladbeck soll lediglich 
geprüft werden. Ohne die Beseitigung 
dieses Nadelöhrs kann z.B. der drin¬ 
gend notwendige 10-Minuten-Takt 
nicht realisiert werden. Für einen Rad¬ 
schnellweg zwischen Gladbeck und 
Essen ist nur eine Machbarkeitsstudie 
angekündigt. Eine konsequente Förde¬ 
rung des ÖPNV und eine Beendigung 
der Fixierung auf die PKW- und LKW- 
Verkehre sähen anders aus. 

Mit dem Festhalten am geplanten 
Ausbau der A 52 hat NRW-Minister 
Groschek eine Chance vertan. Für 
die Stoppt A 52 Initiativen in Essen, 
Bottrop und Gladbeck gilt es, ihren 
Widerstand noch intensiver zu bün¬ 
deln. Mit den DKP-Ratsmitgliedern 
in Bottrop und Gladbeck sowie dem 
Wahlbündnis Bürger liste Nord in der 
Essener Bezirks Vertretung V gibt es 
konsequente Partner der Bürgeriniti¬ 
ativen in den Parlamenten der betrof¬ 
fenen Ruhrgebietsstädte. 

Michael Gerber, DKP-Ratsherr in Bottrop 
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Unbequemer Pfarrer wird abgeschoben 

Evangelische Kirche reagiert auf Kritik an Rüstungsproduktion und Militärseelsorge 



D er 50-jährige evangelische Pfar¬ 
rer Rainer Schmid ist ein christ¬ 
lich motivierter Friedensaktivist 
und lebte und wirkte bis vergangene 
Woche in Friedrichshafen am Boden¬ 
see. Die Region Bodensee ist eine der 
drei größten Waffenschmieden in die¬ 
sem unserem Lande. In und von der 
Rüstungsproduktion rund um den Bo¬ 
densee leben mehr als 7 000 Beschäf¬ 
tigte. 

Pfarrer Rainer Schmid stellte sich 
dennoch, wann immer und wo immer 
es ging, auf die Seite jener, die durch 
Waffen vom Bodensee getötet wer¬ 
den. „Kirche hat den Auftrag, Unrecht 
beim Name zu nennen“. Und so pran¬ 
gert der Pfarrer an, dass am Bodensee 
Produkte hergestellt werden, „die den 
Tod bringen“. 

Pfarrer Schmid war Mitglied einer Be¬ 
ratergruppe für den Bodenseekirchen¬ 
tag, auf dem die von ihm mitverfass¬ 
te „Ökumenische Erklärung zur Rüs¬ 
tungsindustrie am Bodensee“ Anfang 
Juli 2012 heftig diskutiert wurde. Die 
Erklärung forderte die katholische und 
die evangelische Kirche auf, dafür ein¬ 
zutreten, dass am Bodensee keine Waf¬ 
fen hergestellt und schon gar nicht in 
Krisen- und Kriegsgebiete exportiert 
werden. 

Dass er sich so in Friedrichshafen nicht 
der Zuneigung der Waffenschmiede 
am Bodensee erfreute, verwundert 
ihn nicht. Nun aber musste Pfarrer 
Rainer Schmid Friedrichshafen ver¬ 
lassen. Nach sechseinhalb Jahren als 
„Pfarrer zur Dienstaushilfe beim ge¬ 
schäftsführenden Pfarrer“ in der Evan¬ 
gelischen Gesamtkirchengemeinde 
Friedrichshafen geht er - alles andere 
als freiwillig - nach Aalen auf die raue 
Schwäbische Alb. Schon seit 1. Juni ist 
er offiziell beurlaubt. Die Beurlaubung 
ermögliche Schmid „eine begleitete 
Auszeit zur persönlichen Neuausrich¬ 
tung und der Vorbereitung für den an¬ 
stehenden Übergang“, so seine Dienst¬ 
herren. 

Pfarrer Schmid sieht das anders. Stein 
des Anstoßes war offensichtlich sein 
antimilitaristisches Engagement, das 
besonders seit vergangenem Herbst 
in der Gesamtkirchengemeinde Fried¬ 
richshafen und im Kirchenbezirk Ra¬ 
vensburg für erhebliche Unruhe sorg¬ 
te. 

Die Diskussion um die Beurlaubung 
von Pfarrer Rainer Schmid in Zusam¬ 
menhang mit seinem Engagement für 
die Abschaffung der Militärseelsorge 
stieß auf überregionale Beachtung. Es 


meldete sich zum Beispiel Ulrich Kro¬ 
nenberg, Militärpfarrer aus Speyer zu 
Wort. Gegenüber der Regionalzeitung 
Südkurier beschimpfte Ulrich Kronen¬ 
berg die Aktivisten als „theologische 
Wirrköpfe mit abstrakten Ideen“. 

Die „Ökumenische Initiative“ zur Ab¬ 
schaffung der Militärseelsorge wurde 
22. September 2012 in Halle an der 
Saale gegründet. Mit im Boot unter 
anderem der Dietrich-Bonhoeffer- 
Verein, der Internationale Versöh¬ 
nungsbund (Deutscher Zweig) und 
eben auch Pfarrer Rainer Schmid. Da¬ 
mit schufen die Initiatoren sich eine 
organisatorische Struktur, um für die 
von den Christen in der Friedensbe¬ 
wegung längst geforderte Abschaffung 
der Militärseelorge besser kämpfen zu 
können. Der Schritt war längst über¬ 
fällig. 

In seinem Positionspapier schreibt 
Pfarrer Schmid: „In Deutschland gibt 
es etwalOO evangelische und 100 ka¬ 
tholische Militärpfarrer. Auf evangeli¬ 
scher Seite gibt es auch ein paar Mili¬ 
tärpfarrerinnen. Militärpfarrer werden 
von ihrer Heimatkirche für rund sechs 
Jahre freigestellt. Sie werden vom Mi¬ 


litärischen Abschirmdienst überprüft, 
sie werden Bundesbeamte auf Zeit, 
sie leisten einen Beamten-Eid, sie ha¬ 
ben ihr Büro in der Kaserne, sie fahren 
Dienstwagen der Bundeswehr, sie wer¬ 
den direkt vom Bundesministerium 
für Verteidigung bezahlt, sie tragen im 
Auslandseinsatz und auf Kriegsschif¬ 
fen militärische Kleidung, und sie ha¬ 
ben eine Bundeswehr-Mail-Adresse. 
Jedes Militärpfarramt ist eine Dienst¬ 
stelle des Bundesministeriums für Ver¬ 
teidigung.“ Pfarrer Schmid schreibt 
weiter: „Es gibt eine Volksweisheit, 
die sagt „wes Brot ich ess 4 , des Lied 
ich sing 4 .“ 

An dieser Volksweisheit ist etwas dran. 
Der Militärpfarrer ist ein Bundesbe¬ 
amter auf Zeit. Er wird vom Staat be¬ 
zahlt. Der Gefängnispfarrer begleitet 
seine ,Klienten 4 in der Regel nicht 
auf Diebestouren, nicht auf Raubzü¬ 
ge, nicht bei sexuellen Übergriffen. 
Aber der Militärpfarrer begleitet sei¬ 
ne ,Klienten 4 bei gewalttätigen Touren 
ins Ausland, und bei der Vorbereitung 
auf diese Touren. 

Der Staat gibt circa 28 bis 30 Millio¬ 
nen Euro jährlich für die Militärseel- 


sorge aus. Was wünscht sich der Staat 
dafür - ausgesprochen oder unausge¬ 
sprochen - als Gegenleistung? Theore¬ 
tisch ist es zwar denkbar, dass ein evan¬ 
gelischer Militärpfarrer zu Soldaten im 
Auslandseinsatz sagt: ,Dieser Krieg, 
den wir hier führen, ist nach den Kri¬ 
terien der Friedensdenkschrift (EKD, 
2007, § 102) Unrecht. Er muss abgebro¬ 
chen werden. Ihr dürft euch ab sofort 
nicht mehr an diesem Krieg beteiligen. 4 
Theoretisch ist dies möglich. 

„Aber in der Praxis hat sich der Mili¬ 
tärpfarrer so sehr an die militärische 
Denkweise und Verhaltensweise ge¬ 
wöhnt, und an den Wohlstand und das 
Ansehen, das ihm seine Stellung ver¬ 
schafft, dass er in der Praxis nicht wi¬ 
dersprechen wird 44 Das Positionspapier 
von Pfarrer Schmid endet: „Es handelt 
sich bei der Militärseelsorge um ein 
Überbleibsel aus der Zeit, in der Thron 
und Altar gemeinsame Sache gemacht 
haben.“ Und er hat schon eine neue 
Idee: Kirchliche Einrichtungen sollen 
einen Friedensengel erhalten, wenn sie 
sich nicht von Rüstungsunternehmen 
aushalten lassen. 

Manfred Dietenberger 


Unverbindliche Absichtserklärungen 

Soziale Liste Bochum zur Vermarktung der Opel-Flächen 



Auf dem Gelände der ehemaligen Zeche Dannenbaum entstand das 
Opel-Werk I in Bochum. 


Der Brief des Opel-Managers Joachim 
Koschnicke an Bochums Oberbürger¬ 
meisterin Ottilie Scholz in Sachen 
Opel-Flächen und Gründung der Ge¬ 
sellschaft „Bochum Perspektive 2022“ 
enthält keine substantiell neuen Er¬ 
kenntnisse. Koschnicke wiederholt be¬ 
kannte unverbindliche Positionen des 
Opel-Managements. Insbesondere sind 
keine konkreten Angaben enthalten, 
mit welchen finanziellen Beträgen sich 
Opel an der Gründung der Bochumer 
Gesellschaft Perspektive 2022 betei¬ 
ligen will. Auch über die Lösung der 
Altlastenfrage schweigt sich Opel aus. 
Die Medienmeldung „Opel verschenkt 
Werksflächen“ lässt sich nicht aus dem 
Opel-Brief ableiten. Vielmehr kann 
aus den Passagen von einem zu „er¬ 
mittelnden Marktwert“ und den feh¬ 
lenden Aussagen zur Altlastenproble¬ 
matik darauf geschlossen werden, dass 
Opel die Flächen als Faustpfand benut¬ 
zen will, um sich günstig seiner Ver¬ 
antwortung für den Bochumer Opel 
Standort zu entziehen. 

Erinnert werden muss auch daran, dass 
die Stadt Bochum und das Land NRW 
die Ansiedlung der Opel-Werke vor 
über 50 Jahren mit mehreren hundert 
Millionen DM förderte und Opel das 
aufbereitete Gelände seinerzeit zu ei¬ 


nem symbolischen „Wirtschaftsförde¬ 
rungspreis“ übertragen bekam. 

Die Darstellungen in dem Opel-Brief 
(„keine Vorabveräußerung an Dritte“, 
„keine wirtschaftlichen Erlösinteres¬ 
sen“) werden durch die Feststellung 
am Ende des Schreibens entwertet, 
wo auf die rechtlich unverbindliche 
Art des Schreibens hingewiesen wird. 


Die Beschlussvorlage der Verwaltung 
zum Thema „Bochum Perspektive 
2022“ fasst hingegen alle bisher be¬ 
kannten Verhandlungspositionen zu¬ 
sammen und enthält auch konkrete 
Zahlen zur Ausstattung der zu grün¬ 
denden Gesellschaft (Stadt Bochum/ 
EGR 11 Mio.; Opel 10,6 Mio. Euro 
Sach- Personal- und finanzielle Leis¬ 


tungen bis 2022). (Vorlage 20131569, 
Seite 3/unten). Ob insbesondere der an¬ 
visierte Betrag von rund 1 Mio. Euro 
jährlich als finanzielle Ausstattung der 
Gesellschaft ausreicht bleibt mehr als 
fraglich. Fraglich auch, weil es hierzu 
von Opel überhaupt keine Aussage 
gibt. 

PS.: Zur Information 

Bei dem Opel-Manager Joachim Ko¬ 
schnicke handelt es sich um einen ver¬ 
sierten Polit- und Kommunikations¬ 
strategen. Bevor er am 1.1.2013 zum 
„Vice President, European Govern¬ 
ment Relations“ ernannt wurde, war 
er in mehreren Funktionen bei der 
CDU tätig. Ab 2000 leitete er für 5 
Jahre das Büro des CDU-Generalse- 
kretärs. 

Er war auch als „Leiter für strategische 
Planungen“ im Konrad-Adenauer- 
Haus und als Berater in der Düsseldor¬ 
fer CDU-Zentrale tätig. Zuletzt war 
er Geschäftsführer des Meinungsfor¬ 
schungs-Instituts Forsa. Seinen Wech¬ 
sel zu Opel kommentierten Zeitungen 
mit Überschriften wie „Koschnicke 
wird Opel-Lobbyist“. Er gilt als Ver¬ 
trauter von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel. 


Hoher Anteil von 
Geringverdienern 

In Deutschland verdiente im Jahr 2010 
knapp ein Viertel aller Beschäftigten 
weniger als 9,54 Euro brutto pro Stun¬ 
de. Das geht aus einer neuen Studie 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hervor. Da¬ 
mit ist der Anteil der Geringverdie¬ 
ner hierzulande größer als in ande¬ 
ren westlichen EU-Ländern. Wenn 
man ausschließlich Vollzeitbeschäf¬ 
tigte berücksichtigt, ist der Anteil in 
Deutschland mit rund einem Fünftel 
etwas niedriger, aber im Vergleich im¬ 
mer noch relativ hoch. 

Wie in international vergleichenden 
Analysen üblich wurde in der IAB- 
Studie die Niedriglohnschwelle bei 
zwei Drittel des nationalen Median¬ 
lohns angesetzt. Der Medianlohn ist 
der mittlere Lohn: Die eine Hälfte al¬ 
ler Beschäftigten verdient mehr, die 
andere Hälfte weniger als den Medi¬ 
anlohn. Dieser Definition folgend lag 
die deutsche Niedriglohnschwelle im 
Jahr 2010 bei einem Stundenlohn von 
9,54 Euro brutto. 

Insolvenz von Max Bahr 

Nachdem nun auch die Baumarkt¬ 
gruppe „Max Bahr“ angekündigt hat, 
einen Antrag auf Eröffnung des Insol¬ 
venzverfahrens zu stellen, warnt die 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) vor einer Zerschlagung. „Eine 
Zerschlagung des Konzerns muss un¬ 
bedingt verhindert werden“, so ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. 

„Auch Warenkreditversicherer, Ban¬ 
ken, Lieferanten und Vermieter müs¬ 
sen Verantwortung für die Arbeits¬ 
plätze und Existenzen der rund 15 
000 Beschäftigten bei Max Bahr 
und Praktiker übernehmen.“ Es sei 
skandalös, dass ein einzelner Waren¬ 
kreditversicherer aus kurzfristigem 
Profitinteresse die Fortführung des 
Unternehmens gefährde. „Wer über 
Jahre gute Geschäfte mit Praktiker 
und Max Bahr gemacht hat, muss jetzt 
auch aktiv daran mitwirken, den Be¬ 
schäftigten und ihrem Unternehmen 
eine Perspektive zu eröffnen“, forder¬ 
te Nutzenberger. 

Vorrang müsse jetzt die Warenbeliefe¬ 
rung der Märkte und Filialen haben. 
„Die Beschäftigten sind trotz der gro¬ 
ßen Unsicherheit um ihre berufliche 
und persönliche Zukunft weiterhin 
engagiert und bereit, sich für ihr Un¬ 
ternehmen einzusetzen. 

Damit das Geschäft aber weiterlaufen 
kann, muss ausreichend Ware in die 
Regale und Lager.“ ver.di versprach - 
gemeinsam mit den Betriebsräten - die 
Beschäftigten zeitnah über die Folgen 
des Insolvenzantrags sowie ihre Rech¬ 
te und Ansprüche informieren. 


Nach Abschluss ohne Job 

In diesen Tagen legen viele Auszubil¬ 
dende ihre Abschlussprüfung ab. Für 
viele ist eine erfolgreiche Prüfung den¬ 
noch kein Grund zu feiern. Sie stehen 
trotz Bestehens ohne Job da. Eine au¬ 
tomatische Weiterbeschäftigung im 
ausbildenden Betrieb gibt es meist 
nicht. 

Ein Berufsausbildungsverhältnis en¬ 
det mit Ablauf der Ausbildungszeit 
oder mit Bekanntgabe des Ergebnis¬ 
ses der Abschlussprüfung, wenn die¬ 
se vor Ablauf der Ausbildungszeit 
bestanden wird. Einen allgemeinen 
Rechtsanspruch auf Übernahme gibt 
es nicht. 

Die Jugendgruppe der Industriege¬ 
werkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG 
BAU), Junge BAU, setzt daher auf be¬ 
triebliche und tarifliche Lösungen: „In 
der Bauwirtschaft haben wir eine sehr 
gute Regelung gefunden. Das ist auch 
dem Einsatz der Jungen BAU zu ver¬ 
danken, die das Thema auf die Tages¬ 
ordnung gesetzt hat“, sagte der stell¬ 
vertretende Bundesvorsitzende der 
IG BAU, Robert Feiger. 

Die Regelung sieht vor, dass Betriebe 
vier Monate vor Ablauf der Ausbil¬ 
dung ihren Azubis schriftlich mittei- 
len müssen, wenn sie sie nicht überneh¬ 
men. Andernfalls ist nach dem Ausbil¬ 
dungsende ein Arbeitsverhältnis auf 
unbestimmte Zeit begründet. 
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M inister de Maiziere wird - an¬ 
ders als seine Vorgänger Jung 
und von Guttenberg - nicht 
gehen. Jedenfalls nicht vor den Bundes¬ 
tagswahlen. Und auch sein für Rüstung 
zuständiger und mit dem europäischen 
Rüstungskonzern EADS eng verhan¬ 
delter Staatssekretär Stephane Bee- 
melmans wird gewiss bleiben. 
Beemelmans hatte am vergangenen 
Dienstag vor dem Untersuchungs¬ 
ausschuss des Bundestags zur Droh¬ 
nenaffäre zwar erklärt, er habe den 
Verteidigungsminister erst spät über 
gravierende Probleme beim Drohnen¬ 
projekt „Euro Hawk“ unterrichtet. Erst 
am 13. Mai 2013 habe er de Maiziere 
über den Abbruch des Beschaffungs¬ 
programms für die Aufklärungsdroh¬ 
ne informiert. Er habe ihm zuvor auch 
nicht umfassend über die Probleme 
bei der Zulassung der Drohne für den 
deutschen Luftraum und eine drohen¬ 
de Kostenexplosion unterrichtet. 
Beemelmans wird jedoch vom Minister 
gestützt, der einen Tag später vor dem 
Ausschuss beklagte, er wäre nur unzu¬ 
reichend in das Projekt „Euro Hawk“ 
eingebunden gewesen und er sähe 
Fehler vor allem bei seinen Vorgän¬ 
gern. Der Ursprung der Probleme mit 
der gescheiterten Aufklärungsdrohne 
läge weit vor seiner Amtszeit. Als er im 
März 2011 ins Amt kam, seien bereits 
85 Prozent der Gesamtsumme ausge¬ 
geben gewesen. 

Doch der Minister erfuhr schon Mona¬ 
te zuvor von den Problemen, berichte¬ 
te die „Berliner Zeitung“ am 30. Juli. 
Der Zeitung liegt ein entsprechendes 
Dossier vor. In einer Vorlage für ei¬ 
nen Besuch des Ministers bei der Fir¬ 
ma Cassidian erfuhr der spätestens am 
10. Dezember 2012, dass es - aufgrund 

Polizeikessel nach 
Castor-Blockade 
unzulässig 

Die Ingewahrsamnahme von Demons¬ 
tranten in einem „Polizeikessel“ beim 
Castor-Transport im November 2011 
war rechtswidrig. 

Einen entsprechenden Beschluss des 
Landgerichts Lüneburg erhielt jetzt 
der erste von mehr als hundert Betrof¬ 
fenen, die gegen den Kessel gerichtlich 
vorgegangen sind. 

Der Atomgegner hatte im Rahmen ei¬ 
ner Aktion der Gruppe „widerSetzen“ 
gemeinsam mit etwa 3 000 Mitstrei¬ 
terinnen bei Harlingen im Wendland 
die Castor-Transportstrecke besetzt, 
um die Einfahrt des bisher letzten 
Zuges mit Atommüll aus Frankreich 
zu verhindern. Nachdem die Polizei 
am Nachmittag nicht imstande war, 
die Blockade in der Entstehung zu 
behindern, begann sie am Abend die 
Räumung mit Festnahme und, wie es 
in Polizeijargon heißt, „Feldgewahr¬ 
sam“ vorzubereiten. 

Kurz vor drei Uhr nachts wurde dann 
die Auflösung der Versammlung von 
der Polizei verfügt und wenig später 
von der Mitte der Blockade in beide 
Richtungen geräumt. Angesichts der 
teilweise rabiaten Polizeimethoden 
und der drohenden Festnahme verließ 
dann etwa die Hälfte der Teilnehmer 
die Blockade, festgenommen wurden 
etwa 1.300 Menschen. 

Zu Unrecht, wie jetzt das zuständige 
Landgericht Lüneburg in zweiter In¬ 
stanz befand: 

Die Freiheitsentziehung stellt einen 
schwerwiegenden Eingriff in die Men¬ 
schenrechte dar, der mit gutem Grund 
nach deutschem und europäischem 
Verständnis nur bei ebenso schwer¬ 
wiegenden Gründen und mit juristisch 
einwandfreie Vorgehen zulässig ist. 
Besonders erfreulich für die Betroffe¬ 
nen: Im Unterschied zur ersten Instanz 
erlegt das Gericht der Landeskasse 
den Kostenersatz, also die Erstattung 
von Anwalts- und Fahrtkosten auf. 
Viele der Betroffenen werden auf 
Schadenersatz klagen. 


_ Innenpolitik _ 

Tricksen, täuschen, lügen 

Keine Klärung im Drohnenuntersuchungsausschuss des Bundestages 
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technischer Probleme oder witterungs¬ 
bedingt - Verzögerungen im Projekt 
gab. Verwiesen wurde in dieser Vorla¬ 
ge auch auf die „verspätete Beistellung 
von Geräten und Komponenten durch 
die US Air Force und die National Se¬ 
curity Agency (NSA)“. Mittlerweile 
sind weitere Ungereimtheiten bekannt 
geworden ... 

Es geht hier um mehr als nur um Minis¬ 
teriumsquerelen, mangelnde Kommu¬ 
nikation oder einige hundert Millionen 
Euro, die „scheinbar“ in den Sand ge¬ 
setzt wurden. 

Es geht darum, dass auch deutsche Mi¬ 
litärs und führende Politiker Kampf¬ 
und Aufklärungsdrohnen wollen, in de¬ 
nen sie eine „Zukunftstechnologie“ für 
die moderne Kriegführung, aber auch 


die „Aufklärung“ und die „Aufstands¬ 
bekämpfung“ sehen, bei der das eigene 
Land und EU-Europa „nicht Zurück¬ 
bleiben dürfen“. Es geht darum, dass 
die Anschaffung neuer Aufklärungs¬ 
und vor allem bewaffneter Drohnen 
für die Bundeswehr geplant ist. 

Es geht zugleich darum, dass man bei 
dem zu erwartenden großen Drohnen¬ 
geschäft mitverdienen will. Denn der 
Markt für Drohnen wird wachsen. Er 
wird auf 8,7 Milliarden Euro im Jahr 
2023 geschätzt. (IMI, 18.6.2013) Und 
die europäische - und natürlich auch 
die deutsche - Rüstungsindustrie will 
dabei sein. Ein „Zukunftsmarkt“ soll 
„erobert werden“. 

Musste vielleicht deshalb jetzt der „Eu- 
ro-Hawk“ des US-Herstellers Northrop 


Grumman scheitern, um die eigene 
Forschung und Entwicklung voranzu¬ 
bringen? - Nicht gescheitert, sondern 
anwendungsbereit ist dagegen die für 
die Drohne von EADS entwickelte - 
und mittels Steuergeldern bezahlte - 
Spionagetechnik „Isis“ (vgl. ebenda). 
All dies scheint im Bundestaguntersu¬ 
chungsausschuss keine Rolle zu spie¬ 
len. Auch nicht - wie Jan van Aken, der 
Vertreter der Fraktion der Partei „Die 
Linke“ im Ausschuss, in einer Presse¬ 
erklärung am 30. Juli betonte -, dass 
Staatssekretär Stephane Beemelmans 
ganz offen zugab, der „Euro Hawk“ 
solle mit entsprechender Spionage¬ 
technik nicht nur von der Bundeswehr, 
sondern auch von anderen Ministerien 
eingesetzt werden. Beispielsweise bei 


Schweigen 

Dagger-Complex Griesheim und die NSA 


Die Ereignisse um Edward Snowden 
und seine Enthüllungen haben in vie¬ 
len Bereichen hektische Betriebsam¬ 
keit ausgelöst. „Abhören unter Freun¬ 
den - das tut man nicht!“ lässt Ange¬ 
la Merkel verkünden, um dann gleich 
im Anschluss zu beteuern; natürlich 
von nichts gewusst zu haben. Ihr Ver¬ 
bindungsmann zu den deutschen Ge¬ 
heimdiensten, Ronald Pofalla, spielt 
ebenfalls den Ahnungslosen - was er 
bei seinen wöchentlichen Besprechun¬ 
gen mit den BND-Verantwortlichen so 
macht bleibt im Dunkeln. 

Dagger-Complex in Griesheim 

Im Zusammenhang mit der NSA-Ab¬ 
höraffäre ist auch der sich auf dem ehe¬ 
maligen Euler-Flugplatz bei Griesheim 
befindliche Dagger-Complex wieder ins 
Bewusstsein gerückt. Ein junger Mann 
aus Griesheim lud per Facebook zu 
„Spaziergängen“. Man wollte sich mal 
leibhaftige Spione ansehen. Dies rief 
Staatsschutz und andere Dienste auf 
den Plan - wohl auch sehr zur Überra¬ 
schung des jungen Griesheimers. Da¬ 
bei gibt es die Spione am Griesheimer 
Sand schon lange. 

Bereits Anfang 2003 wird bekannt, 
dass die sogenannte Echelon-Station in 
Bad Aibling aufgelöst werden soll. Ein 
kleiner Teil wird zur größten Echelon- 
Anlage in Menwith Hill, Großbritan¬ 
nien verlegt, der größte Teil aber nach 
Darmstadt auf ein Gelände verlegt, 
dass als „Dagger-Complex“ bezeichnet 
wird. Vermutlich war die antike Eche¬ 
lon-Schlachtordnung der Antike der 
Namensgeber für dieses Spionagenetz. 
Die gesammelten Daten aus Europa 
werden über NSA-eigene Satelliten in 
die USA geleitet - nach Fort Meade, ins 
Zentrum der National Security Agen¬ 
cy. Dort arbeiten so viele Informatiker, 
wie nirgendwo sonst auf der Welt: cir¬ 
ca 40 000. Alle Gebäude sind speziell 
gegen Strahlungen abgeschirmt. Nicht 
einmal das amerikanische Parlament 
weiß, was dort alles an Daten erfasst ist. 


Ein ehemaliger Wachmann berichtete 
im März 2004 über seine Eindrücke: 
„Das Problem bei Dagger-Complex 
ist, dass man selbst als Wachmann dort 
nur relativ bescheidenen Einblick in 
die Einrichtung selbst bekommt. So 
stehen bei Dagger ca. 3 000 Parkplät¬ 
ze zur Verfügung, die Gebäude (bes¬ 
ser Baracken) nehmen aber höchstens 
200 Leute auf. Die ganze Chose findet 
dort unterirdisch statt. Das ganze Areal 
(Eberstädter Weg) liegt isoliert in ei¬ 
nem Gebiet ohne jegliche Bewaldung. 
Es ist umgeben von Stacheldrahtzaun. 
Alle 5 m Infrarotkameras und Bewe¬ 
gungsmelder. Das Uniform-Symbol 
der Dagger-Leute ist ein nach unten 
gerichteter Dolch der links und rechts 
von zwei Schlüsseln flankiert wird.“ 

Stadtverordnetenfraktion 
PDS-DKP/Offene Liste 

Da das Gelände des ehemaligen Euler- 
Flugplatzes auf Darmstädter Gemar¬ 
kung liegt, habe ich als Stadtverord¬ 
neter der Fraktion PDS-DKP/Offene 
Liste nach Bekanntwerden dieser Tat¬ 
sachen mit einer kleinen Anfrage ver¬ 
sucht; offene Fragen und die Beteili¬ 
gung der Stadt zu klären. Die Antwort 
war - wie vorhersehbar - unbefriedi¬ 
gend und wenig aussagekräftig. Um 
das Thema weiter zu treiben haben wir 
dann einen Antrag in die Stadtverord¬ 
netenversammlung eingebracht. Inten¬ 
tion unseres Antrages war eine deut¬ 
liche Distanzierung und die Auffor¬ 
derung der Stadtverantwortlichen an 
die US-Army nach Rücknahme dieser 
Baumaßnahme. Zum anderen die In¬ 
formation der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger. 

Stadtverordnetenversamm¬ 
lung am 9. März 2004 

Die Diskussion unseres Antrages zum 
Thema US-Abhöranlage am ehemali¬ 
gen Euler-Flugplatz in der Stadtverord¬ 
netenversammlung am 09. März 2004 
lässt sich wohl mit folgendem Satz zu¬ 


sammenfassen: Uns sind die Hände ge¬ 
bunden, wir können nichts tun, Protest¬ 
noten an die US-Army bringen nichts. 
Insbesondere mit der Information der 
Bürgerinnen und Bürger taten sich die 
Rot-Grünen-Koalitionäre schwer. 

Hier zwei nette Zitate des damaligen 
Stadtrats Klaus Feuchtinger (Grüne) 
aus der Debatte: 

„(...), teils kann es auch nicht unsere 
Sache sein, gegen eine Anlage zu pro¬ 
testieren, von der wir tatsächlich nicht 
abschließend wissen, ob sie tatsächlich 
Spionagezwecken dient. Das muss erst 
mal nachweislich der Fall sein, bevor 
wir offiziell als Stadt hierzu eine Pro¬ 
testnote loswerden lassen können. Also 
das muss mir erst mal nachgewiesen 
werden, dann kann man darüber noch 
mal reden (...) 

(...) protestieren gegen die Nutzung ei¬ 
ner Anlage aufgrund einer Vermutung, 
ist dem Magistrat der Stadt Darmstadt 
nicht möglich.“ 

Dies könnten wir als politische Partei ja 
tun. Jan Dittrich (FDP) meinte gar; dies 
sei ein politisches Problem und daher in 
der Stadtverordnetenversammlung fehl 
am Platze. Interessanterweise wurde in 
der selben Stadtverordnetenversamm¬ 
lung ca. zwei Stunden vorher über die 
Novellierung der Landschaftsschutzge¬ 
bietsverordnung diskutiert. Dort wird 
genau dieses Gebiet am Griesheimer 
Sand zum Vogelschutzgebiet der Zone 
I erklärt. Will heißen, dort hat schon ein 
freilaufender Hund Bußgeld für seinen 
Besitzer oder seine Besitzerin zur Fol¬ 
ge. Wenn allerdings dort die US-Armee 
baut, sieht sich die Stadt außerstande 
;auch nur den Hauch eines Protestes 
zu formulieren. Ein Angebot von Rot- 
Grün; unseren Antrag in eine Petition 
an die Bundestagsabgeordneten umzu¬ 
wandeln, wies ich zurück. 

Bei der Abstimmung stimmten CDU, 
FDP, SPD und Grüne gegen unseren 
Antrag, die „kleinen“ Fraktionen UFF- 
BASSE, LEU, Frauen und OS/3 für un¬ 
seren Antrag. 

Dies Abstimmungsergebnis veranlass- 
te einen Zuhörer auf der Tribüne zum 
Zwischenruf „Schlaft weiter!“ 

Zur Chronistenpflicht gehört noch die 
Tatsache, dass die bürgerliche Presse 
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Protestaktionen wie 2007 in Rostock/ 
Heiligendamm. 

Die Partei „Die Linke“ hat die techni¬ 
schen Möglichkeiten mit Hilfe eines 
Drohneneinsatzes in einer Studie 1 , die 
am 29. Juli veröffentlicht wurde, genau¬ 
er untersucht und auf Gefahren auf¬ 
merksam gemacht: „Die Bundesregie¬ 
rung sieht in ihrem Einsatzkonzept für 
den Euro Hawk eindeutig sogenann¬ 
te ,ressortübergreifende‘ Einsätze vor. 
Gemeint ist damit nichts anderes als 
die Nutzung der Überwachungstech¬ 
nologie der Drohne durch BND, Poli¬ 
zei oder auch die europäische Agentur 
zur Flüchtlingsabwehr, FRONTEX. 
Das ISIS-System im Euro Hawk kann 
bei 15 Kilometer Flughöhe in einem 
Umkreis von bis zu ca. 400 Kilometern 
alle Funksignale auffangen, anpeilen, 
aufzeichnen und zu Bodenstationen 
übertragen, die stark genug sind, um 
von den Empfängern aufgenommen zu 
werden (...) ISIS wäre bei einem Ein¬ 
satz im Inneren, z.B. bei einem G8-Pro- 
testszenario, in der Lage, ein flächen¬ 
deckendes Bild über die Kommunika¬ 
tionsstruktur der Protestierenden z.B. 
auch über Handfunkgeräte, Satelliten¬ 
telefone und WiFi zu generieren und 
durch seine Peilfunktionen ein perma¬ 
nentes Lagebild über Aufenthaltsorte 
von Protestierenden auch in einem grö¬ 
ßeren Gebiet zu geben.“ 

Auch wenn der „Euro Hawk“ nicht 
eingesetzt werden wird: „Isis“ funktio¬ 
niert plattformunabhängig, kann auch 
in Fesselballons oder Flugzeugen ein¬ 
gesetzt werden. Und steht bereit für 
kommende Drohneneinsätze ... 

nh 

1 siehe dokumente.linksfraktion.de/ 
inhalt/20130 729-eurohawk-studie- 
jva.pdf 


keine Zeile über diesen Antrag und die 
Aktivitäten der Fraktion berichtet hat. 
Nur in unserer Fraktionszeitung haben 
wir versucht eine gewisse Öffentlich¬ 
keit herzustellen. Nur am Rande: Der 
Versuch das Gelände zu fotografieren 
hat einem Genossen den Besuch des 
Staatsschutzes eingebracht. Nett aber 
eindringlich wurde er gebeten die ent¬ 
sprechenden Fotos zu löschen. 

Schweigen 

Auch aktuell hat der Darmstädter Ma¬ 
gistrat wenig zu sagen. Man schweigt 
und sitzt aus. Da die Abhöreinrichtung 
bald nach Wiesbaden verlegt wird, ist 
man fein heraus. In Wiesbaden sollen 
die Amerikaner derzeit laut „Spiegel“ 
124 Millionen Dollar in abhörsichere 
Büros und in ein Hightech-Kontroll- 
zentrum investieren. Nach dessen Fer¬ 
tigstellung sollen die Mitarbeiter der 
„Dagger Area“ von Darmstadt nach 
Wiesbaden umziehen. Die fünf Ra¬ 
darkuppeln (Radome) wurden schon 
2008 abgebaut. Der neue Stützpunkt, 
der auch von der NSA genutzt werden 
soll, sei mit den deutschen Behörden 
abgesprochen. Interessant wäre mal zu 
erfahren; welche Behörden und welche 
kommunalen Gremien Einfluss auf die¬ 
se Entscheidung hatten. Immerhin gibt 
es so was wie Baurecht, wobei dies in 
Darmstadt auch so recht keinen inter¬ 
essiert hat. 

Aber bei Politikern wie Frank Walter 
Steinmeier, immerhin vier Jahre Au¬ 
ßenminister der BRD, wundert man 
sich dann schon über nichts mehr: „Ich 
kann mich gut daran erinnern, dass es 
vor mehr als zehn Jahren schon mal ei¬ 
nen Abhörskandal gab unter dem Titel 
„Echelon“, wo es ein Netzwerk von bri¬ 
tischen, australischen, kanadischen und 
amerikanischen Geheimdiensten gab. 
Dieses Netzwerk ist damals, so die offi¬ 
zielle Aussage, beendet worden.“ 

Der „Spiegel“ berichtet, die Zusam¬ 
menarbeit zwischen der NSA und dem 
Bundesnachrichtendienst (BND) sei 
intensiver als bislang bekannt. Der 
BND soll von Daten, die die NSA in 
Deutschland gewinnt, profitieren. Noch 
Fragen? 

Rainer Keil 






m 


unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 9. August 2013 5 


Strompreis steigt im nächsten Jahr weiter 

Immer mehr Unternehmen beantragen eine Befreiung von der EEG-Umlage 


D er Strompreis wird auch im nächs¬ 
ten Jahr steigen. Davon geht das 
Öko-Institut in einer Studie aus, 
die für Greenpeace erstellt wurde. Für 
den Ausbau der Erneuerbaren Energi¬ 
en werden die Verbraucher voraussicht¬ 
lich 6,1 Cent pro Kilowattstunde zahlen 
müssen. Der Strompreis für Privathaus¬ 
halte wird damit voraussichtlich von 
derzeit durchschnittlich 28 auf mindes¬ 
tens 29 Cent pro Kilowattstunde steigen. 
Dabei sah es kürzlich noch so aus, als 
könnten die Verbraucher entlastet wer¬ 
den. So beschloss das Bundeskabinett 
am 31. Juli, dass Großverbraucher nicht 
mehr vollständig von den Netzgebühren 
befreit werden. Die Bundesregierung 
hat damit auf den Druck der EU-Kom- 
mission reagiert, die ein Verfahren we¬ 
gen unerlaubter staatlicher Beihilfe ein¬ 
geleitet hatte. Zudem hatte das Ober¬ 
landesgericht Düsseldorf die Befreiung 
von den Netzgebühren verworfen, weil 
sie nicht ausreichend begründet seien. 
Dennoch wird die Industrie auch wei¬ 
terhin bei den Netzgebühren entlastet. 


Begründet werden sie damit, dass eine 
regelmäßige, große Abnahme das Netz 
leichter steuerbar macht und stabili¬ 
siert. Wer mehr als acht Gigawattstun¬ 
den Strom bei mindestens 8 000 Nut¬ 
zungsstunden verbraucht, muss jetzt 
10 Prozent der Gebühren zahlen; bei 
7 000 Nutzungsstunden fallen 20 Pro¬ 
zent der der Gebühren an. Bisher wur¬ 
den Betriebe ab 7 000 Stunden vollstän¬ 
dig befreit. Im Jahr 2012 profitierten 
rund 200 Unternehmen von dem Privi¬ 
leg und sparten laut Bundesnetzagentur 
etwa 300 Millionen Euro ein, die von 
den anderen Verbrauchern ausgeglichen 
werden mussten. 

So entstanden Mehrkosten von 
0,33 Cent pro Kilowattstunde, die aller 
Voraussicht nach nicht geringer wer¬ 
den, sondern steigen. Denn über diese 
Umlage werden sowohl der Ausbau für 
neue Stromtrassen von Nord- nach Süd¬ 
deutschland als auch Reservekraftwer¬ 
ke für den Winter finanziert. 

Ein weiterer Lichtblick für die Verbrau¬ 
cher war die Ankündigung der EU- 


Kommission auch die Befreiung der 
Industrie von der EEG-Umlage zu un¬ 
tersuchen, die Stromkunden für die Er¬ 
zeugung erneuerbarer Energien zahlen. 
Es besteht auch bei ihr der Verdacht, 
dass das gegen geltendes EU-Wettbe¬ 
werbsrecht verstößt. Nach einem Spie¬ 
gel-Bericht will die EU-Kommission 
eine rückwirkende Korrektur fordern. 
Doch eine Woche später hieß es bereits, 
dass das Thema „auf Geheiß von ganz 
oben von der Tagesordnung genommen 
wurde“. EU-Wettbewerbskommissar 
Joaqufn Almunia beeilte sich zu erklä¬ 
ren, die Kommission befinde sich im¬ 
mer noch in der Vorprüfung eines Ver¬ 
fahrens. Wenn überhaupt ein Verfahren 
eingeleitet würde, geschähe dies erst 
nach Ende der Sommerpause - Ende 
August. 

Immer mehr Unternehmen beantragen 
eine Befreiung von der EEG-Umlage. 
Laut Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (Bafa) haben 2 367 
Firmen für das Jahr 2014 eine Befrei¬ 
ung beantragt. 2011 waren es 603 und 


in diesem Jahr müssen auch „nur“ 1 691 
Unternehmen nicht zahlen. Nach Ein¬ 
schätzung von Experten sind immer 
mehr Firmen ohne direkte ausländi¬ 
sche Konkurrenz darunter: Straßen¬ 
bahnunternehmen, Schlachthöfe, Ge- 
flügelmäster, Braunkohletagebaue, 
Golfplätze, Autohändler und Super¬ 
marktketten. 

In diesem Jahr sparen sie voraussicht¬ 
lich 5,6 Milliarden Euro, die wiederum 
von den Verbrauchern ausgeglichen 
werden müssen. 

Die deutsche Wirtschaft sieht ihre Ge¬ 
winne schwinden. Die Entlastungen 
seien existenziell, beeilte sich der Bun¬ 
desverband der Deutschen Industrie 
(BDI) zu erklären. „Schon die Eröff¬ 
nung eines Prüfverfahrens durch die 
EU-Kommission kann negative Aus¬ 
wirkungen auf die Investitionstätigkeit 
haben, da Unternehmen dann entspre¬ 
chende Rückstellungen bilden müssen“, 
erklärte Dieter Schweer, Mitglied der 
Hauptgeschäftsführung des BDL 


Es sei ein gutes Signal, dass sich die 
EU-Kommission eingeschaltet habe 
und die Industrierabatte prüfe, sagte 
Karen Ley, verbraucherpolitische Spre¬ 
cherin der Linksfraktion im Bundes¬ 
tag. Denn die Bundesregierung werfe 
bei der EEG-Umlage mit Rabatten 
um sich und nehme damit „steigende 
Strompreise für Privatkunden und klei¬ 
nere Unternehmen billigend in Kauf“. 
Eine Studie der Partei „Die Linke“ wei¬ 
se darauf hin, dass die uferlose Privile¬ 
gierung der Großindustrie andere Ver¬ 
braucher mit Mehrkosten von 16 Milli¬ 
arden Euro pro Jahr belaste. 
Deutschland bekomme ein Riesenpro¬ 
blem, wenn „die Energiepreise dauer¬ 
haft höher liegen als bei unseren Nach¬ 
barn“, warnte Ulrich Grillo, Präsident 
des BDL Dagegen zeigt die Studie des 
Öko-Instituts, dass Strom für energiein¬ 
tensive Branchen derzeit extrem güns¬ 
tig zu haben ist. So seien Ende Juni 
Preise an der Strombörse erzielt wor¬ 
den, die bei vier Cent pro Kilowattstun¬ 
de und darunter lagen. Das entspricht 
dem Preisniveau der USA, das als be¬ 
sonders niedrig gilt. Hinzu kommen 
die Effekte aus der Befreiung von den 
Netzgebühren und der EEG-Umlage. 

Bernd Müller 


Vom Ende der Illusionen 

Studie der Humboldt-Universität macht BRD-Doping bekannt 


„Nichts und niemand 
wird vergessen“ 

Gedenken an die Vernichtung des 
„Zigeunerlagers“ in Auschwitz 


Staatlich organisiertes Doping in der 
ach so unschuldigen, weil erfolglosen 
BRD. Gerade ist der (offenbar unvoll¬ 
ständige) Text der HU Berlin online ge¬ 
stellt worden. Für die Jünger von Free¬ 
dom and Democracy ist es derzeit nicht 
leicht. Vor ein paar Jahren, als noch der 
Russe vor der Tür stand und im Begriff 
war blonde Frauen und Töchter zu ver¬ 
gewaltigen, sah die Sache übersichtli¬ 
cher aus. Das Feindbild war klar. Nun 
da sich herausstellt, dass der Moslem 
kein wirklicher Ersatz für den Russen 
ist, lässt sich die dumme Frage kaum 
verdrängen: Warum waren wir eigent¬ 
lich die Guten? 

Gut, wirtschaftlich war die Sache klar: 
Trabi gegen BMW - da brauchte man 
nicht diskutieren. Aber nun reicht es 
für immer mehr Sieger der Geschichte 
gerade noch für die „Tafel“ genannten 
Frischmüllrampen der Aldi und Edeka. 
Und bald dämmert auch dem Letzten, 
dass gegen dieses staatlich organisierte 
Verarmungsprogramm kein parlamen¬ 
tarisches Kraut gewachsen ist. Zumal 
der Berliner Drehtürbetrieb in die Wirt¬ 
schaft vor aller Augen zelebriert wird. 
Denjenigen, die es mit Blockupy, also 
mit Democracy ernsthaft versuchen, 
wird schnell klar, dass im Polizei-Kessel 
auch von Freedom nicht allzu viel zu er¬ 
warten ist. Nun gab es für alle Gauck- 
gläubigen als das Schlimmste vom 
Schlimmen immerhin noch die Stasi 
und Erich Mielke. Aber da hat Edward 
Snowden, alle die standhaft an den Bell- 
vueer Weihnachtsmann glauben woll¬ 
ten, darauf gestoßen, dass es auch im 
Westen Geheimdienste gibt. Und dass 
allein das Utah Data Center rund eine 
Milliarde mal mehr Daten speichern 
kann als die Stasi in ihrer ganzen Ge¬ 
schichte. 

Ja, aber die Diktatur, die sogar die 
Sportler zu Höchstleistungen gedopt 
hat. Weswegen „wir“ ja ständig verlo¬ 
ren haben. Da konnten nur die Ame¬ 
rikaner. Warum, das dämmert einer 
breiteren Öffentlichkeit spätestens seit 
Lance Armstrong. Und nun räumt die 
Studie „Doping in Deutschland“ mit 
den letzten Gewissheiten des erfolglose¬ 
ren, aber sauberen BRD-Sports auf. Was 
bleibt da noch vom Mythos der Freien 
Gesellschaft? 

Für den ideologisch weniger vorbelas¬ 
teten Zeitgenossen ist das alles nicht 
wirklich neu. Wer schon einmal auf ei¬ 
nem Rennrad gesessen hat, dürfte eine 
Ahnung davon haben, was es bedeutet, 
auch nur für einen Moment auf den 
Speed zu beschleunigen, den Mario 
Cipollini bei der Tour 1999 als Durch¬ 
schnitt (!) für eine 195km-Etappe mar¬ 
kierte: 50,35 km/h! Oder was es heißt, 
wie Marco Pantani, die 13,8 km nach 
Alp d‘Huez (1850m), bei einem Hö¬ 
henunterschied von 1130 Metern, mit 
einem Schnitt von 22,5 km/h hinauf zu 
steppen. Dass so etwas ohne alles kaum 


zu machen ist, leuchtet unmittelbar ein. 
Es war auch schon nachzulesen. 

Nun mag sich mancher trösten, dass der 
Radsport seit jeher Profisport für jene 
Underdogs war, die sich über die un¬ 
möglichsten Distanzen und abenteuer¬ 
lichsten Pässe quälen, nur um am Ende, 
wenn überhaupt, mit etwas schnell ver¬ 
gänglichem Lorbeer und noch schneller 
vergängliche Preisgeld für einige Minu¬ 
ten im Blitzlicht zu stehen. Während die 
anderen das große Geld machen. 
Dagegen war die Leichtathletik, oder 
weiter gefasst Olympia, eine nahezu 
aristokratische Veranstaltung. Zumin¬ 
dest ihrer Herkunft nach. Saturierte 
englische Gentlemen des 19 Jh. leisteten 
sich den Snobismus der körperlichen 
Bewegung. Nicht wirklich im Ernst. Be¬ 
vor man ins Schwitzen kam, verlor man 
lieber. Aber immerhin mit Wettkampf 
und Rekorden. 

Deutsche Turner fanden das reichlich 
ungermanisch. Der Individualismus 
des Wettbewerbs- und Rekordgedan¬ 
kens widersprach ihrem nationalen 
turnpädagogischem Konzept. Hier ging 
es um Körperertüchtigung und Ge¬ 
meinschaftsgeist in einem patriotisch¬ 
antifeudalen Sinne. Nach 1848 hielt sich 
antifeudale Attitüde in Grenzen, nicht 
aber der Widerstand gegen den Wett¬ 
bewerb. 

Endgültig zum Durchbruch verhalf dem 
angelsächsischen Konkurrenzprinzip 
dann der Imperialismus: Ideologisch als 
Rassismus und militärisch-industriell als 
imperialistischer Weltkrieg. Seither ist 
der offizielle Leistungssport zu etwas 
Ähnlichem wie Kriegführung mit pro¬ 
pagandistischen Mitteln herabgestiegen. 
Die politische Ästhetik des Faschismus, 
brillant durch und für Frau Riefenstahls 
Olympiafilm inszeniert, feierte den Her¬ 
renmenschenstaat im Heroismus athle¬ 
tischer Körper. Gleichzeitig bombten 
die arischen Helden der Legion Condor 
den Putschisten Franco an die Macht. 
Nur drei Jahre später wurde auch in 
Polen zurück geschossen. Da der Wett¬ 
kampf mit den slawischen Untermen¬ 
schen nun in real Life ausgetragen wur¬ 
de, durfte der Sport, wie auch im ersten 
Weltkrieg, erst einmal Pause machen. 
Nachdem dieses Unternehmen für die 
Herrenrasse trotz totaler Bemühungen 
wenig erfreulich ausgegangen war, kam 
der Sport wieder zum Zug. Die sozia¬ 
listischen Staaten, die Overkillkapazi¬ 
täten des US-Imperialismus vor Augen, 
cancelten die sportkulturelle Eigenstän¬ 
digkeit der Arbeiterolympiaden und lie¬ 
ßen sich auf das sportliche Wettrüsten 
ein. 1952 in Helsinki war die Sowjetuni¬ 
on erstmals dabei. 1972, nach den Jah¬ 
ren des BRD-Alleinvertretungsanspru- 
ches und der gesamtdeutschen Mann¬ 
schaft, auch die DDR: Friedliche Bilder 
freundlicher Sportlerinnen sollten die 
Plakate mit den kinderfressenden Bol¬ 
schewiken ersetzen. 


Zunächst wegen der systematischen 
Sportförderung schnell erfolgreich, ge¬ 
rieten auch die sozialistischen Staaten 
in die Dopingfalle. Erst 1968 kam es bei 
Olympia zu ersten offiziellen Doping¬ 
kontrollen. Amphetamindoping konn¬ 
te 1972 nachgewiesen werden. Und mit 
den Anabolika, der künstlichen Herstel¬ 
lung von EPO, 1983, begann das Hase- 
und-Igel-Spiel, das bis heute die Szene 
bestimmt. Denn eins ist klar: Ohne Do¬ 
ping keine Chance. 

So, wie an ein Ende des Wettrüstens 
nach dem Ende des Kalten Krieges, hat¬ 
ten schlichte Zeitgenossen auch an ein 
Ende des Dopingwettrüstens geglaubt. 
Sie wurden enttäuscht. Zwar gibt sich 
der Nationalismus heute nicht so ha¬ 
ckenknallend wie anno dazumal, aber 
das ist Formsache. Die Integrationswir¬ 
kungen können recht ordentlich bei den 
Londoner Spielen studiert werden. Mit 
29 Goldmedaillen lag die Insel plötzlich 
vor der olympischen Großmacht Russ¬ 
land. In Peking, 2008, kamen die Briten 
mit 19, nur knapp vor Deutschland mit 
16 Goldenen ein. „Die Spiele erinnern 
daran, dass wir ein Weltklasseland sind, 
mit Weltklasseleuten, fähig zu Weltklas¬ 
seleistungen“, blies der konservative 
„Torygraph“ (Telegraph) in die Fanfare. 
Wichtiger noch, nach der kommerziel¬ 
len Wende des IOC, Los Angeles 1984, 
es geht um viel Geld. Mit Übertragungs¬ 
rechten, Merchandising und Sponsor¬ 
verträgen werden Milliarden umgesetzt. 
Dazu müssen die Leistungen sowie die 
Ästhetik passen. Eine Totalisation des 
Profisports, der Rekordjagd sowie des 
grinsend-bunten MacDonald-Designs 
war die logische Folge. Leistungssport 
hat zunehmend Spektakel- und Show¬ 
charakter. Nichts zählt außer dem Sieg 
und dem Rekord. Ein gigantisches Busi¬ 
ness, das nach dem Börsen-Motto lebt: 
The winner takes it all. Da sind Doping¬ 
fälle genau so wenig wegzudenken wie 
strukturierte Wertpapiere. 

Hinter den noch intakten ideologischen 
Barrikaden der westlichen Kalten Krie¬ 
ger hielt die Omertä weitgehend. Bis 
heute. Der seit dem 11. September bra¬ 
chial eingehämmerte US-Nationalismus 
braucht geradezu die Glorifizierung der 
alten Heldinnen und Helden. Doping 
war im Westen der Einzelfall im Osten 
System. Nun, man konnte und kann es 
auch anders wissen. 

Natürlich geht es auch ohne Geld und 
ohne Kameras. Millionen sporten aus 
Freude an der Bewegung. Opfern viel 
Zeit und Geld - bekommen nie etwas. 
Wenn auch die Angst um den Arbeits¬ 
platz manchmal mitläuft, die Profi-Kul¬ 
tur die technisch-ernährungsmäßige 
Aufrüstung motiviert, das wunderbare 
Gefühl redlich kaputt zu sein, entschä¬ 
digt mehr als Geld es je könnte. „Je¬ 
dermann jedem Ort ....“ war nicht die 
schlechteste Parole der DDR. 

Klaus Wagener 


Am 2. August 2013, dem 69. Jahres¬ 
tag der Vernichtung des „Zigeuner¬ 
lagers“ in Auschwitz, trafen sich rund 
50 Personen aus unterschiedlichsten 
Organisationen und Initiativen an 
der Gedenktafel für Sinti und Roma 
in der Braubachstraße in Frankfurt 
am Main zu einer kleinen Gedenk¬ 
veranstaltung. Noch nie waren in den 
letzten Jahren so viele Menschen ge¬ 
kommen. An einem Ort, wo öffent¬ 
lich Namen der Verbrecher an Sinti 
und Roma genannt werden, wurde 
deutlich, dass die Aufarbeitung der 
faschistischen Verbrechen im Namen 
des Deutschen Volkes keine Pflicht¬ 
übung von wenigen ist. 

Nicht nur „Gegen das Vergessen“ 
wurde gesprochen, sondern auch 
„Nichts und niemand wird verges¬ 
sen“ und dabei Bezug genommen zu 


der Lebenssituation der Sinti und 
Roma heute - in ihren Heimatlän¬ 
dern und der großen Hoffnung in der 
Fremde endlich leben zu können. 
Dass sie dabei ausgerechnet in ein 
Land kommen, das bis vor 69 Jahren 
ihnen das absolute Recht auf Leben 
absprach, ist nicht immer einfach zu 
verstehen. Einfacher ist zu verste¬ 
hen, dass immer noch im Volksmund 
Sinti und Roma, sprich „Zigeuner“ 
nichts in dieser Gesellschaft zu su¬ 


chen haben und somit wenig Wider¬ 
stand gegen Willkür und unmenschli¬ 
ches Verhalten seitens der Behörden 
wächst. Das Gros der deutschen Ge¬ 
sellschaft schaut zur Seite und hofft, 
dass möglichst schnell diese „Zigeu¬ 
ner“ wieder weg sind. 

Die Argumentation eines Auschwitz- 
Überlebenden hat immer noch Be¬ 
deutung und sollte für uns alle im 
Rahmen der Aussage: „Faschismus 
ist keine Meinung, sondern ein Ver¬ 
brechen“ nicht vergessen werden: 
„Ahe Häftlinge in Konzentrations¬ 
lagern, egal aus welchen Gründen 
inhaftiert, waren der Vernichtung 
preisgegeben und für alle waren die 
,Lebensbedingungen 4 menschenun¬ 
würdig. Aber was die Sinti und Roma 
durchleben mussten, bis für die meis¬ 
ten endlich die Befreiung in den 


Gaskammern kam, ist unbeschreib¬ 
lich. Die, die überlebten, werden ein 
Leben lang mit diesen Qualen leben 
müssen. 

Uns ist die Aufgabe zugeteilt, auch 
als Nicht-Sinti und Roma, alles dafür 
zu tun, dass Sinti und Roma ... ein 
Recht auf menschenwürdiges Leben 
haben - in ihren Heimatländern und 
auch hier in dem Land, in dem ihre 
Vernichtung Programm war.“ 
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Kommunisten ermordet 

Am Montag sind drei Aktivisten der 
Kommunistischen Partei Mexikos 
(PCM) und der Bauernbewegung im 
Bundesstaat Guerrero ermordet aufge¬ 
funden worden. Wie die Partei mitteilt, 
handelt es sich um den Generalsekretär 
der PCM in der Region, Raymundo Ve- 
läzquez Flores, das Mitglied des PCM- 
Regionalkomitees Samuel Vargas sowie 
einen weiteren Genossen, dessen Name 
nur mit Miguel angegeben wird. Die 
Leichen der drei Kommunisten wurden 
am Ufer eines Flusses im Bezirk Coyuca 
de Benitez gefunden. Sie wiesen Folter¬ 
spuren und Schusswunden auf. 

Flüchtlingsjagd 

Auf Druck der EU findet in Marokko 
nach Einschätzung eines Flüchtlings¬ 
netzwerks eine regelrechte Menschen¬ 
jagd auf illegale Immigranten statt. In 
den vergangenen Wochen habe diese 
ein Ausmaß ohnegleichen erreicht, kri¬ 
tisierte die Organisation Migreurop, Al¬ 
lein am 24. Juli seien in einem Viertel 
der Stadt Tanger fast 300 Flüchtlinge 
festgenommen worden. Bei den Poli¬ 
zeiaktionen komme es zu unmensch¬ 
lichen Behandlungen und Gewalt, die 
auch zum Tode vieler Migranten führe. 
Die Flüchtlinge kommen meist aus Län¬ 
dern südlich von Marokko und versu¬ 
chen über das Land nach Europa zu 
kommen. Daher würden die meisten 
Vorfälle aus Städten im Norden Ma¬ 
rokkos gemeldet, erklärte Migreurop. 
Migreurop sprach von einer „fremden¬ 
feindlichen und tödlichen“ Politik, für 
die die marokkanische Regierung und 
die EU-Behörden verantwortlich seien. 
Marokko führe „mit Eifer“ das aus, was 
die EU zur Verhinderung illegaler Ein¬ 
wanderung erwarte. 

Stichwahl in Mali 

Aus der ersten Runde der Präsidenten¬ 
wahl in Mali ist der frühere Regierungs¬ 
chef Ibrahirn Boubacar Keita als Sieger 
hervorgegangen. Der ehemalige Finanz¬ 
minister Soumaila Cisse kam auf Platz 
zwei, teilte die Regierung am 2. August 
mit. Die beiden Politiker treten nun bei 
einer Stichwahl am 11. August gegen¬ 
einander an Der 68-jährige Kelita kam 
bei der ersten Runde am 28. Juli auf 
39,2 Prozent der Stimmen, der 63-jäh¬ 
rige Ciss6 erhielt 19,4 Prozent. Der 
Kandidat der größten malischen Partei 
Adema, Dramane Dembele, landete mit 
knapp 9,6 Prozent auf Platz drei. 

UNO-Zone im Kongo 

Die UNO hat im Osten der Demokra¬ 
tischen Republik Kongo eine Sicher¬ 
heitszone in der Stadt Goma und de¬ 
ren Umgebung errichtet. Soldaten der 
UNO-Blauhelmtruppen MONUSCO 
und kongolesische Sicherheitskräfte 
patrouillierten nun in der Region, sagte 
UNO-Sprecher Martin Nosirky. Ziel sei¬ 
en die Entwaffnung aller Kämpfer der 
Rebellengruppe M23 und der bessere 
Schutz der Bevölkerung. 

Polen im Drohnenprogramm 

Polen wird sich am drohnengestützten 
NATO-Überwachungsprogramm Alli¬ 
ance Ground Surveillance (AGS) betei¬ 
ligen. Das NATO-Drohnenprogramm 
AGS war im Mai 2012 beim Gipfel in 
Chicago beschlossen worden. Polen wei¬ 
gerte sich zuerst, daran teilzunehmen, 
und willigte erst ein, nachdem der Etat 
des Programms von 5 auf 1,3 Milliarden 
Euro gekürzt wurde. 

Aus dem Kalten Krieg 

In Archiven der britischen Regierung ist 
ein bezeichnendes Dokument aus der 
Zeit des Kalten Krieges aufgetaucht. Es 
handelt sich um eine Rede für Königin 
Elizabeth II., in der sie ihren Landsleu¬ 
ten nach dem Beginn eines Atomkrie¬ 
ges Mut zusprechen sollte. „Lasst uns 
für unser Land beten, während wir da¬ 
nach streben, das neue Böse zu bekämp¬ 
fen“, heißt es darin. Das Papier wurde 
1983 inmitten des Kalten Krieges von 
Regierungsbeamten verfasst. Der Text 
gehörte zu militärischen Planspielen. 
Bei der Übung WINTEX-C1MEX 83 
wurde ein Chemiewaffenangriff der So¬ 
wjetunion auf Großbritannien simuliert. 
Die NATO hätte darauf mit „begrenz¬ 
ten“ Nuklearschlägen reagieren sollen. 
Die Beamten hatten sogar Titelseiten 
für diverse Zeitungen erfunden. 


Probleme mit der Demokratie 


SS-Treffen in Estland 


Russland protestiert bei der EU 



D er traditionelle Jahrestreff balti¬ 
scher SS-Veteranen, an dem in 
diesem Jahr mehr als 100 Ex- 
Legionäre teilnahmen, fand im Ort 
Sinimäe im Nordosten Estlands statt. 
Die Duldung derartiger Veranstaltun¬ 
gen durch die Regierung des EU-Lan- 
des Estland und das Ausbleiben einer 
Stellungnahme seitens der EU riefen 
zwangsläufig Empörung hervor, erklär¬ 
te der Menschenrechtsbeauftragte des 
russischen Außenministeriums, Kons¬ 
tantin Dolgow. 


Bei Sinimäe fanden im Jahr 1944 meh¬ 
rere Monate lang erbitterte Kämpfe 
der faschistischen deutschen Wehr¬ 
macht und der 20. estnischen SS-Di- 
vision gegen die vorstoßenden sow¬ 
jetischen Truppen statt. Das russische 
Außenministerium hat mehrmals die 
SS-Veteranentreffs in Sinimäe verur¬ 
teilt und als Versuche bezeichnet, die 
Faschisten und ihre Handlanger un¬ 
ter dem Deckmantel der Wahrung des 
Rechts auf Meinungsfreiheit zu rüh¬ 
men. 


Politiker des Westens machen sich wie¬ 
der einmal Sorgen um die Demokratie. 
Sie fühlen sich bemüßigt, gegen das Er¬ 
gebnis einer Wahl heftigen Einspruch 
zu erheben. USA-Außenminister John 
Kerry meinte erklären zu müssen, die 
USA hielten das offizielle Wahlergeb¬ 
nis nicht für einen „glaubwürdigen 
Ausdruck“ des Willens der Bevölke¬ 
rung. Außenminister Westerwelle hielt 
„die mangelnde Transparenz“ und „die 
mutmaßlichen Unregelmäßigkeiten“ 
für „sehr kritisch“. Großbritanniens 
Außenminister William Hague äußer¬ 
te „schwere Bedenken“, und die EU- 
Außenbeauftragte Catherine Ashton 
zeigte sich „besorgt“ angesichts von 
„Berichten“ über eine „unvollständige 
Teilnahme“ an der Abstimmung sowie 
„fehlende Transparenz“ während des 
Wahlprozesses. Logischerweise forder¬ 
te Australiens Außenminister Bob Carr 
eine Wahlwiederholung. 

Wer nun meint, es handle sich um das 
Ergebnis einer Wahl in einem der Län¬ 
der, das die genannte Dame und die zi¬ 
tierten Herren offiziell repräsentieren, 
ist schwer auf dem Holzweg. Die Rede 
ist nicht von den Präsidentschaftswah¬ 
len in den USA, bei denen man alle 
vier Jahre zwischen Max und Moritz 
entscheiden kann, was mindestens die 
Hälfte der Wahlberechtigten für lang¬ 
weilig hält und auf den Urnengang ver¬ 
zichtet, sodass der jeweilige Präsident 
des mächtigsten Landes der Welt - also 
entweder Max oder Moritz - von etwa 
einem Viertel der Wähler ausgewählt 
wird. 

Es handelt sich auch nicht um die Wah¬ 
len in Mali, dessen Nordregion vor ein 
paar Monaten von französischen Trup¬ 
pen angeblich von islamistischen Re¬ 
bellen befreit wurde. Bei diesen Wah¬ 
len, die unter scharfer Aufsicht von 
tausenden französischen Soldaten und 
von Söldnern aus anderen afrikani¬ 
schen Ländern stattfanden, wurde eine 


„Rekordbeteiligung“ von über 51 Pro¬ 
zent gemeldet - es ging also nach USA- 
Maßstäben außerordentlich demokra¬ 
tisch zu. Demzufolge wurde das auch 
im Westen gebührend gefeiert und Fra¬ 
gen nach einem fairen Ablauf des Ur¬ 
nengangs wurden gar nicht erst gestellt. 
Ganz anders in Simbabwe. Dort wur¬ 
de der demokratische Ablauf der Par¬ 
laments- und Präsidentschaftswahlen 
schon in Abrede gestellt, bevor der 
erste Zettel in eine Wahlurne gewor¬ 
fen wurde. Es hatte sich nämlich schon 
Tage vor Beginn des Wahlgangs am 
vergangenen Mittwoch gezeigt, dass 
der Lieblingskandidat des Westens wie¬ 
der einmal keine Chance haben wür¬ 
de. Deshalb lagen die Pressemeldun¬ 
gen über „Unregelmäßigkeiten“ und 
„Wahlfälschungen“ schon seit Tagen 
fertig in der Schublade. Da machte es 
überhaupt nichts, daß sowohl die un¬ 
abhängigen Beobachter der Afrikani¬ 
schen Union als auch die Delegation 
der Südafrikanischen Entwicklungsge¬ 
meinschaft (SADC) in ihren jeweiligen 
Pressekonferenzen nichts am Ablauf 
der Wahlen auszusetzen hatten. Aber 
was wissen die schon, diese Afrikaner? 
Denn hier geht es um ganz andere Fra¬ 
gen. Der seit 33 Jahren amtierende Prä¬ 
sident Robert Mugabe ist nämlich im¬ 
mer noch der hoch angesehene Führer 
der Befreiungsbewegung ZANU, und 
er ist - im Unterschied zu anderen af¬ 
rikanischen Politikern - nicht bereit, 
nach der Pfeife der USA und der EU 
zu tanzen. Herausforderer Morgan Ts- 
vangirai hat sich allerdings schon lan¬ 
ge dem Westen angedient. Dort wartet 
man nun sehnsüchtig auf einen Regie¬ 
rungswechsel in Simbabwe. Ob man 
den auch so durchsetzen kann wie vor 
reichlich zwei Jahren in der Elfenbein¬ 
küste, ist ungewiss. Gewiss ist nur, dass 
man in den Führungszentralen des 
Westens ganz offensichtlich Probleme 
mit der Demokratie hat. Uli Brockmeyer 


Strategie und Organisation 

Lula da Silva und Evo Morales rahmten das 19. Forum von Säo Paulo ein 



Evo Morales, neben dem Generalsekretär des FSP,Valter Pomar von der brasilia¬ 
nischen Arbeiterpartei. 


Zum 19. Mal seit 1990 haben sich Links¬ 
parteien Lateinamerikas und der Kari¬ 
bik getroffen, um die aktuelle Lage zu 
debattieren - und zum zweiten Mal nach 
2005 ist das Forum von Säo Paulo zwi¬ 
schen dem 31. Juli und dem 4. August 
an seinen Ursprungsort in die brasilia¬ 
nische 12-Millionen-Metropole zurück¬ 
gekehrt, wo es vor 23 Jahren gegründet 
worden war. 

Unter der Überschrift „Die Verände¬ 
rungen vertiefen und die regionale Inte¬ 
gration beschleunigen“ verabschiedeten 
die Delegierten der FSP-Mitgliedspar- 
teien eine „Abschlusserklärung des 19. 
Forums von Säo Paulo“, die mit durch¬ 
schnittlichem Tiefgang verschiedene 
Themen abarbeitet, die größtenteils 
seit Jahren auf der Tagesordnung stehen. 
Mittlerweile unterscheiden sich die ent¬ 
sprechenden Titel und Inhalte nur noch 
wenig; der diesjährige Titel war ganz 
ähnlich auch schon zum zwanzigjähri¬ 
gen Jubiläum 2010 verwendet worden. 
Seit viele seiner Mitglieder Regierungs¬ 
parteien oder Unterstützer der Regie¬ 
rungen ihrer Länder geworden sind, 
veränderte sich naturgemäß auch der 
Blick der FSP-Mitgliedsparteien auf die 
Macht (bzw auf das, was davon abzu¬ 
bekommen ist, wenn man die Staatsge¬ 
schäfte führt) und auf die darin liegen¬ 
den Widersprüche. 

Einige von den Widersprüchen, die bis 
in das „Foro“ ausstrahlen, erledigen sich 
im Tagesgeschäft: Nach und nach kom¬ 
men die regierungskritischen oder gar 
oppositionellen Linksparteien in den 
Debatten nicht mehr als Podiumsteil¬ 
nehmer in Frage. Bei den gastgebenden 
Brasilianern kam es nun zu dem Novum, 
dass nicht alle brasilianischen FSP-Mit- 
gliedsparteien, sondern nur diejenigen, 
die die Arbeiterpartei (PT) - Regierung 
stützen, zu Wort kamen. Die Brasilia¬ 
nische KP (PCB) reagierte darauf am 
Samstag mit dem Verteilen einer Flug¬ 
schrift mit einer kritischen Bestandsauf¬ 
nahme der seit 2003 anhaltenden Regie¬ 
rungszeit der PT. 

Die in Brasilien seit Monaten stattfin¬ 
denden Proteste waren nur wenig Ge¬ 


genstand der offiziellen Debatten; al¬ 
lerdings nahm der ehemalige Präsident 
Lula da Silva in seiner Grußbotschaft 
zur Eröffnung des Forums darauf Be¬ 
zug. Er sah sie auch als Anerkennung 
der PT-Erfolge, denn die Demonstrati¬ 
onen zeigten, dass die Veränderungen 
bei der Lohnentwicklung und der Ar¬ 
mutsbekämpfung nun eben auch grö¬ 
ßere Ansprüche der Menschen mit sich 
gebracht hätten. 

Dass auch Faschisten und Rechts¬ 
konservative bei diesen Demonstra¬ 
tionen mitmischen um sie zu instru¬ 
mentalisieren (über die Hintergründe 
der Demonstrationen siehe auch die 
DKP-Interviews mit den beiden KPen 
Brasiliens auf news.dkp.de/2013/07/ 
die-sicht-der-kommunisten-brasiliens) 
zeigte sich den FSP-Teilnehmer/innen, 
als sie am Mittwoch, dem 31. Juli, von 
einer Gruppe von Rechtsextremisten 
angegriffen wurden. Am Samstag kam 
es dann vor dem Tagungsort wieder zu 
einer Demonstration von teils mit SS- 
Tätowierungen verunstalteten Nazis 
und Aktivisten der rechten „Integra- 
listen“ die vergeblich der Einschüchte¬ 
rung dienen sollte. 

Lula da Silva, der das Forum gemein¬ 
sam mit Fidel Castro ins Leben rief, als 


1990 nach der Niederlage des Sozialis¬ 
mus die ideologische Not und der Geg¬ 
ner groß erschienen, erstaunte in seiner 
Grußbotschaft mit einer unverhohle¬ 
nen Kritik an den damals teils durchaus 
noch starken europäischen Links- und 
Kommunistischen Parteien, wie der PCI 
oder der spanischen PSOE, die später 
von den Rechtsparteien kaum mehr 
zu unterscheiden gewesen seien. Die¬ 
se Einlassung ist natürlich nur im Ver¬ 
gleich mit dem Entwicklungsweg der 
lateinamerikanischen Linksparteien 
zu verstehen, wo tatsächlich bis heute 
wenigstens ein antineoliberaler Kon¬ 
sens herrscht, wenn auch Sozialismus 
nicht auf der Tagesordnung steht. Lula 
wie auch Dilma Rousseff, seine Nach¬ 
folgerin als Präsidentin des Landes, 
die eine Videobotschaft schickte, er¬ 
klärten, dass die PT nicht den Kontakt 
zum Volk verlieren würde - zu den frei 
organisierten Demonstrationen gehen 
PT- und PCdoB-Mitglieder derzeit al¬ 
lerdings nicht mit ihren Fahnen. An¬ 
gesichts der unsicheren Situation für 
Dilma Rousseff wurde der vehemente 
Lula-Auftritt auch als Anzeichen einer 
möglichen Kandidatur für eine dritte 
Amtsperiode gewertet, nachdem er von 
seiner Krebserkrankung genesen ist. 


Voriges Jahr fand das FSP in Venezuela 
statt, noch mit der Hoffnung auf einen 
gesundenden Hugo Chävez. Ehrungen 
und Ansprachen für den im März ver¬ 
storbenen venezolanischen Präsidenten 
fanden in gebührender Zahl statt. Sein 
Vermächtnis wurde in den wiederkeh¬ 
renden Rufen „Chävez vive - la lucha 
sigue“ konzentriert: „Chävez lebt - sein 
Kampf geht weiter!“ 

Höhepunkt für viele der FSP-Delegier- 
ten war am Sonntag der Auftritt des 
bolivianischen Präsidenten Evo Mo¬ 
rales, der nicht nur einen Gruß an das 
Abschlussplenum überbrachte, sondern 
gleichzeitig auch für das nächste Treffen 
nach Bolivien einlud. Ein Novum, denn 
die bolivianische MAS ist erst seit kur¬ 
zem Mitglied des FSP. Neu aufgenom- 
men wurden die kolumbianische „Mar- 
cha Patriötica“ die „Partei des Volkes“ 
aus Peru und die „Frente Guasü“ aus 
Paraguay. 

Neben der DKP war aus Deutschland 
auch „Die Linke“ vertreten, mit Wolf¬ 
gang Gehrcke und dem Wirtschaftswis¬ 
senschaftler Heinz Bierbaum, die die 
Gelegenheit bekamen, in einem thema¬ 
tischen Seminar zu den Bundestagswah¬ 
len zu sprechen. Viele dieser Seminare 
fielen mangels Teilnehmenden aus; ins¬ 
gesamt war die Beteiligung an den De¬ 
batten mäßiger als früher. Die zentralen 
Debatten wie zu „Herausforderungen 
der Integration - Projekte und Strate¬ 
gien“, wo es einen interessanten Bei¬ 
trag des Internationalen Koordinators 
der venezolanischen Regierungspartei 
PSUV gab, waren da und dort Ausnah¬ 
men; aber irgendwann dürfte sich die 
Erkenntnis Bahn brechen, dass die Auf¬ 
rufe zur Einheit und Integration, zum 
Antiimperialismus und zur lateinameri¬ 
kanischen Identität auf Dauer nicht die 
ideologischen Fragen ersetzen können, 
wenn die erreichten Erfolge auch gesi¬ 
chert werden sollen. Dass gerade auch 
in Brasilien darüber Klarheit herrschen 
sollte, stand einem Delegierten mit ei¬ 
nem Zitat des brasilianischen Revolu¬ 
tionärs Luis Carlos Prestes auf sein T- 
Shirt geschrieben: „Man darf nicht die 
Erarbeitung einer revolutionären Stra¬ 
tegie von der Strategie des Aufbaus ei¬ 
ner revolutionären Organisation tren¬ 
nen!“ Günter Pohl 
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Halbjahresbilanz: 1319 Zivilisten 
in Afghanistan getötet 


Griechische Kommunisten 
für Volksbündnis 

Patrik Köbele zu Gesprächen in Athen 



Friedhof in Kabul 


D ie Zahl der im Afghanistan- 
Krieg getöteten oder verletzten 
Zivilisten ist nach Angaben der 
UNO im ersten Halbjahr 2013 deutlich 
gestiegen. Im Vergleich zum Vorjahres¬ 
zeitraum seien 23 Prozent mehr zivile 
Opfer gezählt worden, teilte die UNO- 
Mission in Afghanistan (UNAMA) mit. 
Von Januar bis Juni 2013 wurden insge¬ 
samt 1 319 Zivilisten getötet. Das ent¬ 


spricht einer Erhöhung um 14 Prozent 
im Vergleich zum ersten Halbjahr 2012. 
Die Zahl der verletzten Zivilisten stieg 
um 28 Prozent auf 2 533.74 Prozent der 
Opfer seien bei Angriffen von Aufstän¬ 
dischen getötet oder verletzt worden, 
teilte UNAMA mit. 

In 9 Prozent der Fälle seien Regie¬ 
rungstruppen verantwortlich, weitere 
12 Prozent seien bei Kämpfen zwischen 


beiden Seiten getötet oder verletzt wor¬ 
den. Die verbleibenden 5 Prozent wur¬ 
den in erster Linie durch Blindgänger 
verursacht. Der Krieg in Afghanistan 
wurde im Oktober 2001 durch die In¬ 
vasion der USA vom Zaun gebrochen, 
die angeblich am Hindukusch nach den 
Verantwortlichen für die Anschläge des 
11. September 2001 suchen wollten. 


Die Ukraine muss sich entscheiden 

Eurasische Zollunion oder Assoziierungsabkommen mit der EU 


Während der Präsidentschaft des 
„Orange-Revolutionärs“ Wiktor Jus- 
chtschenko hat die Ukraine einen strikt 
prowestlichen Kurs mit dem Ziel einer 
Mitgliedschaft des Landes in der EU 
und der NATO gesteuert. Nach der 
Machtübernahme durch Wiktor Janu- 
kowitsch wurde die außenpolitische 
Orientierung auf die bereits von Präsi¬ 
dent Kutschma bevorzugte „Multivek- 
toren-Politik“ zurückgedreht, d.h. auf 
das Bemühen, aus der EU-Russland- 
Konkurrenz auf beiden Seiten Vortei¬ 
le für die Ukraine abzuschöpfen. Nun¬ 
mehr scheinen allerdings die Grenzen 
dieser Schaukelpolitik erreicht zu sein. 
Sowohl Russland als auch die EU drän¬ 
gen Janukowitsch auf eine Entschei¬ 
dung zwischen der Eurasischen Zoll¬ 
union und einem Assoziierungsabkom¬ 
men mit der EU. 

Für Wladimir Putin ist die Einbezie¬ 
hung der Ukraine als dem nach Russ¬ 
land wirtschaftlich und politisch bedeu¬ 
tendsten Nachfolgestaat der Sowjetuni¬ 
on in die Zollunion und im Weiteren 
in die Eurasische Wirtschaftsunion von 
zentraler Bedeutung für das Gelingen 
dieser Vorhaben. Hinzu kommt noch 
ein ideologischer Aspekt mit Blick auf 
die orthodoxen Christen im Integrati¬ 
onsraum. War Kiew, die heutige Haupt¬ 
stadt der Ukraine, doch das Zentrum 
der Christianisierung der mittelalterli¬ 
chen slawischen Rus. Vor 1025 Jahren 
hatte der Kiewer Großfürst Wladimir 
seine Gefolgsleute und die Einwohner 
Kiews durch die Taufe im Wasser des 
Dnjepr zum christlichen Glauben ge¬ 
bracht und damit die Christianisierung 
der Rus eingeleitet. 

Dieses Jubiläum wurde Ende Juli in 
Kiew feierlich begangen. Aus diesem 
Anlass hat auch Wladimir Putin an ei¬ 
nem feierlichen Gebet auf dem Wla¬ 
dimir-Berg im Zentrum Kiews teilge¬ 
nommen, Er hat Gespräche mit seinem 
ukrainischen Amtskollegen Januko¬ 
witsch geführt, den Stützpunkt der rus¬ 
sischen Schwarzmeerflotte in Sewasto¬ 
pol besucht und auf einer von der Par¬ 
tei „Ukrainische Wahl“, organisierten 
internationalen Konferenz zum Thema 
„Die orthodoxen slawischen Werte - 
die Grundlage für die Zivilisationswahl 
der Ukraine“ gesprochen. In seinen 


Ausführungen warb der russische Prä¬ 
sident für die stärkere Zusammenarbeit 
mit der Ukraine und betonte: „Gegen¬ 
wärtig läuft ein anstrengender Konkur¬ 
renzkampf auf den Weltmärkten bzw. 
um diese Märkte ab. (...) Wir können 
nur konkurrenzfähig sein, und diesen 
recht harten Konkurrenzkampf gewin¬ 
nen, wenn wir unsere Anstrengungen 
vereinen. Wir haben dabei alle Gründe 
zu der Behauptung, dass wir dies tun 
können und müssen.“ 

Als Beleg für diese Feststellung führte 
er Kennziffern für die erfolgreiche Ent¬ 
wicklung im Rahmen der Zollunion an: 
„Im ersten Quartal dieses Jahres ist un¬ 
ser Warenumsatz mit der Ukraine um 
mehr als 17 Prozent zurückgegangen. 
In den Ländern der Zollunion ist die¬ 
se Kennzahl dagegen im vorigen Jahr 
um 34 Prozent und im Jahr davor um 
weitere 11 Prozent gestiegen. Im ersten 
Quartal dieses Jahres - wurde bei uns - 
trotz einer Rezession in der Weltwirt¬ 
schaft - ein Wachstum von zwei bis drei 
Prozent verzeichnet. Wir erleben einen 
ständigen Aufschwung“, so Putin. Zu¬ 
gleich betonte der russische Präsident: 
„Wir werden die Wahl des ukrainischen 
Volkes und des ukrainischen Staates in 
Bezug auf die Beteiligung an den Inte¬ 
grationsprozessen respektieren, die im 
postsowjetischen Raum ablaufen.“ Die¬ 
se vorsichtig werbende Herangehens¬ 
weise dürfte u.a. auf negative Erfahrun¬ 
gen mit einer härteren Gangart gegen¬ 
über der Ukraine zurückzuführen sein. 
Welches große Gewicht Russland der 
Heranführung der Ukraine an die Zoll¬ 
union beimisst, zeigt sich besonders da¬ 
rin, dass Moskau sich bereitgefunden 
hat, dem Wunsch der ukrainischen Füh¬ 
rung nach einem Beobachterstatus ih¬ 
res Landes in der Zollunion nachzuge¬ 
ben. Es ist noch nicht lange her, dass der 
Wunsch Kiews kategorisch abgelehnt 
wurde. Jetzt wird speziell für die Uk¬ 
raine ein Beobachterstatus eingeführt, 
obwohl dies nicht ohne Risiken für die 
weitere Entwicklung der Zollunion 
und der Eurasischen Wirtschaftsunion 
ist. Könnten doch möglicherweise auch 
andere Integrationskandidaten dies als 
Präzedenzfall nutzen wollen. 

Im Unterschied zu den Mitgliedstaa¬ 
ten der Zollunion erhöht die EU ihren 


Druck auf die Ukraine. Dem liegt ganz 
offensichtlich das Streben zugrunde, 
einen Keil zwischen die Ukraine und 
Russland zu treiben und Reintegrati¬ 
onsprozesse im postsowjetischen Raum 
mit allen zur Verfügung stehenden Mit¬ 
teln zu hintertreiben. So wird nach der 
Methode Zuckerbrot und Peitsche ei¬ 
nerseits mit einem möglichen Unter¬ 
zeichnungsdatum des Assoziationsab¬ 
kommens noch im November dieses 
Jahres sowie mit dem Versprechen ei¬ 
nes langfristigen 600-Mio.-Euro-Kre- 
dits zu günstigen Konditionen gelockt. 
Andererseits wird als Bedingung dafür 
die Freilassung der einstigen orange¬ 
nen Ikone Julia Timoschenko aus der 
Haft gefordert und verlangt, dass die 
ukrainische Regierung aufhören müsse, 
Einfluss auf die Justiz auszuüben. Eine 
dreiste Forderung, die ja nichts anderes 
bedeutet, als eben politische Druckaus¬ 
übung der EU auf die ukrainische Jus¬ 
tiz. Brüssel bestätigt damit den Vorsit¬ 
zenden des Auswärtigen Ausschusses 
der russischen Duma, der dazu erklär¬ 
te: „Besondere Beziehungen zur EU 
heißt Abhängigkeit von der EU. Dass 
die Ukraine mit der Assoziierung ihre 
Souveränität verliert, ist offenkundig.“ 
(...). 

Ob Janukowitsch diesem Druck nach¬ 
gibt ist offen, auszuschließen ist das 
nicht. Es lockt das ihm vor die Nase 
gehaltene EU-Geld und er könnte 
im bevorstehenden Präsidentenwahl¬ 
kampf das Assoziationsabkommen mit 
der EU angesichts seiner sinkenden 
Popularitätswerte möglicherweise als 
politischen Werbe-Joker am Rande der 
Wählerschaft des orange-nationalisti¬ 
schen Lagers nutzen wollen. Außerdem 
gibt es starke Oligarchen-Gruppen, die 
auf die Unterzeichnung dieses Abkom¬ 
mens drängen. 

In jedem Fall bleibt der Ukraine nicht 
mehr lange Zeit für die Entscheidung 
zwischen der Teilnahme an den eurasi¬ 
schen Integrationsprozessen und dem 
Assoziationsabkommen mit der EU. 
Die ökonomischen und juristischen 
Normen der Zollunion und des Assozi¬ 
ationsabkommens, die beim jeweiligen 
Beitritt akzeptiert werden müssen, sind 
auf vielen Feldern nicht kompatibel. 

Willi Gerns 


Auf Einladung der KKE war der Vor¬ 
sitzende der DKP, Patrik Köbele, am 
27. Juli in Athen. Er führte dort u.a. 
Gespräche mit dem Generalsekretär 
der KKE, Dimitris Koutsoumpas, und 
dem Politbüromitglied Giorgos Ma¬ 
rinos, erhielt Informationen über die 
politische Lage, den Kampf der KKE 
und besonders über die Situation der 
Gewerkschaftsbewegung, und hatte ein 
Treffen mit Genossen der KKE-Orga- 
nisation in Piräus. 

Ursprünglich auf eine Stunde ange¬ 
setzt, dauerte der Meinungsaustausch 
mit Genossen Koutsoumpas mehr als 
drei Stunden, er war äußerst informa¬ 
tiv, spannend und sehr freundschaft¬ 
lich. Genosse Koutsoumpas schätzte 
den 19. Parteitag der KKE, bei dem ein 
neues Statut und Programm beschlos¬ 
sen worden war, als äußerst erfolgreich 
ein. Die Dokumente waren in der Par¬ 
tei breit diskutiert worden. Im Vorfeld 
lag die Zustimmung bei 97-98 Prozent, 
auf dem Parteitag selbst wurden sie ein¬ 
stimmig beschlossen. 

In Griechenland spitzt sich im Gefolge 
der dramatischen Krisensituation die 
soziale Situation weiter zu, man schätzt, 
dass die offizielle Arbeitslosenquote in 
diesem Jahr noch die 30 Prozent über¬ 
schreiten wird. Armut, Stromabschal¬ 
tungen und Zwangsräumungen sind 
Massenerscheinungen. 

Hinsichtlich des politischen Systems 
setzen die Herrschenden, die griechi¬ 
schen Monopole gemeinsam mit der 
Troika auf die Herausbildung eines bi¬ 
polaren Systems, bei dem die eine Sei¬ 
te durch die traditionellen Stützen des 
Systems (ND und Pasok), die andere 
Seite vor allem durch die neue sozial¬ 
demokratische Kraft SYRIZA gebil¬ 
det wird. Beide Pole sind systemimma¬ 
nent und sollen aus Sicht unserer grie¬ 
chischen Genossen dem Systemerhalt 
dienen. Dazu brachten sie konkrete 
Beispiele. 

Dieser Bipolarität widersetzt sich die 
KKE. Sie ergreift Initiativen im Parla¬ 
ment für die dringenden Probleme der 
Volksschichten, sieht aber das Haupt¬ 
feld des Kampfes in der Arbeiterbewe¬ 
gung, den Betrieben. 

Die KKE kämpft in den Gewerk¬ 
schaften, in den Volkskomitees mit 
dem Ziel der Gründung eines großen 


Volksbündnisses, das sich nicht aus 
politischen Parteien, sondern aus der 
Arbeiterklasse, den Arbeitslosen, den 
kleinen Selbstständigen, Landarbei¬ 
tern, Jugendlichen und Frauen zusam¬ 
mensetzt. Als Forderungen, die in die¬ 
se Bewegung hineingetragen werden, 
sieht die KKE die Sozialisierung der 
Monopole, die Abkoppelung von der 
EU, die Abschaffung der Memoranden, 
die einseitige Streichung der Schulden 
sowie die Etablierung einer zentralen 
Produktionsplanung. 

Besonders innerhalb der Arbeiter¬ 
klasse, aber auch unter den Arbeitslo¬ 
sen finden diese Überlegungen zuneh¬ 
mende Verankerung, dafür sprechen 
vor allem auch die Erfolge der PAME 
als klassenorientierter Strömung in¬ 
nerhalb der Gewerkschaftsbewegung. 
Jetzt beginnt die Festivalserie der KNE, 
der kommunistischen Jugendorganisa¬ 
tion, dies wird zur Mobilisierung Ju¬ 
gendlicher beitragen. 

Köbele informierte über die Ergebnis¬ 
se des 20. Parteitages und stellte dar, 
dass es den Herrschenden im imperi¬ 
alistischen Deutschland nach wie vor 
gelingt die Ideologie der Sozialpart¬ 
nerschaft breit im Bewusstsein zu ver¬ 
ankern. Die Kämpfe gegen Sozialab¬ 
bau und Abwälzung der Krisenlasten 
sind noch völlig unterentwickelt, die 
Arbeiterbewegung wird derzeit weder 
ihrer Verantwortung für die nationale 
noch für die internationale Situation 
gerecht. Proletarischer Internationa¬ 
lismus ist kaum existent. Er unterbrei¬ 
tete den Vorschlag 2014, aus Anlass des 
70. Jahrestags des Massakers von Ano- 
gia auf Kreta, bei dem die faschistische 
Wehrmacht 117 Menschen ermordete, 
eine gemeinsame Aktion von KKE und 
DKP zu planen. 

Weiter wurde die Überlegung einer 
„Initiative kommunistischer und Ar¬ 
beiterparteien zur Erforschung und 
Ausarbeitung europäischer Themen 
und zur Koordinierung ihrer Aktivi¬ 
täten“ besprochen. Der DKP-Vorsit¬ 
zende brachte zum Ausdruck, dass die 
DKP die Intensivierung der Zusam¬ 
menarbeit kommunistischer Parteien 
für dringend notwendig hält. Aus un¬ 
serer Sicht bedarf das nun einer guten 
Vorbereitung. 

P.K. 


Berlusconi am Ende? 

Haftstrafe bestätigt, aber kein Verbot 
der Ausübung öffentlicher Ämter 


Das Oberste Kassationsgericht Italiens 
hat am 1. August in letzter und damit 
gültiger Instanz im sogenannten Media- 
set-Prozess (gegen den Medienkonzern 
Berlusconis) das Urteil von vier Jahren 
Haftstrafe gegen den Ex-Premier u.a. 
wegen Steuerbetrugs in Millionenhö- 
he, Bilanzfälschungen, Schmiergeldzah¬ 
lungen und Richterbestechung bestä¬ 
tigt. Der Konzernchef wurde beschul¬ 
digt, Preise für Filmübertragungsrechte 
künstlich in die Höhe getrieben, dazu 
Scheinfirmen und Schwarzgeldkon¬ 
ten im Ausland unterhalten zu haben, 
über die er die Rechte erwarb, die an¬ 
schließend an Mediaset zurückverkauft 
wurden. Berlusconi sei der „planende 
Kopf“ in einem systematischen Steuer¬ 
betrug gewesen, so die Urteilsbegrün¬ 
dung. Nicht bestätigt wurde das Ver¬ 
bot der Ausübung öffentlicher Ämter 
für fünf Jahre, das die Richter an die 
zuständige Instanz zurückverwiesen. 
Damit dürfte eine Verjährung möglich 
werden. Das Gericht hat sich, so die 
vorherrschende Meinung in Rom, dem 
von Staatspräsident Napolitano ausge¬ 
übten Druck, mit einem Urteil nicht die 
„politische Stabilität des Landes“ zu ge¬ 
fährden, gebeugt. Der Staatschef woll¬ 
te den Sturz der von ihm persönlich im 
Mai ins Amt gebrachten Koalitionsre¬ 
gierung seiner Demokratischen Partei 
(PD) mit der faschistoiden Partei Volk 
der Freiheit (PdL) durch Berlusconi 
nach einem Urteil verhindern. 
Während seiner Regierungszeit hatte 
Berlusconi in rund 30 Prozessen im¬ 


mer wieder rechtskräftige Urteile ver¬ 
hindert, u.a. durch die sogenannte Lex 
Berlusconi, die strafrechtliche Ermitt¬ 
lungen gegen ihn untersagte. 
Berlusconi, der nicht vor Gericht er¬ 
schien, leugnete wie immer alle Schuld 
und verstieg sich zu der Behauptung, 
man wolle ihn „eliminieren“. Gleich¬ 
zeitig drückte er auf die Tränendrüsen 
und verkündete heuchlerisch, er wer¬ 
de „ins Gefängnis gehen“. Drei Jahre 
sind jedoch bereits verjährt. Nach ei¬ 
nem von ihm als Regierungschef selbst 
verabschiedeten Dekret „über Haft¬ 
verschonung“ weiß er, dass er auch das 
restliche Jahr aus Altersgründen (er ist 
77 Jahre) unter Hausarrest in einem 
seiner rund 20 Wohnsitze verbringen 
darf. Aber auch hier kann Staatschef 
Napolitano „Milde“ walten lassen. 

Da das Verbot der Ausübung öffent¬ 
licher Ämter nicht bestätigt wurde, 
kann der Mediendiktator weiter poli¬ 
tisch aktiv bleiben, was er bereits an¬ 
kündigte. Er will seine PdL in alter 
Form und unter ihrem Gründungsna¬ 
men von 1994 Forza Italia neu formie¬ 
ren und zu den nächsten Wahlen an tre¬ 
ten. Ihren Zeitpunkt gedenkt er selbst 
zu bestimmen, in dem seine PdL die 
jetzige Regierungskoalition mit der 
PD verlässt und Neuwahlen erzwingt. 
Sollte Berlusconi nicht selbst antreten, 
hat er bereits angekündigt, dass dann 
seine älteste Tochter Maria Elvira für 
das Amt des Chefs im Palazzo kandi¬ 
dieren werde. 

Gerhard Feldbauer 
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EADS: Führende Waffen¬ 
schmiede in der EU 

„Rüstung und Waffen sind ein mörderisches und tödliches Geschäft 


Dickes Ende 

Allmählich werden sogar die gro¬ 
ßen bürgerlichen Zeitungen nervös - 
nicht weil zu viel passiert, sondern zu 
wenig. 

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung 
für Deutschland“ schreibt, wenn nicht 
noch ein unerwartetes Großereignis 
eintrete, dann werde Frau Merkel 
wohl die Wahl haushoch gewinnen. 
Dem Blatt dürfte das vom Ergebnis 
her ganz recht sein, aber die Auflage 
wird durch solche Erwartbarkeit nicht 
gerade gesteigert. Die „Süddeutsche 
Zeitung“ überschreibt einen Artikel 
mit „Die Opportunistin“ und meint 



damit die Kanzlerin. Sie nehme der 
SPD fast alle Themen weg, falle ge¬ 
konnt um, und dies nütze ihr sogar, 
weil, glaubt man den Umfragen, die 
Wählerinnen und Wähler ihr - und 
Seehofer - offenbar überhaupt nichts 
mehr übel nehmen. 

Damit wird auch das Volk für op¬ 
portunistisch erklärt. Oder für resi¬ 
gniert. Es gibt offensichtlich Proble¬ 
me und Skandale, die so riesig sind, 
dass man sie lieber, da keine Abhilfe 
möglich scheint, gleich wieder ver¬ 
gisst. 


Nachdem die US-Geheimdienste 
schon seit Wochen wegen grenzenlo¬ 
ser Ausschnüffelei unter dem Druck 
der Öffentlichkeit stehen, glauben 
sie endlich den Dreh gefunden zu ha¬ 
ben, die Stimmung zu wenden. Eine 
nicht näher definierte Bedrohung - 
immerhin, wir dürfen erfahren, sie 
sei „spezifischer“ als in früheren Fäl¬ 
len - filterten sie aus dem schier un¬ 
überblickbaren Angebot der abge¬ 
griffenen Informationen. Ein Erfolg 
der US-Spionage, ohne Zweifel. Und 
nur möglich geworden durch die kriti¬ 
sierte Überwachung aller und von al¬ 
lem, womit dann diese Überwachung 
auch legitimiert wäre. Zumindest in 
den Augen der gründlichst gehirn¬ 
gewaschenen Propagandisten in den 
Medien. 

Sowohl das Weiße Haus als auch sei¬ 
ne Verbündeten reagieren mit Maß¬ 
nahmen, an deren Konsequenz jeder 
denkbare Anschlagsplan zerschellen 
muss. Die USA schließen 25 Botschaf¬ 
ten für eine Woche, das britische Au¬ 
ßenministerium kündigt die zeitweise 
Schließung seiner Botschaft im Jemen 
an, Frankreich folgt diesem Schritt für 
seine Vertretung. Aus dem deutschen 
Außenamt raunt es, die „sehr sensib¬ 
le Sicherheitslage“ müsse „genau ver¬ 
folgt werden“. Das sind hochwirksame 
Abwehrmaßnahmen, man stelle sich 
vor, wie es den Terroristen vor Wut 
zerreißt, wenn er irgendwo im Na- 


So etwas gab es in der Vergangen¬ 
heit auch schon. Einige werden sich 
an die Lockheed-Affäre in den sieb¬ 
ziger Jahren erinnern. Damals kam 
heraus, dass der US-amerikanische 
Rüstungskonzern hoch- und höchst¬ 
rangige Leute in der Bundesrepublik, 
Italien, Japan, den Niederlanden und 
den USA geschmiert hatte. Es gab 
auch Strafurteile, aber politisch blieb 
die Sache folgenlos. Da hätte man, 
um Abhilfe zu schaffen, ja auch gleich 
den Kapitalismus beseitigen müssen, 
und wer kann das schon? 

Eine ähnliche Dimension hat die Art 
und Weise, wie seit 2008 Banken, die 
sich verzockt haben, zu Lasten der 
Staatshaushalte und der sozial Schwa¬ 
chen vor dem hoch verdienten Bank¬ 
rott gerettet werden. 

Der zweite Superskandal ist die Ab¬ 
schöpfung der Menschen durch die 
US-amerikanischen, britischen und 
deutschen Geheimdienste. Die ist so 
umfassend, dass kaum jemand einen 
Ausweg zu kennen scheint. 

Wer sich seine Hilflosigkeit nicht jede 
Minute eingestehen will, guckt lieber 
weg, denkt stattdessen an etwas Schö¬ 
nes oder lässt sich mit weißer Salbe 
behandeln. Die besteht zum Beispiel 
in der Behauptung, „wir“ lebten in ei¬ 
ner Wertegemeinschaft, die verteidigt 
werden müsse, und dafür müsse den 
Geheimdiensten eben möglichst viel 
zugestanden werden. 
Ereignislosigkeit kann einen Prob¬ 
lemstau erzeugen. In der Banken- und 
Finanzsphäre ist er am deutlichsten. 
Nach der Wahl könnte sich da etwas 
entladen. Das wäre dann ein dickes 
Ende und dann doch noch ein Groß¬ 
ereignis. 


hen Osten oder in Nordafrika vor ei¬ 
ner Botschaft steht und nicht hinein¬ 
kommt, weil die Tür zu ist. 

Ganz schlüssig ist die Geschichte von 
dem abgehörten Telefongespräch zwi¬ 
schen Al-Kaida-Häuptlingen, die der 
Terrorwarnung zugrunde liegt, aller¬ 
dings nicht. Erst vor einigen Wochen 
klärten uns die US-Dienste auf, dass 
Extremisten und Terroristen durch 
Edward Snowdens Enthüllungen 
nun gewarnt seien und die Art ihrer 
Kommunikation so verändern wür¬ 
den, dass eine Überwachung nicht 
mehr möglich sei. Kaum einen Mo¬ 
nat später haben die Bösen alles wie¬ 
der vergessen und verabreden sich 
per Handy zu neuen Übeltaten? Da 
muss noch mehr kommen. Was wird 
es wohl kosten, ein paar bewaffnete 
junge Männer mit einem Motorrad, 
sagen wir, in Sanaa ... 

Den Öffentlichkeitsverantwortlichen 
von NSA, CIA und wie diese Dun¬ 
kelmännerorganisationen alle hei¬ 
ßen sei die Lektüre einer alten Fabel 
empfohlen. Da ruft der Schafhirt aus 
Langeweile oder Übermut immer 
mal wieder „Der Wolf, der Wolf“, und 
wenn die Leute dann kommen, um 
das Raubtier zu verjagen, lacht er sie 
aus. Als dann wirklich der Wolf in die 
Herde einbricht und die Schafe reißt 
und der Hirte um Hilfe ruft, kommt 
keiner mehr. 

Manfred Idler 


UZ: Der europäische Luft- und Raum¬ 
fahrt-Konzern EADS steht vor dem 
größtem Umbau seit seiner Gründung 
und gibt sich den Namen „Airbus “ Wer 
steht eigentlich hinter EADS? 

Tobias Pflüger: EADS war eine Fusi¬ 
on von drei Konzernen der Luftfahrt- 
und Rüstungsindustrie: Die deutsche 
DASA, die französische Aerospati- 
ale-Matra und die spanische CASA. 
EADS war - wie jetzt dann Airbus - 
eine Aktiengesellschaft, deshalb ist es 
nicht einfach zu sagen, wer dahinter 
steht. Klar ist, dass die Staaten Frank¬ 
reich, Deutschland und Spanien direkt 
an der EADS, zukünftig Airbus, betei¬ 
ligt sind. Deutschland und Frankreich 
mit jeweils 12 Prozent, Spanien mit vier 
Prozent. Das wurde über so genannte 
Beteiligungsgesellschaften organisiert: 
Die französische heißt „SOGEPÄ 4 , die 
deutsche „GZBV“ und die spanische 
„SEPI“. EADS, zukünftig Airbus, ist 
somit ein halbstaatlicher Rüstungs¬ 
und Luftfahrtkonzern. Die drei EU- 
Staaten sind damit an einem weltweit 
führenden Rüstungskonzern beteiligt. 
Um sich das noch mal klar zu machen: 
Der Staat Deutschland gibt z.B. einen 
Rüstungsauftrag an einen Konzern, an 
dem er beteiligt ist, dieser aber diktiert 
nicht unwesentlich, wie die Ausgestal¬ 
tung der Rüstungsprojekte ist. 

UZ: Welche Rolle spielt der Konzern im 
Rahmen der europäischen Rüstungsin¬ 
dustrie und Kriegspolitik? 

Tobias Pflüger: EADS, oder demnächst 
Airbus, ist DER führende europäische 
Rüstungskonzern. Er stellt z.B. das jetzt 
der Öffentlichkeit vorgestellte Militär¬ 
transportflugzeug A 400 M her. Dieses 
riesige Rüstungsprojekt ist typisch: Wäh¬ 
rend der Herstellung kam es zu Mehr¬ 
kosten in Milliarden Euro Höhe, sie 
wurden noch von Guttenberg gerecht¬ 
fertigt, ausgerechnet mit der Förderung 
des Mittelstandes. Nun wollen die betei¬ 
ligten Länder, auch Deutschland, nicht 
mehr so viele A 400 M abnehmen, wie 
sie bestellt haben, sie wollen sie gleich 
zum (Rüstungs)-Export freigeben. Das 
gäbe eine weitere Spirale des Rüstungs¬ 
exports, vermutlich in arabische Länder, 
oder Südostasien .. .EADS ist auch Her¬ 
steller des teuersten Rüstungsprojektes 
aller Zeiten in Europa des Eurofighters. 
Eurocopter, der Hersteller von Kampf¬ 
und Transporthubschraubern wie dem 
Tiger oder dem NH 90 gehört eben¬ 
falls zur EADS. Eurocopter hat einen 
Weltmarktanteil von rund 30 Prozent. 
Umsatz waren hier 2011 5,4 Milliarden 
Euro. Und: EADS besitzt die Tochter¬ 
firma Cassidian, die wiederum am Ra¬ 
keten- und Lenkflugkörper-Hersteller 
MB DA wesentlich beteiligt ist. Insge¬ 
samt hatte Cassidian 2011 einen Umsatz 
von 5,8 Mrd. Euro. EADS bzw. Airbus 
ist die führende Kriegswaffenschmiede 
in der Europäischen Union. 


UZ: Und welche Rolle spielt in diesem 
Zusammenhang insbesondere die Bun¬ 
desrepublik Deutschland? 

Tobias Pflüger: Für Deutschland ist 
die EADS bzw. Airbus im „fliegenden 
Bereich“ der zentrale Rüstungskon¬ 
zern, um weltweit mitspielen zu kön¬ 
nen. Alle wesentlichen „fliegenden“ 
Rüstungsprojekte der Bundeswehr 
kommen von EADS. Inzwischen hat 
sich weltweit eine Oligopolisierung 
(einige wenige haben das Sagen) des 
militärisch-industriellen Komplexes 
(MIK) herausgebildet. Innerhalb der 
EU gibt es sechs Staaten mit einem 



starken militärisch-industriellen Kom¬ 
plex: Deutschland, Frankreich, Groß¬ 
britannien, Spanien, Italien und Schwe¬ 
den. Die EADS ist im Luftfahrtbereich 
hier DER Kriegswaffenkonzern mit 
wesentlichem deutschen Einfluss. Sol¬ 
che Konzerne nehmen ja nicht nur Rüs¬ 
tungsaufträge entgegen, ja haben auch 
weitgehenden Einfluss auf die Politik. 
Es sind Machtzentren, der militär- und 
kriegsorientierten Politik. 

UZ: Behauptet wird nun, dass die bisher 
eigenständigen EADS- Töchter Astrium 
(Weltraum) und Cassidian (Rüstung) 
zusammengefasst und auch zuguns¬ 
ten des Flugzeugbaus kräftig gestutzt 
werden sollen. Cassidian entwickelt ja 
nicht nur den Eurofighter, sondern am 
Standort Bremen unter anderem Droh¬ 
nen, die nicht nur bei bundesdeutschen 
Politikern und Militärs als unverzicht¬ 
bar gelten. 

Tobias Pflüger: Cassidian ist zusam¬ 
men mit dem US-Konzern Northrop 
Grumman der Hersteller der Spiona¬ 
gedrohne Euro-Hawk, die jetzt ja ge¬ 
stoppt werden musste, u. a. weil es keine 
Zulassung für den zivilen Luftraum für 
diese Spionagedrohne gibt. Cassidian 
und Northrop Grumman wollten das 
Milliarden-Projekt Euro-Hawk auch 
nach den offensichtlichen Mängeln 
nicht stoppen. Dabei stellte Cassidi¬ 
an die Spionageeinrichtung ISIS her, 
Northrop Grumman die so genannte 
Plattform. Von deutscher Regierungs¬ 


und Militärseite wurde ISIS immer wie¬ 
der gelobt, so dass der Verdacht nahe 
ist, dass es für Cassidian gar nicht so 
schlecht ist, dass Euro-Hawk in der jet¬ 
zigen Form gestoppt wurde, so könn¬ 
te Cassidian selbst die dazu passende 
Plattform entwickeln. 

Doch noch wichtiger als diese Spiona¬ 
gedrohne sind Kampfdrohnen. Cassi¬ 
dian hat angeboten, die bei der Bun¬ 
deswehr eingesetzten und geleasten 
Spionagedrohnen Heron 1 aus Israel, 
die von Cassidian bei der Bundeswehr 
gewartet werden, umzurüsten und zu 
Kampfdrohnen umzubauen. Cassidian 
würde dann gern die Ausbildung der 
Soldaten daran gleich mit übernehmen. 
Welchen Einfluss Cassidian hat, zeigt 
das Vorgehen bzgl. der erst im Entwick¬ 
lungsstadium befindlichen Cassidian- 
Drohne ,Talarion‘: Diese wurde zu¬ 
nächst als ,Future European MALE 4 
(FEMALE) in Konkurrenz zur israe¬ 
lischen ,Heron TP 4 und US-amerika¬ 
nischen ,Predator 4 konzipiert. Dann 
gab die Bundeswehr bei der IABG 
eine Studie in Auftrag, die Cassidian 
sogar in Teilen selbst schreiben durf¬ 
te, mit der Feststellung, es gäbe eine 
Fähigkeitslücke im Bereich der ,sig¬ 
nalgestützten Aufklärung 4 . Und, große 
Überraschung: Die noch in Entwick¬ 
lung befindliche FEMALE wurde als 
beste im Wettbewerb eingestuft. Wurde 
auch deshalb das Euro-Hawk-Projekt 
gestoppt? Das ist sehr wahrscheinlich. 

UZ: Welche Forderungen muss die Lin¬ 
ke - und auch die Partei „Die Linke “ - 
deines Erachtens in dieser Situation 
stellen? Und wäre es nicht notwendig, 
diese noch offensiver im Bundestags¬ 
wahlkampf zu thematisieren? 

Tobias Pflüger: Die Linke und die Par¬ 
tei „Die Linke“ müssen den Bereich 
des militärisch-industriellen Komple¬ 
xes (MIK) direkt angehen. Hier wird 
Kriegspolitik von Industrieseite aus be¬ 
trieben. Ich bin deshalb froh, dass wir 
im Wahlprogramm der Partei „Die Lin¬ 
ke“ neben der dringend notwendigen 
Forderung der Beendigung aller Rüs¬ 
tungsexporte auch die Forderung nach 
einem „Verbot von Rüstungsproduk¬ 
tion“ verankern konnten. Weiter heißt 
es: „Wir wollen die Rüstungsindustrie 
auf zivile Produktion umbauen, so dass 
die Arbeit der Beschäftigten nicht im 
Dienste von Krieg und Zerstörung 
steht.“ Wenn die Bundeswehr immer 
mehr in Auslandseinsätze geschickt 
wird, „braucht“ es dafür auch die ent¬ 
sprechenden Waffen und Rüstungsge¬ 
rät. Ein militärisch-industrieller Kom¬ 
plex ist bei einer Armee, zudem bei 
einer kriegsführenden Armee wie der 
Bundeswehr immer der andere Teil der 
Militäreinsätze. Auslandseinsätze der 
Bundeswehr und Rüstungsexporte sind 
zwei Seiten einer Medaille. Wenn Waf¬ 
fen produziert werden, werden sie auch 
exportiert, wenn sie exportiert werden, 
ist immer ein Einsatz der Waffen mög¬ 
lich. Rüstung und Waffen sind ein mör¬ 
derisches und tödliches Geschäft. Da¬ 
mit muss endlich Schluss sein. Und ja, 
das müssen wir noch offensiver - be¬ 
sonders im Wahlkampf - vertreten. 
Manfred Dietenberger führte das Gespräch 



„Der Wolf, der Wolf, der böse Wolf!“ 


Karikatur: Bernd Bücking 




















































Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 



Bild oben rechts: Hiroshima nach dem Abwurf der Bombe. 

Bild oben: Die Explosionswolke über Nagasaki. 

Bild darunter: Ein zerstörter Tempel in Nagasaki./ Mehr als 100 000 Menschen 
starben in beiden Städten sofort... 


Faktisch jedes Land, das Atomkraftwerke betreibt und über entsprechende 
Aufbereitungsanlagen verfügt, ist früher oder später in der Lage auch 
Atomwaffen herzustellen. 

Das Spaltmaterial der Atombombe, die von der„Enola Gay“ auf Hiroshima 
abgeworfen wurde, war Uran 235, jener, die Nagasaki traf, Plutonium 239. 
Plutonium ist ein giftiges Schwermetall, das nur in sehr geringen Spuren 
natürlich vorkommt (300 kg weltweit) und beim Zerfall radioaktive Strahlung 
freisetzt. Es entsteht vor allem in Brennstäben beim Betrieb von AKW. 

Über 21 Armeen weltweit verfügen heute zudem über Uranmunition, die das 
bei der Urananreicherung für den AKW-Betrieb entstehende „abgereicherte“, 
aber immer noch und langfristig strahlende Uran nutzen. 

Die daraus produzierte panzerbrechende Munition wurde erstmals im Golf¬ 
krieg 1991 eingesetzt, später im Krieg gegen Jugoslawien und in Libyen - mit 
verheerenden Folgen für die Menschen und die Umwelt. Das ist ein lukratives 
Zusatzgeschäft für Aufbereitungsfirmen bzw. AKW-Betreiber,für Banken 
sowie die durch sie finanzierten Waffenproduzenten. 

Es gibt also auch keine scharfe Grenze zwischen der an sich schon hochge¬ 
fährlichen Kernenergiegewinnung zu friedlichen Zwecken und dem Bau von 
Atomwaffen. 



Bild oben: Im Kraftwerk Fukushima Eins (Daiichi), das 240 km nördlich des Groß¬ 
raums Tokio liegt (Satellitenaufnahme), in dem etwa 30 Millionen Menschen 
leben, fielen infolge des großen Erdbebens und des nachfolgenden Tsunamis 
vom 11. März 2011 die Kühlsysteme bei mindestens drei der vier Reaktoren aus. 
Große Mengen an radioaktivem Material - rund 10 bis 20 Prozent der radioakti¬ 
ven Emissionen von Tschernobyl - wurden freigesetzt und kontaminierten Luft, 
Böden, Wasser und Nahrungsmittel in der land- und meerseitigen Umgebung. 
Bis heute kommt es im Kraftwerk immer wieder zu neuen Störungen ... 



A m Morgen des 6. August 1945 
warf ein Bomber der USA-Luft- 
waffe die erste Atombombe der 
Geschichte auf die japanische Stadt Hi¬ 
roshima. In Bruchteilen von Sekunden 
verwandelten die ungeheure Explosion 
und die unmittelbar folgenden Feuer¬ 
wellen die Stadt mit ihren 350.000 Ein¬ 
wohnern in ein gigantisches Inferno. 
Drei Tage später, am 9. August, wurde 
auf Anordnung des damaligen US-Prä- 
sidenten Truman eine weitere Atom¬ 
bombe auf die Stadt Nagasaki gewor¬ 
fen. In diesen beiden Städten starben 
mehr als 100.000 Menschen sofort. 
400.000 Menschen starben bis heute 
auf schreckliche Weise an den Folgen 
der atomaren Verseuchung. Seit dem 
Abwurf der US-Atombomben auf 
Hiroshima und Nagasaki am 6. und 
9. August 1945 gehört der Kampf für 
die Abschaffung aller Atomwaffen zu 
den zentralen Zielen der Friedens¬ 
bewegung in allen Fändern der Welt. 
Denn anders als bei anderen Kriegs¬ 
waffensystemen ist bei einem Einsatz 
von Atomwaffen die gesamte Existenz 
der Menschheit bedroht. 

Im März 2011 kam es in Japan zum bis¬ 
lang schwersten atomaren Unfall seit 
Tschernobyl (1986). Die Reaktorblö¬ 
cke 1 bis 4 des Kernkraftwerks Fuku¬ 
shima wurden vollständig zerstört; er¬ 
hebliche Mengen radioaktiver Stoffe 
wurden freigesetzt und machten die 
Umgebung auf Jahrzehnte unbewohn¬ 
bar. Auch die zivile Nutzung der Atom¬ 
energie ist nicht beherrschbar; Atom¬ 
kraftwerke müssen stillgelegt werden. 

Obamas leere Versprechungen 

Die mit dem Amtsantritt von US-Prä- 
sident Obama verbundenen Hoffnun¬ 
gen vieler Menschen, dem Ziel, einer 


„Welt ohne Atomwaffen“ („global 
zero“) näher zu kommen, haben sich 
nicht erfüllt. Auch die Beschlüsse der 
Bundesregierung und des Bundestags 
für den Abzug der in Büchel stationier¬ 
ten Atomwaffen haben sich als leere 
Versprechungen erwiesen. Dabei hat 
es durchaus ein wenig Bewegung ge¬ 
geben in der Reduzierung nicht mehr 
benötigter Atomsprengköpfe. So trat 
2011 der sogenannten Neu-START- 
Vertrag in Kraft, in dem sich die USA 
und Russland verpflichten, ihre nu¬ 
klearstrategischen Trägermittel - U- 
Boote, Interkontinentalraketen und 
Fangstreckenbomber auf 800 zu hal¬ 
bieren und die Zahl der Sprengköp¬ 
fe um fast ein Drittel auf 1.550 zu re¬ 
duzieren. Bezieht man indessen alle 
atomaren Sprengköpfe (also auch die 
„taktischen“) mit ein, so verfügen die 
beiden Nuklear-Großmächte zusam¬ 
men immer noch über 16.200 Atom¬ 
waffen; hinzu kommen weiter 1.100 
Sprengköpfe der anderen Atommäch¬ 
te Frankreich, China, Großbritanni¬ 
en, Pakistan, Indien, Israel und Nord¬ 
korea. Ein furchterregendes Arsenal 
von 17.300 Atomwaffen, jede für sich 
genommen größer als die Bombe, die 
über Hiroshima abgeworfen wurde. 
Die Menschheit ließe sich damit mehr¬ 
fach auslöschen. 

Außerdem werden die Atomwaffenar¬ 
senale modernisiert. Weltweit wurden 
im Jahr 2012 mehr als 100 Milliarden 
US-Dollar für die Atomrüstung aus¬ 
gegeben. Mit der Fieferung atomwaf¬ 
fenfähiger U-Boote an Israel beteiligt 
sich Deutschland an der militärischen 
und atomaren Aufrüstung im Nahen 
Osten. Den schönen Abrüstungswor¬ 
ten zum Trotz ist keine der atomaren 
Supermächte bereit, auf Atomwaffen 


grundsätzlich zu verzichten. Die Si¬ 
cherheitsstrategie der USA und das 
Fissabonner Gipfeldokument der 
NATO bestehen weiterhin auf dem 
Besitz von Atomwaffen, die sie gege¬ 
benenfalls auch als erste einzusetzen 
bereit sind. 

Dem setzt 

die Friedensbewegung ihre 
Forderungen entgegen: 

Für eine Welt ohne Atomwaffen und 
Atomenergie 

Atomenergie ist nicht nur gefährlich, 
sie bildet auch die Grundlage für den 
Bau von Atomwaffen. Wer also für 
eine Welt ohne Atomwaffen ist, muss 
sich mit uns dafür einsetzen, - dass der 
Ausstieg aus der Kernenergie vollzo¬ 
gen wird und der Einstieg ins solare 
Zeitalter gelingt, 

• dass die offiziellen atomaren 
Großmächte (USA, Russland, 
Großbritannien, Frankreich, Chi¬ 
na) endlich den Atomwaffen¬ 
sperrvertrag ernst nehmen und 
ihre Arsenale reduzieren - bis 
auf Null, 

• dass die inoffiziellen Atommäch¬ 
te (Indien, Pakistan, Israel, Nord¬ 
korea) zur Abrüstung gedrängt 
werden, 

• regionale Sicherheitsmechanis¬ 
men einschließlich atomwaffen¬ 
freier Zonen einbezogen werden, 

• dass die auf dem US-Stützpunkt 
Büchel lagernden Atomwaffen 
unverzüglich abgezogen werden. 

2. 8.2013: Pressemitteilung des Bun¬ 
desausschusses Friedensratschlag 
Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: Peter Strutynski 
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Der nächste Kalte Krieg - Wer gegen wen? 


Buchempfehlung von Lothar Geisler 



„Wir stehen am Beginn eines zweiten Kalten Krie¬ 
ges. Die Kontrahenten sind der Westen mit seiner 
Führungsmacht USA und das aufstrebende Chi¬ 
na.“ So Wolfgang Hirn, studierter Volkswirt, Poli¬ 
tikwissenschaftler und langjähriger Reporter des 
Manager Magazins in seinem neuen Buch „Der 
nächste Kalte Krieg: China gegen den Westen“, 
jüngst erschienen im S. Fischer Verlag. 

Dieser beginnende zweite Kalte Krieg unter¬ 
scheide sich gleich mehrfach von seinem Vor¬ 
läufer. Er sei erstens „kein primär ideologischer 
Konflikt“, denn die Volksrepublik China „habe 
längst aufgegeben, kommunistisches Gedanken¬ 
gut in aller Welt zu verbreiten und die Dritte 
Welt zu missionieren.“ Zweitens, sei der „Riva¬ 
le des Westens dieses Mal viel stärker ... Chinas 
Potenz zeigt sich in wirtschaftlichen Zahlen, im 
Wachstum des Bruttosozialprodukts, in Exporten 
und Währungsreserven. In allen drei Bereichen 
ist China Weltspitze.“ Die „dritte und wichtigste 
Differenz“: dieses starke China treffe nicht nur 
auf die „selbsternannte Weltpolizei USA 4 , mit de¬ 
ren „Allmacht es vorbei ist“, sondern auf einen 
insgesamt „schwächelnden Westen 44 . „Das gab es 
noch nie in der Nachkriegsgeschichte: Alle füh¬ 
renden Mächte des Westens sind gleichzeitig ge¬ 
schwächt.“ (& 9f.) 

Diese „klassische Konstellation der Weltgeschich¬ 
te“, der „globale Machtwechsel ... zwischen Auf¬ 
steiger und Absteiger“ müsse diesmal ... nicht 
zwangsläufig einen militärischen Konflikt bedeu¬ 
ten. Der Autor sieht hierfür - nicht frei von Il¬ 
lusionen - Notwendigkeit und Chancen für eine 
Sicherheitsarchitektur in Asien und eine aktive¬ 
re Rolle der „Zivilmacht Europa“ als „ehrlicher 
Makler“ im eskalierenden Konflikt der beiden 
Großmächte USA und China. 

Das Buch handelt aber hauptsächlich vom Ein¬ 
satz des ganzen „Arsenals nicht-militärischer 
Waffen, die man gegen seinen Feind/Gegner/Ri¬ 
valen/Wettbewerber richten könne. Dieser Krieg 
ist - wenn man im bellizistischen Duktus bleiben 
will - ein Mehrfrontenkrieg. Denn es drohen Han¬ 
dels-, Finanz-, Währungs-, Rohstoff-, Technologie- 
und Wasserkriege sowie - ganz neu - Cyberwars“ 
(S. 12) In acht Kapiteln mit vielen lebensnahen 
Reportage-Elementen zeichnet der Autor detail¬ 
liert, facettenreich und faktenreich fundiert die 
verschiedenen „Frontlinien zwischen China und 
der westlichen Führungsmacht USA sowie de¬ 
ren Kombattanten“ nach. Und zwar deutlich dif¬ 
ferenzierter als die Kapitelüberschriften vermu¬ 
ten lassen: „1. Geld und Kapital: Gläubiger gegen 
Schuldner; 2. Wirtschaft: Merkantilisten gegen 
Freihändler; 3. Bildung und Technologie: Kopie 


Elektronikfabrik in Shenzen 

gegen Originale; 4. Umweltschutz: Schmutzfinken 
gegen Saubermänner; 5. Rohstoffe: Strategen ge¬ 
gen Habenichtse; 6. Ideologie: Autoritarismus ge¬ 
gen Demokratie; 7. Außenpolitik: Aufrüster gegen 
Abrüster; 8. Kampf um die Weltmacht: China ge¬ 
gen USA. „Erfreulich ist dabei das grundsätzli¬ 
che Bemühen des Autors um unaufgeregten Re¬ 
alismus. Da ist vieles auch für Kommunistinnen 
und andere Linke mit Erkenntnisgewinn zu lesen, 
auch wenn manchem widersprochen werden kann 
und muss. Die Lage der arbeitenden Klassen in¬ 
teressiert den Autor nur pauschal und peripher 
im Kapitel „Ideologie“, wo er schreibt, dass „die 
chinesische Wirklichkeit mit ihrem zunehmend 
brutalen sozialen Gefälle sich längst von sozialis¬ 
tischen Gleichheitsidealen entfernt“ habe. (S. 175) 
Die Frage „Wer gegen wen?“ den Kalten Krieg 
forciert, beantwortet der Autor unterm Strich - 
aber nicht durchgängig konsequent - anders, als 
der Titel des Buches suggeriert: China verhalte 
sich „nur so, wie sich alle anderen aufstrebenden 
Mächte zuvor verhalten haben“ Es „flankiert 
seine wachsende wirtschaftliche und politische 
Macht mit militärischer Stärke. Es besteht kein so 
simpler Antagonismus, wie ihn viele hierzulande 
konstruieren. Hier der gute Westen, dort das böse 
China ... Vor allem die USA treiben China in eine 
Rolle, die es gar nicht spielen will. Denn Ameri¬ 
ka wendet in den vergangenen Jahren in Asien 
eine Umzingelungstaktik an, bildet Allianzen und 
Partnerschaften mit fast allen Nachbarn Chinas - 
von Japan über Südostasien bis nach Indien. Das 
macht die Chinesen nervös und verleitet sie ihrer¬ 
seits zu Machtspielchen im Ost- und Südchinesi¬ 


schen Meer. So ist im Fernen Osten eine Eskalati¬ 
onsspirale entstanden, an deren Ende eine militä¬ 
rische Auseinandersetzung stehen könnte.“ (S. 13) 
Auf die Frage, ob und wieviel Sozialismus im All¬ 
tag und in der Politik der VR China stecken, mag 
auch Wolf gang Hirn wie andere bürgerliche „Chi¬ 
na-Experten“ nicht viel „Hirnschmalz“ verwen¬ 
den. (Sorry für dieses Wortspiel!) Noch weniger 
interessieren sie die ja nicht unbedeutenden Un¬ 
terschiede zwischen sozialistischen Übergangsge¬ 
sellschaften und ihrem komplizierten, langen Weg 
zum visionären Endziel „Kommunismus“. Zu all 
den komplexen Fragen der marxistischen Theorie, 
der Strategie und Taktik etc. mit denen sich Kom¬ 
munistinnen und andere Linke in diesem Zusam¬ 
menhang - nicht erst seit der großen Niederlage 
1989/90 - herumschlagen, haben sie nichts beizutra¬ 
gen. Wie denn auch? Der Gedanke, dass wirtschaft¬ 
licher Erfolg auch nur ansatzweise irgendwie mit 
Sozialismus in Verbindung stehen könnte, oder an¬ 
ders formuliert: dass Kommunistinnen etwas vom 
Wirtschaften und vom Agieren auf diesem Welt¬ 
markt verstehen, scheint dabei so viel Sprengstoff 
für alle Propagandisten kapitalistischer Alternativ- 
losigkeit zu enthalten, dass man ihn gar nicht erst 
aufkommen lassen möchte. Was man angesichts der 
großen Krise des Kapitalismus verstehen kann. Al¬ 
lerdings nicht bei Linken, die nach durchsetzbaren 
Alternativen zum real existierenden Kapitalismus 
suchen. Wir sollten da genauer hinschauen, ohne in 
die alten Rituale positivistischer „Sozialismuspro¬ 
paganda“ zurückzufallen. 

„China ist eine Großmacht sui generis, die sowohl 
marktwirtschaftlich als auch staatsinterventionis¬ 


tisch agiert und gleichzeitig kapitalistisch (wirt¬ 
schaftlich) und leninistisch (politisch) strukturiert 
ist. Mit diesem janusköpfigen China müssen wir im 
Westen lernen zu leben“ schreibt der Autor zum 
Schluss. (S. 274) Man könnte diese verwirrend wi¬ 
dersprüchliche „Janusköpfigkeit“ ja durchaus als 
Entwicklungsmerkmal sozialistischer Übergangs¬ 
gesellschaften betrachten, was allerdings weiterer 
und weitergehender Untersuchungen gesellschaft¬ 
licher Strukturen und Entwicklungstrends bedarf. 
Aber für Wolfgang Hirn steht fest: „Die Volksrepu¬ 
blik China ist zwar auch kommunistisch, aber nur 
noch auf dem Papier irgendwelcher Parteitagsbe¬ 
schlüsse und in Ermangelung einer anderen Staats¬ 
ideologie ... China ist vor Jahren schon zum Staats¬ 
kapitalismus konvertiert, indem eine technokra¬ 
tische Führungselite ein neues Wirtschaftsmodell 
entwickelte, das plan- und marktwirtschaftliche 
Elemente enthält. Dieses Mischmodell ist höchst 
erfolgreich.“ ( S . 9) Ob diese Sicht richtig ist oder 
nicht, ob China als Untersuchungsobjekt in die 
„Sozialismus-“ oder die „Kapitalismusforschung“ 
gehört, sein unbestreitbarer Erfolg macht all jene 
nervös, denen schon bürgerlich-volkswirtschaftli¬ 
che Vernunft und staatliche Eingriffe ins freie Spiel 
der kapitalistischen Marktkräfte sozialismusver¬ 
dächtige Gräuel sind. Wer jenseits dieser Frage, 
einen Überblick über aktuelle chinesische Politik 
und Entwicklungen sowie ihre (möglichen) Grün¬ 
de erfahren will, dem ist dieses informative und gut 
lesbare Buch als Denkanstoß für weitere Debatten 
zu empfehlen. Auch für die Debatte, von wem die 
Hauptgefahr für friedliches Wirtschaften und Zu¬ 
sammenleben auf unserem Planeten ausgeht. 

Wolfgang Hirn, Der nächste Kalte Krieg: China ge¬ 
gen den Westen, S. Fischer Verlag 2013,284 Seiten, 
14,99 Euro, ISBN 978-3-10-030413-1 
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Zur Krisendebatte 


Die Krise mit der Definition der Krise 


Auf der 1. Tagung des 20. Parteitages der DKP 
wurde im Zusammenhang mit dem Leitantrag 
„Antworten der DKP auf die Krise“ eine Krisen¬ 
definition beschlossen. Diese lautet: 

„Die aktuelle Krise ist eine strukturelle Krise des 
Kapitalismus. Die Ursachen liegen nicht in Fehlern 
oder im Missmanagement einiger Akteure sondern 
sind begründet im Wesen des Kapitalismus und 
seiner inneren Widersprüche. Die Krise zeigt sich 
als besonders heftige zyklische Überproduktions¬ 
krise und findet ihren Ausdruck in Wirtschaft, Po¬ 
litik, Kultur - in allen Bereichen der bürgerlichen 
Gesellschaft. Als chronische Überakkumulations¬ 
krise hat sie zu einer Verschiebung von Kapital zu 
Gunsten der Finanzwirtschaft und zu einem deut¬ 
lichen Ausbau ihrer Internationalisierung geführt. 
Diese Entwicklungen konnten aber nicht zu einer 
Lösung der Widersprüche beitragen, sondern die¬ 
se stets nur weiter verschärfen. Bestätigt wurde die 
Feststellung aus unserem Parteiprogramm: „ Der 
Akkumulationsprozess des Kapitals, Wachstum 
und technischer Fortschritt können sich nur über 
wiederkehrende ökonomische und politische Kri¬ 
sen realisieren. Damit verbunden sind wachsende 
Ungleichheit bei der Verteilung des gesellschaftli¬ 
chen Reichtums - tendenziell - die Zunahme von 
Armut und Verelendung " 

Fred Schmid schreibt dazu in einem Beitrag: 

(...) Dass Wirtschaftskrisen dem Kapitalismus 
system-immanent sind, sich zyklisch auf jeweils 
höherer Stufenleiter reproduzieren und in ihrem 
Kern Überakkumulationskrisen sind, das wissen 
wir spätestens seit Karl Marx. Durch die Adjek¬ 
tive „besonders heftig“ und „chronisch“ ist noch 
keine „Weiterentwicklung der Analyse“ (Köbele) 
gegeben, sie manifestieren eher die Unbeholfen- 
heit, tiefer einzudringen. Die dialektische Wech¬ 


selwirkung von Überakkumulations-/Überpro- 
duktionskrise und Unterkonsumtion - mangels 
kaufkräftiger Nachfrage - wie sie Marx in seinem 
wohl berühmtesten Krisenzitat formuliert, ist den 
Autoren ganz entgangen: „Der letzte Grund aller 
wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und 
Konsumtionsbeschränkung der Massen gegen¬ 
über dem Trieb der kapitalistischen Produktion, 
die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur 
die absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesell¬ 
schaft ihre Grenze bilde“ (Marx, MEW, Bd. 25, 
S. 501). Wie hochaktuell kann man da nur sagen, 
angesichts Niedriglohnsektor, Reallohnabbau, 
grassierender Armut und zunehmender Alters¬ 
armut. 

Ein neuer Gedanke ist in der Definition allerdings 
enthalten, allerdings nur im Ansatz: „Als Über¬ 
akkumulationskrise hat sie zu einer Verschiebung 
von Kapital zu Gunsten der Finanzwirtschaft und 
zu einem deutlichen Ausbau ihrer Internationali¬ 
sierung geführt“. Was die „Internationalisierung“ 
anbelangt, so, so, ist sie in dem Text grammati¬ 
kalisch nicht eindeutig zugeordnet. Ist die Inter¬ 
nationalisierung der Krise oder der Finanzwirt¬ 
schaft gemeint? Der erste Teil des Gedankens - 
Verschiebung von Kapital in die Finanz Wirtschaft, 
ist für die Verfasser, wohl im Nachtrab auf die 
seit Jahren anhaltende marxistische Diskussion, 
tatsächlich eine neue Erkenntnis. Aber leider 
denken sie an dieser Stelle nicht weiter. Dabei 
beginnt es gerade hier spannend zu werden, zei¬ 
gen sich doch hier die neuen Momente. Vor al¬ 
lem die Wirkungen der Kapitalverschiebung in 
der Finanzwirtschaft und die Rückwirkungen auf 
die Realwirtschaft. 

Zum Beispiel: 

★ Wie sich dadurch die Finanzsphäre aufbläht, die 
Spekulation sich in neuen Dimensionen vollzieht, 


das Platzen der Blasen krisenauslösend und krisen¬ 
verstärkend wirken kann; 

★ die Dimension dieses Kapitalflusses, in dem 
Maße wie im Zuge der neoliberalen Phase des Ka¬ 
pitalismus bei geschwächten Gewerkschaften auf 
den Lohn kein Anteil an den Produktivitätsgewin¬ 
nen mehr entfällt, sich die Verteilungsrelationen 
immer mehr zugunsten des Kapitals verschieben, 
dessen Verwertungsmöglichkeiten in der Realwirt¬ 
schaft mangels Kaufkraft aber immer geringer wer¬ 
den. 

★ Wie die Finanzsphäre auf die Realwirtschaft 
zurückwirkt, renditetreibend (Shareholder-Value- 
Orientierung der Institutionellen Investoren), die 
Ausbeutung gesteigert wird. 

★ Wie Finanz- und Bankenkrise die Staatsschul¬ 
denkrise auf neue Höhen katapultieren und damit 
den Umverteilungsprozess von unten nach oben 
weitertreiben und beschleunigen. 

★ Und ein letzter Aspekt: Mit der Globalisierung 
und der damit einhergehenden Ablösung des for- 
distischen Akkumulationsmodells durch das neoli¬ 
berale, hat die Krisenanfälligkeit des Kapitalismus 
weiter zugenommen. Lohn- und Sozialdumping, 
Steuerwettlauf der Staaten nach unten bei gleich¬ 
zeitiger Überbietung mit Subventionen - alles un¬ 
ter dem Dogma „Internationale Konkurrenzfähig¬ 
keit“ und Standortwettbewerb - haben die private 
Massenkaufkraft und das Nachfragepotenzial der 
Öffentlichen Hand erheblich gekappt, die Kluft 
zwischen Produktion und Markt noch weiter aufge¬ 
rissen. Sie wurde durch Kredite teilweise aufgefüllt, 
was jedoch öffentliche und private Haushalte zu¬ 
nehmend in die Schulden- und Zinsfalle trieb. Das 
Pendant zur Schuldenmisere ist die Konzentration 
eines Giga-Reichtums in den Händen von wenigen. 
Das wären so neue Momente gewesen, die gelohnt 
hätten, sie zu analysieren oder in einer Definition 


wenigstens anzudeuten. Die jetzt beschlossene De¬ 
finition verhilft zu keinerlei neuen Einsichten oder 
Erkenntnissen über die heutigen Krisenprozesse. 
In ihrer banalen Allgemeinheit kann sie im wesent¬ 
lichen auf alle Wirtschaftskrisen seit 1825 - insge¬ 
samt zwanzig - angewandt werden. Gerade Karl 
Marx hat immer wieder darauf hingewiesen, dass es 
darauf ankommt, jeweils das Spezifische eines Pro¬ 
zesses zu analysieren, um daraus Politische Ökono¬ 
mie und Strategie für den Kampf zu entwickeln. 
Völlig unverständlich ist, weshalb die Krisendefi¬ 
nition auf dem Parteitag im Hauruck-Verfahren 
durchgezogen werden musste. Die größte Krise 
des Kapitalismus, seit der Weltwirtschaftskrise der 
Dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts, die nun 
schon das fünfte Jahr andauert, ganze Länder in 
den Abgrund zieht, wurde in einem Initiativantrag 
verhackstückt, bei dem nicht einmal die Delegier¬ 
ten Zeit hatten, gründlich nachzudenken, geschwei¬ 
ge darüber zu diskutieren. (...) Der kollektive Ver¬ 
stand der Partei hätte (...) mehr erbracht, als der¬ 
artige Allgemeinplätze. Fred Schmid 


Zur Krisendebatte 
in der UZ 

Als erste große Beiträge in der Krisende¬ 
batte erschienen in unserer Zeitung die 
von Lucas Zeise und Beate Landefeld. 
Bereits jetzt erreichen uns Diskussionsbei¬ 
träge, die teilweise sehr umfangreich sind. 
Wir bitten alle, die sich an der Debatte be¬ 
teiligen möchten, uns Beiträge zuzusen¬ 
den, die möglichst 7 500 Zeichen nicht 
überschreiten. 
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Weil die Europäer das Wirkliche nicht wollten, 

erfanden sie die Klischees 

Klaus-Michael Bogdal: „Europa erfindet die Zigeuner“ 


K laus-Michael Bogdals Untersu¬ 
chung ist überzeugend, oft mit¬ 
reißend und streitbar. Die Roma 
sind in Europa seit dem 15. Jahrhundert 
bekannt. Der Titel zielt jedoch darauf, 
wie sie von den Europäern aufgenom¬ 
men und mit dem eigenen Leben in Be¬ 
ziehung gebracht wurden. Bogdal hatte 
ähnlich vorgehend 1978 Aufsehen er¬ 
regt, als er „Schaurige Bilder. Der Ar¬ 
beiter im Blick des Bürgers an Beispiel 
des Naturalismus“ veröffentlichte und 
der bürgerlichen Forschung den deut¬ 
schen Naturalismus mit seiner Orien¬ 
tierung auf den Arbeiter als politisch¬ 


literarische Bewegung nahelegte, dabei 
marxistische Untersuchungen nutzend. 
Das Vorwort umreißt das Anliegen, 
eine Geschichte der Romvölker zu 
schreiben und dabei den „Zigeuner“ als 
ein europäisches Konstrukt nachzuwei¬ 
sen. Es hat nach seiner Entstehung im 
15. Jahrhundert sich als geeignet erwie¬ 
sen, den Roma und Sinti aufzulegen, 
was aus der eigenen Geschichte und 
nationalen Mentalität verbannt wer¬ 
den sollte. Das Vorwort stellt aktuell 
die Absicht heraus, zunehmende rech¬ 
te Ausländerfeindlichkeit zu entlarven 
und sie im Kontext der Romafeindlich- 
keit, aber auch der faschistischen Tra¬ 
ditionen zu zeigen. Wenn Bogdal eine 
Sechzehnjährige zitiert, der es „egal“ 
ist, ob Sinti und Roma bei Gewaltakten 
umkommen, und einen Neunzehnjäh¬ 
rigen, der sie als „Abschaum“ bezeich¬ 
net, klingt das verdächtig nach LTI 
(Klemperer), der besonderen Sprache 
der Nazis einst und jetzt. 

Eines leistet das Buch nicht: Es erklärt 
nicht die Geschichte der Roma, denn 
zu dieser Geschichte fehlen Dokumen¬ 
te, es gibt nur Chroniken, die ersten aus 
dem 15. Jahrhundert. Die Chroniken 
stammen von jenen, durch deren Län¬ 
der die Roma kamen, und die beschrie¬ 
ben sie nach ihrem Bild. Da sie als „ge¬ 
heimnisvolle Fremde“ galten, gaben sie 
den Nationen, in denen sie auftauch¬ 
ten, die Möglichkeiten der Deutungs¬ 
vielfalt und dienten auf diese Weise 
der nationalen Selbstüberhebung. Von 
daher unterscheidet Bogdal auch die 
Bezeichnungen: „Sinti oder Roma wer¬ 
den geboren,,Zigeuner 4 sind ein gesell¬ 
schaftliches Konstrukt.“ 

Der Verfasser ist über die Ergebnisse 
seiner Untersuchungen entsetzt „an¬ 
gesichts der zerstörerischen Energien 
sowie der Macht- und Vernichtungs¬ 


phantasien“, mit denen es die Roma 
zu tun bekamen. Dazu gehörten, auch 
wenn es anscheinend anders klang, die 
verschiedenen Assimilationsversuche, 
die Roma in die jeweiligen gesellschaft¬ 
lichen Ordnungen zu integrieren ver¬ 
suchten, zumeist aber auf individuelle 
Integration zielten „um den Preis eth¬ 
nischer Auslöschung“ (S. 172) Joseph 
II. betrieb den Vorgang sogar in der 
Aufklärung, was erstaunt; selbst Her¬ 
der war trotz seiner Humanismuside¬ 
en nicht frei von Ansichten, die Roma 
als eine „verworfene indische Kaste“ zu 
bezeichnen. Sie wurden wissenschaft¬ 


lich empfohlen, durch die Überlage¬ 
rung mit anderen ethnischen Merk¬ 
malen forciert und sie werden noch in 
der Gegenwart praktiziert. Eine un¬ 
menschliche Lösung des Problems hat 
es nur durch seine Negation gegeben. 
Die Materialfülle erstaunt; sie ent¬ 
stammt vorwiegend der europäischen 
Literatur, nur weniges der Soziologie, 
anderen Sozialwissenschaften und der 
juristischen Literatur. Oft sind zu gro¬ 
ße Lücken in der Materiallage vorhan¬ 
den. Die Literatur eignete sich beson¬ 
ders, weil sich in der Literatur Spuren 
zeigen, die von den Roma in der Le¬ 
benswirklichkeit hinterlassen wur¬ 
den, aber von soziologischen Untersu¬ 
chungen nicht erfasst wurden. Durch 
den hohen Materialwert der Literatur 
vermisst man Wichtiges. Ein Erfolgs¬ 
roman des 19. Jahrhunderts war Emi- 
ly Brontes „Die Sturmhöhe“ (1847) 
und ist es geblieben. Die Hauptge¬ 
stalt Heathcliff wird mehrfach als „Zi¬ 
geuner“ bezeichnet. Der Umkreis der 
von Bogdal ausführlich dargestellten 
Romantik, die ein eignes Genre, die 
Zigeunerromantik, geschaffen habe, 
wird deutlich tangiert. Die Hauptge¬ 
stalt ist dem mehrfach unternomme¬ 
nen Versuch der Assimilation ausge¬ 
setzt, scheitert aber am Widerspruch 
von natürlicher Begabung und ihm 
aufgezwungener Rücksichtslosigkeit. 
Man hat den Roman auch als „Schrei 
menschlichen Leidens“ (Ralph Fox) 
bezeichnet. Wichtiger jedoch ist: Die¬ 
ser Roman wurde die Vorlage für Peter 
Hilles Roman Die Hassenburg (1905). 
Hille übernahm den unfertigen, ver¬ 
nachlässigten Menschen, der auf sich 
allein gestellt Gefahren und Gefähr¬ 
dungen begegnet. Dieser Mensch ist 
von den „Tatern“ (Roma) ausgesetzt 
worden, weil er Gestohlenes nicht an 


sie abgeliefert hat. Der Roman sum¬ 
miert Versuche, den Roma individu¬ 
elle und historische Schicksale zu ge¬ 
ben - vom „zornwütigen Gesellen“ bis 
zum „Menschenpaare, diesem Adam 
und Eva - und bildet eine Ausnahme 
in der Literatur dieser Zeit. Tatern - 
vor allem im Niederdeutschen und 
in Skandinavien verwendet -, Zigeu¬ 
ner, Roma - Hille verwendete alle Be¬ 
zeichnungen und sah in ihnen wegen 
einer fehlenden genauen ethnischen 
oder nationalen Historie „den Adel 
des Menschhaften“, die Ausbildung 
des Menschen überhaupt. Es war der 


moralisch lautere, aber politisch nicht 
gehörte Versuch einer Problemlösung. 
Die Darstellung bemüht sich um die 
soziale, politische und wirtschaftliche 
Stellung der Roma. Die Wirklichkeit 
der Roma veränderte sich nach 1945; 
die Romvölker wurden „am Umbau 
der Gesellschaft beteiligt“, aber auch 
dort scheiterte letztlich die „Integra¬ 
tionspolitik“. Das Beispiel der Sowje¬ 
tunion wird ausführlich erörtert, die 
den „Cigany“ Minderheitsrechte zu¬ 
gestand, für sie eine Schriftsprache 
entwickelte und ein eigenes Theater 
gründete, das heute noch existiert. 
Bogdal beschreibt viele Beispiele, wie 
die Vorstellungen der Roma von Tä¬ 
tigkeit und Arbeit sich von denen ih¬ 
rer Umgebung grundlegend unter¬ 
scheiden. Vor allem zur Landbevölke¬ 
rung haben praktische Beziehungen 
bestanden im Rahmen der Erntehilfe, 
des Handels, von Reparaturleistungen, 
aber auch als Unterhaltungskünstler. 
Von einer Arbeit im industriellen Be¬ 
reich sind kaum Dokumente und Be¬ 
lege vorhanden; das wurde offiziell in 
dem Maße verhindert, wie man den Zi¬ 
geuner als ^verbrecherische Persön¬ 
lichkeit 444 (1907) mit Gewalt beseitigen 
wollte. Dafür liefert die Untersuchung 
ausführlich den Nachweis. 

Sie verlässt hier und danach zeitweise 
den Weg der literarischen Belege und 
beschreibt, wie die „Entrechtung und 
Verfolgung der Romvölker unter ras¬ 
sistischen Vorzeichen“ nicht erst nach 
1933 eskalierte, sondern seit 1870 kon¬ 
tinuierlich als politisches Programm 
verlief, ohne Widerstand in der deut¬ 
schen Bevölkerung zu finden: Nicht 
nur der politische fehlte, sondern 
auch der ethisch-moralische. Bereits 
vor 1933 bildete sich eine „Art insti¬ 
tutionalisierte Zigeunerverachtung“ - 


Bogdal in einem Interview - aus, die 
die Vernichtung der Roma nach 1933 
vorbereitete. Die Folge war zuerst die 
systematische Internierung nach 1940 
und die sich anschließende massenhaf¬ 
te Vernichtung in der „nationalsozialis¬ 
tischen Todesmaschinerie 44 an der sich 
auch die Wehrmacht beteiligte. Ge¬ 
gensätzliches ist selten: Bogdal hebt 
als Beispiel für eines der „wenigen 
von Vorurteilen freien und sich gegen 
Diskriminierung wehrenden Bücher“ 
das Jugendbuch der sozialistischen 
Schriftstellerin Alex Wedding (d.i. 
Grete Weiskopf) „Ede und Unku“ her¬ 


vor, das in der DDR verfilmt, in meh¬ 
rere Sprachen übersetzt und in 750 000 
Exemplaren verbreitet wurde. Bogdal 
geht dem realen Schicksal Unkus nach, 
die in Auschwitz durch eine Giftspritze 
umgebracht wurde. 

Bogdal hat eine beispielhafte Ge¬ 
schichte der Romavölker in Europa 
geschrieben. Die dadurch geschlosse¬ 
ne Lücke wäre Grund genug, das Buch 
in hohen Tönen zu loben. Aber es ging 
ihm um mehr: „Nicht zuletzt wird sich 
die Zukunftsfähigkeit des geistigen 
Konstrukts Europa im Umgang mit 
den Romvölkern messen lassen müs¬ 
sen“ Ihre Lage verschlimmerte sich 
nach dem Zusammenbruch des Sozia¬ 
lismus. Dabei geht es um 10 Millionen 
Menschen, die größte Minderheit Eu¬ 
ropas; Bogdal stellt sie mit ihrem Elend 
ins Licht und damit auch, dass es bei 
Europa um Menschen geht, nicht um 
Banken und Geld. Die politische Ak¬ 
tualität des Buches ist offensichtlich: 
Der Bundesinnenminister wendet sich 
gegen die sogenannte Armutswande¬ 
rung aus Südosteuropa und meint zu¬ 
erst die Roma. Damit löst er auf seine 
Art das Problem populistisch wie es 
seit 600 Jahren von den Herrschenden 
gelöst wurde. Das Buch hat den Leip¬ 
ziger Buchpreis zur europäischen Ver¬ 
ständigung 2013 bekommen. Oft sind 
ideologische Gründe für die Verlei¬ 
hung ausschlaggebend, nicht die Qua¬ 
lität des Buches. Hier trifft sich beides: 
Der politische Wert des Buches ist so 
groß wie seine literarische und argu¬ 
mentative Eindringlichkeit. 

Rüdiger Bernhardt 

Klaus-Michael Bogdal: Europa erfindet die Zi¬ 
geuner. Eine Geschichte von Faszination und 
Verachtung. Berlin: Suhrkamp Verlag, 2011, 
52 013,590 S., 24,90 Euro 


Ansgar Sittmanns 
Privatdetektiv Denning 

Der Berliner Privatdetektiv Castor 
Dennings ist ganz sicher ein Glücks¬ 
kind. Sein neuer Klient, der bekannte 
Restaurantkritiker Niedermayer, er¬ 
weist sich zwar recht bald als ziemlich 
fieser Kerl, aber er zahlt gut und in 
bar. 

Der Auftrag ist ungewöhnlich. Dem 
Kritiker wurde aus seinem Hotelzim¬ 
mer sein Laptop gestohlen. Obwohl 
Niedermayer erklärt, alle wichtigen 
Daten über seine Restaurantbesuche 
seien gesichert, legt er sehr großen 
Wert auf die Wiederbeschaffung sei¬ 
nes Computers - und gibt sich darü¬ 
ber hinaus viel Mühe, den Inhalt der 
Dateien auch vor seinem Ermittler zu 
verheimlichen. Und so macht sich Den¬ 
nings in Trier und Umgebung auf die 
Suche, auch angezogen vom Reiz der 
alten Moselstadt und ihrer diversen Se¬ 
henswürdigkeiten. 

Es zeigt sich, dass es für den Laptop 
und vor allem die darauf gespeicher¬ 
ten Dateien noch weitere Interessenten 
gibt. Zwei windige Gestalten aus der 
Unterwelt machen dem Privatdetektiv 
sehr nachdrücklich klar, dass sie den In¬ 
halt des Laptops noch vor dem Auftrag¬ 
geber in Besitz nehmen wollen. Und in 
manchem Restaurant in der Umgebung 
gibt es offenbar ebenfalls großes Inte¬ 
resse an dem Gerät. Schließlich stirbt 
der Kritiker vor den Augen des priva¬ 
ten Ermittlers in einem Restaurant in 
Schweich eines sehr unnatürlichen To¬ 
des. 

Aber Dennings ist eben ein Glücks¬ 
kind. Sein Honorar hat er im Voraus 
ohne Beleg kassiert, und auch die Un¬ 
terweltgestalten zahlen recht großzü¬ 
gig. Ganz nebenbei lernt Dennings ei¬ 
nige gute Lokale kennen, wird trotz 
übermäßigen Saufens nicht von der 
Polizei beim Autofahren erwischt, kas¬ 
siert einen erklecklichen Gewinn beim 
Kartenspiel - und schließlich findet er 
den Computer, dessen Dateien ohne 
Passwort eine Reihe interessanter De¬ 
tails preisgeben, mit deren Hilfe letzt¬ 
lich sogar ein großer Coup gegen die 
Unterwelt gelingt. 

Der 1965 in Trier geborene Autor Ans¬ 
gar Sittmann beschreibt auf amüsante 
Weise einen alternden privaten Ermitt¬ 
ler mit deutlichem Hang zum Alkohol 
und Vorliebe für gute Küche und für 
Comics, der offensichtlich auch einen 
guten Stand bei Frauen hat, aber den¬ 
noch eine Beziehung aufgibt, weil er 
sich zu alt fühlt, noch eine Familie zu 
gründen. 

Der Kölner Verlag KBV (ursprüng¬ 
lich „Klein- und Blechinger-Verlag“) 
hat sich in den letzten Jahren gewis¬ 
sermaßen als Haus- und Hofverlag für 
Krimi-Autoren einen Namen gemacht, 
deren Geschichten im Gebiet der Eifel 
und deren Umgebung angesiedelt sind. 
Ansgar Sittmann und sein Privatde¬ 
tektiv Castor Dennings ermitteln zum 
ersten Mal unter dem Dach des KBV - 
hoffen wir, dass sie dort noch weiter ein 
Zuhause haben werden. U.B. 

Ansgar Sittmann: Ein Fünf-Sterne-Mord: KBV 
Hildesheim, 2013.190 Seiten, 9,20 Euro 


KBV 


mm SITTMANN 




„Sinti oder Roma werden geboren,,Zigeuner 4 sind ein gesellschaftliches Konstrukt.“ Berlin-Weißensee, Lager von Sinti und Roma, 1932. 
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Das Verbot von 
„Kameradschaften“ 
reicht nicht 

Multikulturelles Sommerfest im Volksgarten in Düsseldorf zeigte 

inhaltliche Alternativen auf 



V or fast genau einem Jahr verbot 
der NRW-Innenminister Ralf Jä¬ 
ger (SPD) drei „Kameradschaf¬ 
ten“ aus dem Neonazi-Sumpf: „Kame¬ 
radschaft Aachener Land“ „Kamerad¬ 
schaft Hamm“ und die „Kameradschaft 
Nationaler Widerstand Ruhrgebiet“ 
mit Schwerpunkt in Dortmund wur¬ 
den verboten. Bereits im Mai letzten 
Jahres hatte er die Kölner „Kamerad¬ 
schaft Walter Spangenberg“ (Anführer: 
Axel Reitz) verbieten lassen. 

900 Polizisten durchsuchten am 23. Au¬ 
gust Wohnungen und Vereinsräume in 
Ahlen, Bielefeld, Bochum, Dortmund, 
Essen, Gelsenkirchen, Hamm, Heins¬ 
berg, Herdecke, Lünen, Münster, 
Schwerte und Welver. 

Die Zusammenarbeit zwischen NPD 
und dem „Nationaler Widerstand Dort¬ 
mund“ dokumentieren 1000 NPD-Pla- 
kate, die bei der „Kameradschaft“ ge¬ 
funden wurden. 

In NRW gibt es nach Angaben des Mi¬ 
nisteriums 400 bis 600 gewaltbereite 
Neonazis. 4 000 bis 5 000 Verfahren 
wurden in den letzten Jahren eingelei¬ 
tet. Das Interesse an dem „Aussteiger¬ 


programm“ ist nach Jäger so groß wie 
noch nie: Mit 34 Neonazis werden Ge¬ 
spräche geführt ... Festnahmen gab es 
im August letzten Jahres nicht. 

Ein tagesaktuelles Ereignis und eine 
Jahresbilanz verdeutlichen, dass es mit 
einem Verbot von Parteien wie der 
NPD und von Neonazikameradschaf¬ 
ten allein nicht getan ist, solange die or¬ 
ganisierten Neonaziaktivitäten weiter¬ 
hin zugelassen werden. In Bad Nenn¬ 
dorf wurde der Auflauf der Neonazis 
auf der administrativ-juristischen Ebe¬ 
ne erlaubt - aber von Antifaschisten 
so begleitet, dass der „Trauermarsch“ 
der Veranstalter vorzeitig abgebrochen 
werden musste. 

Diesem punktuellen Erfolg steht entge¬ 
gen, dass die Nazi-Aktivisten, die sich 
in den verbotenen Kameradschaften 
organisiert hatten, innerhalb eines Jah¬ 
res zum Teil in der Partei „Die Rechte“ 
Unterschlupf gefunden haben, denn die 
wurde als Nachfolgeorganisation vom 
Innenminister nicht verboten. „Die 
Rechte“ war zeitlich passend im Mai 
2012 von Christian Worch (Ex-DVU) 
gegründet worden. Die Staatsanwalt¬ 


schaft in Dortmund lehnte es im Janu¬ 
ar 2013 ab, wegen der Gründung des 
NRW-Landesverbandes zu ermitteln. 
Vom Bundeswahlausschuss wurde die 
Partei am 5. Juli 2013 zur Bundestags¬ 
wahl 2013 als politische Partei zuge¬ 
lassen. Dem Ausschuss gehören neben 
dem Bundeswahlleiter Roderich Egeler 
(CDU) Vertreter von CDU, CSU, FDP, 
Grüne, SPD und „Die Linke“ an. 
Multikulturelles Engagement statt 
brauner Sumpfblüten bestimmte das 
Programm im Düsseldorfer Volksgar¬ 
ten in der ehemaligen KPD-Hochburg 
Oberbilk. Informationsstände hatten 
aus dem Parteienspektrum die Partei 
„Die Linke“ und die DKP. Vertreten 
waren auch „Kuhle Wampe“, „Amnesty 
International“, Türkei-Zentrum, Ver¬ 
treter der Kurden, „stay Düsseldorf“, 
Rote Hilfe, „see red“ und die VVN. 
Ein Konzert mit griechischer und tür¬ 
kischer Musik stand in der Tradition 
der jeweiligen Friedensbewegungen. 
Mehrere regionale Bands signalisier¬ 
ten anschließend vor den etwa 1 000 
Besuchern: Rechte haben hier nichts zu 
suchen. Uwe Koopmann 


Der reaktionären Regierung eine 
Absage erteilen 

Wahlaufruf der DKP Hessen zu den Landtagswahlen am 
22. September 


Bei den Landtagswahlen im September wird 
es darum gehen, dem reaktionären Kurs der 
CDU-geführten Landesregierung eine Abfuhr 
zu erteilen. Die Missstände und Skandale - 
Privatisierung der Uni-Kliniken, Korruption 
und Vertuschung bis zum brutalen Polizei¬ 
einsatz bei Blockupy am 1. Juni - sind durch 
die Ablösung des Systems Koch durch das 
Bouffiers nicht geringer geworden. 

Aber es gab durchaus erfolgreiche Gegen¬ 
wehr in außerparlamentarischen Bewegun¬ 
gen und Kämpfen. 

Genannt seien nur zwei herausragende Be¬ 
spiele. Die geplante Verschlechterung in Kin¬ 
dergärten und -horten (KiföG) musste durch 
das Aufbegehren der betroffenen Erzieherin¬ 
nen, Erzieher und Eltern wenigstens in Tei¬ 
len (Einstellung von fachfremdem Personal) 
zurückgenommen werden. 

Die Schulzeitverkürzung mit der Einführung 
von G8 (Abitur nach 8 Jahren, vorher und 
jetzt wieder nach 9 Jahren) wurde durch 
Schüler, Eltern und ihre gewählten Vertre¬ 
tungen zurückgeschraubt. Landesschüler¬ 
rat, Elternvertretungen und GEW zogen an 
einem Strang. Immer weniger Schulen füh¬ 
ren weiterhin G8 durch. 

Die CDU/FDP-Regierung zeigte Druckemp¬ 
findlichkeit gegenüber Menschen, die ihre 
Interessen selbst wahrnehmen und auf die 
Straße gehen. 

Flankierend unterstützte die einzige echte 
Opposition im Landtag, die Partei „Die Lin¬ 
ke“ die Interessen der sich wehrenden Bür¬ 
ger und Bürgerinnen in Flessen. Als einzige 


Partei im Landtag engagierte sie sich ge¬ 
gen die Verankerung der Schuldenbremse 
in der Hessischen Verfassung, die nun als 
Grundlage für restriktive Sparmaßnahmen 
und „Schutzschirme“ genommen wird. Für 
Menschen, die für ihre Interessen auf die 
Straße gehen, ist diese Partei die einzige 
Chance, im Parlament ihre Belange vertre¬ 
ten zu sehen. 

Wir Kommunistinnen und Kommunisten 
würden es als einen entscheidenden Ver¬ 
lust sehen, wenn die Partei „Die Linke“ 
nicht mehr im Hessischen Landtag vertre¬ 
ten wäre. 

Wir gehen dabei auch davon aus, dass die 
Partei „Die Linke“ als einzige Oppositions¬ 
partei im Hessischen Landtag dieser Verant¬ 
wortung gerecht wird und nicht mit Vertre¬ 
tern von Parteien, die Kriegs- und Austeri- 
tätspolitik (Hartz IV) betreiben, gemeinsame 
Sache macht. So erwarten wir, dass sie we¬ 
der eine Koalition mit SPD/Grünen eingeht 
bildet, noch eine solche duldet. 

Wir erwarten, dass sie sich weiter dem Ab¬ 
bau sozialer und demokratischer Rechte 
entgegenstellt, antifaschistische und anti¬ 
militaristische Aktionen, weiter unterstützt 
oder initiiert und sich für ein striktes Nacht¬ 
flugverbot und gegen Fluglärm einsetzt. 

Die DKP Hessen ruft deshalb bei diesen Land¬ 
tagswahlen dazu auf, die Partei „Die Linke“ 
zu wählen. „Die Linke“ zu wählen muss hei¬ 
ßen, auch in Zukunft einen verlässlichen Part¬ 
ner bei außerparlamentarischen Kämpfen und 
Bewegungen an der Seite zu haben. 



Infostand vor Bamberger „Tafel“ 


Die DKP Kreisorganisation Oberfranken führte am vergangenen Samstag einen 
Infostand in Bamberg vor der Bamberger „Tafel“ durch. Viele der Menschen, die 
auf die Unterstützung durch die „Tafel“ angewiesen sind, waren überrascht und 
größtenteils erfreut, die DKP zu sehen. Keine andere Partei hatte sich bisher an 
diese Menschen gewandt, und so kamen viele interessante Gespräche zustande. 
Verteilt wurde ein Flugblatt der DKP Oberfranken mit dem Thema „Armut und 
Reichtum“ und das UZ-Extra zur bayerischen Landtagswahl, in dem die DKP zur 
Wahl der Partei „Die Linke“ in Bayern aufruft. 


Druck von links aufbauen 

ln Brandenburg kandidieren vier Mitglieder der DKP 


Seit dem Parteitag haben wir in Bran¬ 
denburg in vier Wahlkreisen Unter¬ 
stützerunterschriften gesammelt. Da 
standen wir nun zum ersten Mal in 
Finsterwalde, im hintersten Winkel 
Brandenburgs. Und dann das: „Eij 
Rudi komm mal her, unterschreib du 
mal, das ist unsere Partei. Das sind 
die Kommunisten“ polterte eine der 
Marktfrauen quer über den Platz. 
Drei Stunden später hatten wir un¬ 
sere Direktkandidatur im Wahlkreis 
sicher. 

Im September stehen Bundestagswah¬ 
len an. Im kommenden Bundestag wird 
kein Mitglied der DKP sitzen - diese 
Vorhersage wagen wir. Trotzdem macht 
es Sinn, diesmal Kommunisten zu wäh¬ 
len. Denn so, wie die gesellschaftlichen 
Zustände in der BRD sind, darf es nicht 
bleiben. Dieses Land braucht Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten, die den 
Druck gegen Ausbeutung und Kapital 
aufbauen und verstärken, auf der Stra¬ 
ße und in den Parlamenten. Denn wenn 
sich von außen nichts rührt wird sich 
innen nichts bewegen. 

Im Antrag der Grundorganisation Kö¬ 
nigs Wusterhausen an den 20. Parteitag 
zum Eingreifen des DKP in die Bun¬ 
destagswahl 2013 hieß es: „ ... Die 


DKP ist überall auf dem Wahlzettel als 
klare antikapitalistische Alternative zu 
erkennen ... Die DKP greift gemein¬ 
sam als Gesamtorganisation auf der 
Basis der vom Parteitag beschlosse¬ 
nen ,Antworten der DKP auf die Kri¬ 
se 4 eigenständig sowohl personell wie 
inhaltlich mit eigenen Materialien in 
den Wahlkampf ein. Sie stellt mit den 
Antworten 4 ihre aktuellen Alternati¬ 
ven zur Systemkrise des Kapitalismus 
dar; sie nutzt die Zeit des Wahlkamp¬ 
fes für ein verstärktes Auftreten in der 
Öffentlichkeit und für die Gewinnung 
von Sympathisanten und Mitgliedern 

u 

Dass die DKP zur Bundestagswahl 
nun nur mit Direktkandidatinnen und 
-kandidaten antritt, ist zwar bedauer¬ 
lich, aber hindert uns nicht einen eigen¬ 
ständigen Wahlkampf zu führen. Alles 
deutet daraufhin, dass nach der Bun¬ 
destagswahl die Angriffe auf die sozi¬ 
alen, politischen und demokratischen 
Rechte massiv zugespitzt werden. Eine 
Agenda 2020 ist vorprogrammiert. Un¬ 
sere Orientierung ist und bleibt der au¬ 
ßerparlamentarische Kampf, denn wir 
machen weder uns noch anderen Illusi¬ 
onen über Möglichkeiten und Spielräu¬ 
me des deutschen Parlamentarismus. 


Trotzdem sind wir der Auffassung, dass 
auch die DKP einen wahlpolitischen 
Platz hat und dass sie heute mehr denn 
je notwendig ist. Daher orientieren wir 
auf Eigenkandidaturen von Kommu¬ 
nisten in diesem Land. Und Kommu¬ 
nisten sind in einer Partei organisiert, 
der Kommunistischen Partei und das 
ist die DKP. Und die DKP kann man 
auch wählen. 

Für uns in Brandenburg hat es sich ge¬ 
zeigt, dass dort, wo die Partei Klarheit 
über ihre Aufgabe hat, sie zusammen 
schreitet. An den Sammlungen der 
Unterstützerunterschriften beteiligten 
sich Genossen und Sympathisanten aus 
fast allen Teilen des Landes. Als Ergeb¬ 
nis stellen wir vier Direktkandidaten, 
konnten Neuaufnahmen verzeichnen 
und haben mit vielen Menschen ge¬ 
sprochen, diskutiert und auch für uns 
gewinnen können. Die Partei gewinnt 
mit jedem Gespräch, mit jedem Flug¬ 
blatt oder jeder Aktion. Wir werden 
auch in der Fläche immer bekannter 
und bringen die Partei ins Licht der 
Öffentlichkeit. 

Wir sehen uns in kritischer Solidarität 
mit der Partei „Die Linke“. Wer die Par¬ 
tei „Die Linke“ als konsequente und 
glaubwürdige Partei gegen Sozialabbau 


und Krieg stärken will, muss gleichzei¬ 
tig für eine starke DKP kämpfen. Denn 
nur so kann Druck von links aufgebaut 
und die Orientierung an kurzfristigen 
Wahlerfolgen, Parlamentssitzen und 
der SPD gehemmt werden. Die DKP 
ruft bundesweit auf, mit der Zweitstim¬ 
me die Partei „Die Linke“ zu wählen. 
Wir brauchen eine parlamentarische 
Linke, die, wenn sie will und wenn sie 
muss, zumindest eine Stimme gegen 
Krieg und Heuchelei ist. Die DKP tritt 
mit Direktkandidaturen an. Dort, wo 
die DKP Direktkandidaten stellt, ru¬ 
fen wir auf, die DKP mit der Erststim¬ 
me zu wählen. Unsere wahlpolitischen 
Prüfsteine für Direktkandidaten ist 
ihre konsequente Position gegen Mili¬ 
tarisierung, Kriegseinsätze und Priva¬ 
tisierung. 

In Brandenburg rufen wir deshalb zur 
Bundestagswahl am 22. September zur 
Stimmabgabe für Kommunisten auf. 
Erststimme DKP, Zweitstimme „Die 
Linke 44 . In vier Wahlkreisen und rund 
25 Gemeinden und Städten kämpfen 
wir sicher nicht für den Einzug in den 
Bundestag, jedoch für jede Stimme, die 
einen Systemwechsel fordert. 
Erststimme Brigitte Müller, DKP, für 
den Wahlkreis 58 Oberhavel - Ha¬ 


velland II. Er umfasst den Landkreis 
Oberhavel und vom Landkreis Ha¬ 
velland die Gemeinden Brieselang, 
Dallgow-Döberitz, Falkensee, Ketzin, 
Nauen, Schönwalde-Glien und Wus¬ 
termark. 

Erststimme Lothar Nätebusch, DKP, 
für den Wahlkreis 62 Dahme-Spree- 
wald - Teltow-Fläming III - Ober¬ 
spreewald-Lausitz I. Er umfasst den 
Landkreis Dahme-Spreewald und den 
Landkreis Teltow-Fläming ohne die 
Gemeinden Großbeeren, Ludwigs¬ 
felde, Jüterbog und Niedergörsdorf. 
Außerdem gehört zum Wahlkreis die 
Gemeinde Lübbenau/Spreewald aus 
dem Landkreis Oberspreewald-Lau- 
sitz. 

Erststimme Sebastian Zachow-Vier¬ 
rath, DKP, für den Wahlkreis 64 Cott- 
bus-Spree-Neiße. Er umfasst das Ge¬ 
biet der Stadt Cottbus und des Land¬ 
kreises Spree-Neiße. 

Erststimme Wilfried Klare, DKP, für 
den Wahlkreis 65 Elbe-Elster - Ober¬ 
spreewald-Lausitz II. Er umfasst den 
Landkreis Elbe-Elster und den Land¬ 
kreis Oberspreewald-Lausitz ohne die 
Gemeinde Lübbenau/Spreewald. 

Mario Berrios Miranda 
Landesvorsitzender DKP Brandenburg 
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KULTUR ,, 

wie der Mensch 

1*. * * m 


Zusammen können wir es schaffen! 


Die DKP prüft die Voraussetzungen für ein Pressefest 2014 


haben wir die Frage ausgehend vom 
Parteitag an die Bezirke gestellt. Auf ei¬ 
ner Beratung mit den Bezirken im Mai, 
die sich im Schwerpunkt mit der Mit¬ 
gliedsbuchneuausgabe befasste, haben 
wir ein erstes Meinungsbild eingeholt. 
Der Tenor war: Wir wollen das Fest. 
Aber es gab natürlich verschiedene 
Bedenken. Lohnt sich der Aufwand 
für Bezirke mit einer weiten Anreise? 
Rechnen sich Nutzen und Aufwand? 
Steht das Fest nicht im Widerspruch 
zu den EU- und Kommunalwahlen im 
Mai kommenden Jahres? Können wir 
die vielen zentralen Aufgaben mit den 
nicht jünger werdenden Genossinnen 
und Genossen gewährleisten? Und 
nicht zuletzt: Wie wird sich der Mei¬ 
nungsstreit in der Partei auf das Fest 
auswirken? Gelingt es uns trotz der 
Differenzen, das Fest gemeinsam und 
solidarisch durchzuführen? Besonders 
den letzten Punkt müssen wir in der 
Vorbereitung und Programmgestaltung 
berücksichtigen. 

Ausgehend von dieser Beratung hat 
der Parteivorstand Schritte für die 
weitere Vorbereitung eingeleitet. Wir 
haben eine zentrale Pressefest-Kom¬ 
mission gewählt und mit dem 27. bis 
29. Juni 2013 einen Termin festgelegt. 


Hinter den Kulissen wird auf Hoch¬ 
druck an der Vorbereitung des nächs¬ 
ten Pressefestes gearbeitet. Die UZ 
sprach darüber mit Wera Richter (Mit¬ 
glied des Sekretariates der DKP, ver¬ 
antwortlich für Organisationspolitik 
und Leiterin der Pressefestkommissi¬ 
on), Uli Abczynski (technischer Leiter 
des Pressefestes) und Werner Sarbok 
(Bundeskassierer der DKP). 

Frage: Der 20. Parteitag hat beschlos¬ 
sen, dass der PV mit der Prüfung der 
Voraussetzungen für die Durchführung 
des Pressefestes 2014 beauftragt wird. 
Nimmt sich unsere kleine DKP nicht 
mit diesem Fest nicht zu viel vor? 


Wera: Unsere Partei nimmt sich viel 
vor, aber nicht zu viel. Das Pressefest 
hat immer eine Menge Kraft gekostet, 
aber hat vor allem auch Kraft gege¬ 
ben. Am Ende sind wir mit dem Be¬ 
wusstsein nach Hause gefahren, dass 
unsere Partei in der Lage ist, ein sol¬ 
ches Fest auf die Beine zu stellen - im¬ 
merhin das größte Volks¬ 


fest der Linken in 
diesem Land. 

Wir sind 


mit neuem 
Selbstbewusst¬ 
sein, neuem Zusammen¬ 
hörigkeitsgefühl, neuen Plänen und 
Ideen und nicht zuletzt mit neuen Mit¬ 
gliedern vom Pressefest nach Hause 
gefahren. Das 18. UZ-Pressefest ist 
nicht isoliert zu betrachten. Es ist ein¬ 
gebettet in unsere Kampagne zur Stär¬ 
kung der Partei und zur Mitgliederge¬ 
winnung. Beides haben wir dringend 
nötig. 

Nicht nur in Dortmund, auch an vielen 
anderen Orten werden wir nach dem 
Fest gefragt. Es ist ein wichtiger Treff¬ 
punkt geworden. Linke unterschied¬ 
licher Anschauungen, verschiedener 
Generationen und Herkunft kommen 
ins Gespräch und in die Diskussion und 
lernen die DKP von ihrer besten Sei¬ 
te kennen. Das Fest hat seinen festen 
Platz in der politischen und kulturellen 
Landschaft. Das Fest ist im Gespräch. 
Das können wir aber nur nutzen, wenn 
nicht zu viel Zeit vergeht. 

Auf der anderen Seite haben wir das 
Pressefest nicht ohne Grund in diesem 
Jahr ausgesetzt. Wir müssen genau prü¬ 
fen, ob wir es finanziell und von den or¬ 
ganisatorischen Kräften her stemmen 
können. Dazu brauchen wir die gesam¬ 
te Partei und wie bei den vergangenen 
Festen werden wir auch unsere Bünd¬ 
nispartner in die Arbeit einbeziehen. 
Ich meine, wir brauchen dieses Fest und 
stehen in der Verantwortung es durch¬ 
zuführen. 


Uli: Ich war am Anfang auch sehr skep¬ 
tisch. Es kann nur gelingen, wenn es ein 
Fest der gesamten Partei wird. Ich habe 
seit 1974 an allen Pressefesten mitge¬ 
wirkt und weiß, wie viel Kraft so ein 
Fest erfordert, nicht nur zum Aufbau 
und Durchführung, sondern auch in der 
Finanzierung, in der Planung und in der 
Sicherheit. Ich habe in Vorbereitung 
mit vielen Genossinnen und Genos¬ 
sen, die wichtige Unterstützer der ver¬ 
gangenen Feste waren, gesprochen. Die 
einhellige Meinung ist, zusammen kön¬ 
nen wir es schaffen. Ich glaube, wenn 


wir auf der Einschätzung des 17. Festes 
aufbauen, können wir es gemeinsam 
schaffen. In dieser steht: 

„Das 17. Pressefest war ein großer Er¬ 
folg für die Deutsche Kommunistische 
Partei, ihre Zeitung UZ. Mit diesem 
Fest haben wir stärker als noch bei an¬ 
deren Festen in die außerparlamenta¬ 
rischen Bewegungen und linken Kräfte 
hineingewirkt und zum Teil sie gewon¬ 
nen, sich am Fest zu beteiligen und sich 
darzustellen. 

Das Fest hatte Ausstrahlungskraft 
durch seine Vielfalt von Kultur, Infor¬ 
mation, Kunst und Literatur und auch 
kulinarischen Genüssen. Die mehreren 
tausend Besucherinnen und Besucher 
konnten auf diesem Fest die DKP und 
ihr Umfeld kennenlernen und sich ein 
Bild von den politischen Überlegun¬ 
gen und programmatischen Zielen der 
DKP machen“. 

Wir haben sehr solidarisch ein schö¬ 
nes Fest durchgeführt bei schwierige¬ 
ren Bedingungen! 

Frage: Was ist seit dem Parteitag gesche¬ 
hen? 


Wera: Die Delegier¬ 
ten haben uns 
beauftragt, zu 
rüfen, ob 
die Durch¬ 
führung 
möglich 


ist. Ent¬ 
scheiden 
muss die 
Partei, 
daher 


Uli Abczynski, Wera Richter und Werner Sarbok im Gespräch zum Stand der Planungen für ein UZ-Pressefest 2014. 


PV-Tagung bestätigt. Sie nimmt Mitte 
August die Beratung auf. 

Der Platz im Revierpark Wischlingen 
wurde mündlich für das Wochenende 
27. bis 29. Juni 2014 reserviert, das ist 
ganz wichtig, da dort mittlerweile viele 
große Veranstaltungen stattfinden, z.B. 
das reggae-festival Ruhr, das Pollerwie¬ 
sen Fest und das Oktoberfest. 

Eine Pressefest-Mail-Adresse wird in 
der kommenden Woche eingerichtet 
und in der UZ veröffentlich. Dort kön¬ 
nen wieder alle Hinweise, Bitten, Ideen 
(ganz wichtig!) hingeschickt werden. 

Frage: Was ist jetzt zu tun für das Pres¬ 
sefest? 

Ulli: Wir müssen den Termin bekannt 
machen. Wir brauchen in allen Gliede¬ 
rungen unserer Partei eine solidarische 
Diskussion über unser Fest, über Kräf¬ 
te, Besucher, Finanzierung. 

Wir brauche die Meinungen aus den 
Bezirken. Wir brauchen neue Ideen, 
Vorschläge, Unterstützung etc. Wir 
müssen mit den erfahrenen Helfern re¬ 
den und neue gewinnen. Wir brauchen 
eine positive, vorwärtsweisende, solida¬ 
rische Stimmung für unser gemeinsa¬ 
mes Fest der Solidarität. Ohne die kann 
es kein Fest geben. 

Werner: Wir müssen Geld organisieren. 
Wir müssen in der Partei, aber auch bei 
Freunden anklopfen. Die ersten Re¬ 
aktionen auf die Spendenaufrufe ma¬ 
chen mir Hoffnung. Der DKP-Bezirk 
Hessen hat bereits 5 000 Euro für das 
Pressefest gespendet und zum Jahres¬ 
ende die Überweisung der gleichen 
Summe angekündigt. Das hilft, genau 
wie die Einzelspenden, die bereits jetzt 
eingegangen sind. 

Eine erste, kleinere Auflage von Soli- 
Buttons ist bereits gedruckt. Ab sofort 
können sie von Gruppen, Kreisen und 
Bezirken beim Parteivorstand bestellt 
werden. Ich denke, das wird ein Ba¬ 
rometer sein, wie die DKP zu ihrem 
Pressefest steht. Nach dem Beschluss 
im Parteivorstand - so er denn positiv 
ausgehen sollte - werden wir dann eine 
größere Auflage in Auftrag geben, eben¬ 
so den Druck von Spendenmarken. 
Aber entscheidend, da stimme ich völlig 
mit Uli überein, ist die Schaffung eines 
Klimas der Solidarität und der Begeis¬ 
terung für dieses Fest in der DKP. Pa¬ 
cken wir das, packen wir auch das Fest. 

Wera: Ende August kommt die Presse¬ 
fest-Kommission zum ersten Mal zu¬ 
sammen. Auf der 4. PV-Tagung im 
September werden dann auf Grundla¬ 
ge der Diskussionen eine Konzeption 
und ein Finanzrahmenplan für das Fest 
zur Beschlussfassung vorliegen. Im Ok¬ 
tober ist die nächste Beratung mit den 
Bezirken. Dort erhoffen wir uns natür¬ 
lich schon konkretere Einschätzungen 
über das, was die Bezirke machen wol¬ 
len und leisten können. Eine endgül¬ 
tige Beschlussfassung zur Durchfüh¬ 
rung des Festes wollen wir auf der 5. 
PV-Tagung im November fassen. Ich 
hoffe, dass wir bis dahin die Bedingun¬ 
gen zur Durchführung unseres 18. UZ- 
Pressefestes geschaffen haben. 

Die Fragen stellte Gerhard Ziegler 


ein Fass Bier verkauft, andere mehrere 
Hektoliter. Jeder Bierausschank bindet 
viele Kräfte, die Bier verkaufen und er 
bedeutet im Aufbau viel Arbeit(Strom, 
Wasser etc.). Können sich nicht zwei, 
drei Bezirke zusammentun, einer ver¬ 
kauft Bier, einer Kaffee und Kuchen, 
und einer Mixgetränke? Es ist nur ein 
Vorschlag, aber in der Art kann man 
Kräfte sparen und nimmt nicht weniger 
ein. Solche Ideen, wo man Kräfte ein¬ 
sparen kann, brauchen wir mehr! 

Ein Vorschlag für ein Pressefest-So- 
likonto, wurde positiv aufgenommen. 
Sollte das Pressefest nicht stattfinden 
können, werden auf Verlangen die ein¬ 
gegangenen Spenden zurückgezahlt. 

Frage: Wie werden die Befürchtungen 
der Genossinnen berücksichtigt? 

Wera: Was den inhaltlichen Streit an¬ 
geht, sollte er sich im Programm und 
nicht am Tresen wiederfinden. Wir ha¬ 
ben die Differenzen in der Partei und 
kommen ihrer Klärung nur durch eine 
offene, sachliche und solidarische Dis¬ 
kussion näher. Diese kann und wird 
sich auch im Programm unseres Festes 
widerspiegeln. Es wird auf der Basis 
unseres Beschlusses „Antworten der 


diskutiert. Ich bin überzeugt, dass wir 
eine Menge gelernt haben, was sich in 
diesem neuen Finanzplan widerspie¬ 
geln wird. Wir können kein Risiko aus¬ 
schließen, aber wir können es minimie¬ 
ren. Beim letzten Pressefest bewirkten 
auch organisatorische Schwächen Min¬ 
dereinnahmen - daran werden wir ar¬ 
beiten. 

Klar, wir alle sind seit dem letzten 
Pressefest zwei Jahre älter geworden. 
Etliche erfahrene und treue Genos¬ 
sinnen, die teilweise seit Jahrzehnten 
wertvolle Beiträge zum Gelingen der 
vergangenen Pressefeste beigetragen 
haben, können aus Alters- oder ge¬ 
sundheitlichen Gründen nicht mehr. 
Sie werden uns fehlen. Aber wir kön¬ 
nen auch aus der Not eine Tugend ma¬ 
chen und politische Freunde, die uns in 
der Vergangenheit „nur“ als Gäste be¬ 
sucht haben, als Helfer gewinnen. Dann 
kommen halt unsere alten Genossin¬ 
nen diesmal als Gäste. 

Frage: Wie sieht es denn nun aus mit 
dem Stand der Vorbereitung? 

Uli: Eine Pressefestkommision, die sich 
aus erfahrenen und neuen Mitgliedern 
zusammensetzt, wurde auf der letzten 


DKP auf die Krise“ und dem Partei¬ 
programm entwickelt. Wir sollten al¬ 
lerdings sehr darauf achten, dass wir 
keinen nach innen gerichteten Diskus¬ 
sionszirkel organisieren, sondern ein 
Volksfest der DKP, das Genossinnen 
und Genossen, Sympathisanten, Kul¬ 
turschaffende, Bündnispartner und 
Dortmunderinnen und Dortmunder 
anspricht und begeistert. 

Werner: Es gibt Befürchtungen, dass 
wir das Fest finanziell nicht stemmen. 
Innerhalb der Finanzkommission hat 
sich eine kleine Arbeitsgruppe gebil¬ 
det, die sich in diesem Monat trifft. Im 
„alten“ Parteivorstand und in der Fi¬ 
nanzkommission haben wir ausführlich 
über die Bilanz des letzten Pressefestes 


Uli hat den Revierpark für uns ge¬ 
blockt. Aber dazu wird er sicher selbst 
mehr sagen. 


Frage: Wie war denn die Stimmung auf 
dieser Beratung? Welche Wünsche gab 
es und welche Sorgen wurden geäußert? 


Uli: Fast alle vertretenen Bezirke wa¬ 
ren für ein Pressefest, die einheitliche 
Meinung war, wir brauchen ein solida¬ 
risches Fest. Bedenken gab es wegen 
der Größe des Geländes und der Bei¬ 
träge und der Finanzierbarkeit. Es wur¬ 
de über die verfügbaren Kräfte disku¬ 
tiert. Ein Beispiel: Braucht jeder Bei¬ 
trag einen Bierstand? 

Auf dem letzten Fest hatten wir 22 
Zapfanlagen, manche haben aber nur 









14 Freitag, 9. August 2013 


Anzeigen 


unsere zeit m 


Wir trauern um unsere Genossin 

Gisela Dette 

13.11.32-29.7.13 

Aus den Erlebnissen in Faschismus und Krieg zog Gisela früh 
die notwendigen Schlussfolgerungen und beteiligte sich am 
Aufbau der FDJ im Nachkriegsdeutschland. Mit 16 Jahren 
trat sie in die KPD ein. Wegen ihres Eintretens gegen die 
Remilitarisierung in der Bundesrepublik wurde sie vom Ade¬ 
nauer-Regime politisch verfolgt. Gisela setzte sich aktiv für 
die Solidarität mit anderen politisch Verfolgten ein. Sie war 
eine der Organisatorinnen des Arbeitskreises für Senioren¬ 
politik der DKP Ruhr-Westfalen. 

Mit Gisela verlieren wir eine streitbare Genossin, die sich 
auch durch schwere Krankheit und Schicksalsschläge nicht 
abhalten ließ, sich - soweit ihre Kräfte es zuließen - am 
Kampf für eine friedliche, sozialistische Gesellschaft zu be¬ 
teiligen. 

DKP Wohngebietsgruppe Essen Mitte-Süd 
DKP Kreis Essen 
DKP Bezirk Ruhr-Westfalen 
IROKK Initiativgruppe zur Rehabilitierung der Opfer 
des Kalten Krieges. 


Ich bin verbunden, wie ich glaube, mit den 
wichtigsten Fragen, die heute Menschen an gehen, 
ich versuche, sie für mich selbst zu lösen 
und für die anderen. 

Anna Seghers 

Unsere Genossin 

Bärbel Nicolas 

kann am 10. August auf ein 75jähriges aktives Feben 
zurückblicken. 

Bärbel ist seit Jahrzehnten in der kommunistischen Bewegung, 
bei den Naturfreunden und jetzt auch bei den ver.di-Seniorln- 
nen tätig. Wir alle wissen zu schätzen, wie kontaktfreudig und 
zuverlässig sie gegen Krieg, Rassismus, Sozialabbau und für eine 
bessere Zukunft arbeitet. 

Fiebe Bärbel, 

wir gratulieren herzlich zu deinem Geburtstag, wünschen dir 
vor allem Gesundheit und noch viele Jahre für dich und mit uns 
gemeinsam! 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Solingen 

Veranstaltung in der 
Gedenkstätte Ernst Thälmann 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstr.66 
Ernst Thälmann-Platz in Hamburg - Eppendorf 


Am 18. August 2013 erinnern wir 
an den 69. Jahrestag der Ermordung 
Ernst Thälmanns durch die Faschisten 
im KZ Buchenwald 

Ab 11 Uhr 

Ansprache von Hein Pfohlmann 

1. Vorsitzender des Kuratoriums der Gedenkstätte Ernst Thälmann 

Blumen und Kranzniederlegung 

Bitte bringt Blumen mit! 

Danach Gespräche, Musik, Kaffee, Tee und Kuchen in der Gedenkstätte 


Die Gedenkstätte ist zu erreichen mit: 

Busverbindung Linien 20,22,25 bis Julius-Reincke-Stieg + Tarpenbek- 
straße, Schnellbus 34 +39 Lokstedter Weg, U-Bahn Kellinghusenstrasse 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstraße 66, 
Ernst-Thälmann-Platz 20251 Hamburg, 

Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 

E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 

Spendenkonto: Postbank Hamburg Kto.-Nr. 1337 37 204, (BLZ 200100 20) 





Lothar Geisler 

tritt ins siebte 
Lebensjahrzehnt ein! 
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15 Uhr 

Kaffee und Kuchen 
Kinderfest und Tombola 
| Catharina erzählt Märchen 
aus aller Welt 
★ 

15.30 UhrTalkrunde 
f„Für eine solidarische Gesellschaft! ] 
Gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Neofaschismus“ 

★ 

18 Uhr bis 18.30 

^wei-Personen-Theaterstück (Horst Marn]| 
19:30 Uhr Fest der Solidarität, 

Duo Dirk + Peter, 
kurdische und türkische Musiker 
★ 

panferkel, kurdische und türkische Spezialitäten 
Bier vom Fass, Wein, kubanische Cocktails. 

21 Uhr Disco DJ Andre 
Musik zum Tanz für Jung und Alt 

Samstag. 17. August 2013 
Jahnstraße 2a, Elmshorn 


Genossen hoch die Gläser, wir stoßen auf uns an. 

Wie schnell vergisst man doch im Kampf den eigenen Nebenmann. 
Die Gläser unserer Hoffnung, wir füllen sie bis zum Rand 
Der Morgen kommt mit jedem Glas und jeden rotem Land. 

Oktoberklub, 1980 


Unserem Genossen 

Lothar Geisler 

die besten Wünsche zu seinem 60. Geburtstag. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Recklinghausen 


BlumenÄfur 

Stukenbrock 


Tn form a ti onsveranst a Itung der DKP Münster mit 
Hubert Kniesburges, dem Vorsitzenden des Arbeitskreises 
„Blumen für Stukenbrock“ zum Antikriegstag 2013 . 


Das Unrecht geht heute einher mit sicherem Schritt. 

Die Unterdrücker richten sich ein auf zehntausend Jahre. 

Die Gewalt versichert: So, wie es ist, bi eibt es. 

Keine Stimme ertönt außer der Stimme der Herrschenden. 

Und auf den Märkten sagt die Ausbeutung laut: Jetzt 
beginne ich erst. 

Aber von den Unterdrückten sagen viele jetzt: 

Was wir wollen, gehtniemais. 

Wer noch lebt, sage nicht: niemals! 

Das Sichere ist nicht sicher. 

So, wie es ist, bleibt es nicht. 

Wenn die Herrschenden gesprochen haben 
Werden die Beherrschten sprechen. 

Wer wagt zu sagen: niemals? 

An wem Hegt es, wenn die Unterdrückung bleibt? An uns. 

An wem liegt es, wenn sie zerbrochen wird? Ebenfalls an uns. 
Wer niedergeschlagen wird, der erhebe sich! 

Wer verloren ist, kämpfe! 

Werseine Lage erkannt hat, wie soll der aufzuhalten sein? 
Denn die Besiegten von heute sind die Sieger von morgen 
Undaus Niemals wird: Heute noch! 

Bertolt Brecht 


Unsere Genossin 

Ruth Hartmann 

hat am 29. Juli ihren 65. Geburtstag gefeiert. Dazu gratulieren 
Dir die Bremer Genossinnen ganz herzlich nachträglich. 

Ruth, eine richtige Hamburger Deern, stammt aus einem kom¬ 
munistischen Elternhaus und hat ihren eigenen politischen Weg 
in der Pionierorganisation begonnen. Mit 16 Jahren wurde sie 
dann in die KPD aufgenommen und trat dann bei der Neukon¬ 
stituierung in die DKP ein. 

In den 90er Jahren zogen Ruth und Wolfgang in die Wingst und 
wechselten in die Gruppe Bremerhaven. Seit dieser Zeit ist ihre 
Hauptaktivität auf den Betrieb und die Gewerkschaft gerichtet 
und die schwierige Aufgabe, gewerkschaftliche Organisations¬ 
arbeit in einem ländlichen Raum zu leisten, seit 2007 als Vorsit¬ 
zende des DGB Ortsverbands Hadeln. 

Wir wünschen unserer Butenbremerin vor allem Gesundheit, 
Kraft und Fust, um noch viele Jahre mit ihren Kolleginnen und 
Genossinnen den Kampf um das Teewasser zu führen, gemein¬ 
sam zu lernen und Schritte zu gehen, die uns näher daran brin¬ 
gen, dass aus Niemals wird: Heute noch! 

DKP Bezirk Land Bremen 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 


„ Und sorget Ihr, die Ihr noch int Lehen steht, dass 
Frieden bleibt, Frieden zwischen den Menschen, 
Frieden zwischen den Völkern“ 

(Mahnung von Stukenbrock) 


Montag, 19. August 2013, 20.00 Uhr 



Veranstaltungsort: 
Kulturzentrum F24 
Frauenstraße 24 f 
43143 Münster 



dkp-m uenster.de 





Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 


Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen. 
Anfrage bei: 


500 g für 5 Euro, 

250 gfür 3 Euro + Porto Imkerei Truuthi y 

ab 12 Gläser (1 Karton) 02 241/973111 

portofrei. camatra@web. de 


Sommergrüße vom Hollerhof 

Die Pfirsich- und Himbeerernte war reichlich. Jetzt reifen Pflaumen, Äpfel, 
Birnen, Kastanien und Walnüsse auf unseren vollen Bäumen. 

Und der Wein... 

Für Kurzentschlossene: Genießt den Herbst bei Weinlese, Radeln, Schwim¬ 
men oder einfach die Ruhe auf dem Hollerhof. 

www.hollerhof.de - Christel Kittner, 0043 3476 3522 




Toskana, nah am Meer 



'***.-- -- - 
SK* 

Ökoliof im Olivenhain 



weiter Blick, Stille; 



große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, ^ 

Ha us oder Hause hen; m 

Kinderparadies, |v 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark, 2 FeWo je 2-3 Pens, 
ganzjährig in Krätzcburg-Granziri. 
Have] & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trfncggu.de 

Teh: 0331/S7 0796 (AB| 
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Viele Seiten Kubas kennengelernt 

SDAJ in Kuba: Sozialismus erleben - vom Kapitalismus berichten 



Z urzeit bereitet sich die erste von 
zwei Solidaritäts-Brigaden der 
SDAJ auf ihre Rückkehr aus 
Kuba vor. Drei Wochen haben die 25 
jungen Kommunisten den Sozialis¬ 
mus aus nächster Nähe ken- nen 
gelernt. Benannt hat sich die 
Brigade „Los Cinco“ nach 
den fünf „Antiterroristas“ die 
vor fast 15 Jahren von den USA 
gefangengenommen wurden. Vier 
von ihnen sitzen bis heute im Ge¬ 
fängnis, einer durfte im Frühjahr mi 
nach Kuba zurückkehren. Nicht nur % 
in ihrer Namensgebung fühlt sich die 1 
Brigade den „Fünfen“ verbunden, ei¬ 
nen großen Teil ihrer Arbeit in Kuba 
widmet sie dem Ausbau eines „Zent¬ 
rums zur Schaffung revolutionärer Wer¬ 
te“ dessen politischer Schwerpunkt in 
der Koordinierung der Kräfte liegt, die 
für die Befreiung der „Fünf“ kämpfen. 
Das Zentrum wurde mit IT-Infrastruk- 
tur ausgestattet und durch politische 
Wandbilder aus einem in Deutschland 
von der SDAJ durchgeführten Kunst¬ 
wettbewerb verschönert. Julian Gutier- 
rez, Leiter des universitären Netzwerks 
zur Solidarität mit den Cuban Five, 
schätzt diese Unterstützung sehr. Er 
sieht in der Verhaftung der Fünf durch 
die US-Behörden ein Nachtreten der 
USA gegenüber Kuba, nachdem die 
amerikanische Politik gegenüber der 
Karibikinsel in den letzten Jahrzehnten 
von Fehlschlägen gezeichnet ist. „In der 
Schweinebucht haben sie verloren, ihre 
Anschläge auf Fidel sind fehlgeschla¬ 
gen und auch ihre Wirtschaftsblockade 
zwingt Kuba nicht in die Knie. Die Ver- 


so ver- 
auch die 
wort 
sehen 


Vit 

v 



haftung der Fünf ist als Angriff auf ganz 
Kuba gemeint und wird von uns auch 
standen. Daher 
kraftvolle Ant- 
des kubani- 
Volkes, 
welches 
einstim¬ 
mig die 
Frei¬ 
heit 

der Fünf for¬ 
dert.“ 

Im Gegensatz zu 
früheren Brigaden 
wurde der Schwerpunkt 
nicht nur auf die materielle So¬ 
lidarität gelegt; vielmehr war 
Austausch 
Erfah- 
des real 
exis- 

tie- 1 renden 

Sozialis¬ 
mus den 
kubanischen 
Jugendlichen 
Eindrücke des 
Lebens im 
Kapitalismus 
mitzuteilen. 

Dazu wurden 
von der Briga¬ 
de öffentliche Veranstaltungen durch¬ 
geführt, auf denen die Brigadisten 
schlaglichtartig über ihre Lebenssitu¬ 
ation in Deutschland berichten. Noel 
Carillo vom Zentralkomitee der KP 
Kubas ordnete in einer der Veranstal¬ 
tungen die Richtlinien zur Aktualisie¬ 



rung des Wirtschaftssystems in den ge¬ 
samtgesellschaftlichen Kontext ein und 
begründete die Notwendigkeit einer 
Veränderung des bisherigen ökonomi¬ 
schen Modells. Auf die Frage nach den 
Konsequenzen der Ausweitung eines 
nicht-staatlichen Sektors antwortete 
er, dass es sicherlich Versuche geben 
werde, privates Kapital zu akkumulie¬ 
ren und dass der Staat dem mit Steuern 
und anderen Auflagen entgegenwirken 
müsse. „Wir werden nicht zulassen, dass 
sich eine neue Kapitalistenklasse bildet. 
Kuba hat keinen Platz für einen zweiten 
Gorbatschow.“ 

Weitere Erfahrungen machten die Bri¬ 
gadisten in einer Veranstaltung mit 
zwei ehemaligen Agenten des kuba¬ 
nischen Geheimdienstes. Dalexis, ein 
junger Kubaner, stellte sich dem Ge¬ 
heimdienst als Agent zur Verfügung, 
nachdem er von der CIA angespro¬ 
chen worden war. Durch ihn konnte die 


die US AID in Kuba auf und enttarnte 
sich im Prozess gegen den US-Agenten 
Alan Grossman, um gegen diesen aus- 
sagen zu können. 

Auch außerhalb von Veranstaltungen 
konnten die Brigadisten interessan¬ 
te Erfahrungen machen. So zum Bei¬ 
spiel in einem Gespräch mit einem 
Bäcker in Santa Clara, der gerade sei¬ 
ne Schicht begonnen hatte. Durch die 
Frage, wo wir herkommen, entwickelte 
sich ein Gespräch, in dessen Verlauf der 
Systemvergleich schnell das Hauptthe¬ 
ma wurde. Von der plumpen Frage des 
direkten Vergleichs des Lohnniveaus 
gingen wir schnell zu Arbeitszeiten, 
-bedingungen und sozialen Standards 
über. So wagte der belustigte Bäcker 
die Aussage, wir Deutschen müssten 
doch Mieten zahlen und Medikamente 
selber finanzieren. Dadurch relativierte 
er schnell seine neidvolle Feststellung, 
dass wir ja so viel mehr ver- * die¬ 
nen würden. Aber wir konn¬ 
ten uns einigen: Es ist 
schwierig, die Lebens¬ 
situationen direkt zu ver¬ 
gleichen und der Sozia¬ 


)lle Peststellung, 
lr ver- ^ die- 
:onn- 



Verbreitung von Kommunikationsmit¬ 
teln unter US-Agenten in Kuba über¬ 
wacht und eingeschränkt werden. Col- 
lera, ein freundlicher älterer Herr, der 
30 Jahre im Dienste des Geheimdiens¬ 
tes stand, deckte die konterrevolutio¬ 
nären Machenschaften der CIA durch 


lismus verdient ein Lob unter widrigs¬ 
ten Umständen ein System aufgebaut 
zu haben, das die reaktionären Kräfte 
in der Welt dazu zwingt, es mit der ers¬ 
ten Welt zu vergleichen, um es schlecht 
reden zu können. 


Nicht nur die wirtschaftliche Situation 
der kubanischen Bevölkerung war The¬ 
ma in den Brigaden, auch ihre Möglich¬ 
keiten zur Partizipation durch das kuba¬ 
nische Wahlsystem wurde den Brigadis¬ 
ten ausführlich erklärt. Die Nachfragen 
aus der Zuhörerschaft konzentrierten 
sich vor allem auf die strikte Trennung 
von kommunistischer Partei und dem 
legislativen System und die Prozeduren 
zur Ernennung und Delegierung von 
Personen für die Parlamente, was durch 
Nachbarschafts Versammlungen und die 
Massenorganisationen geschieht. Im 
Gegenzug gaben die Brigadisten einen 
Überblick des politischen Systems in 
Deutschland; neben dem Mehrpartei¬ 
ensystem interessierten sich die jungen 
Kubaner vor allem für die Berichte von 
Repressionen und Polizeigewalt gegen 
Menschen, die ihre Rechte wahrneh¬ 
men. Ein Mehrparteiensystem, dessen 
Parteien fast ausschließlich im Sinne 
des Kapitals handeln, ist keineswegs 
demokratisch. Der kubanische Versuch, 
die gesamte Bevölkerung von Anfang 
bis Ende in den Wahlprozess mit einzu¬ 
beziehen verdient hingegen Hochach¬ 
tung, so das gemeinsame Fazit. 

Froh, so viele neue Seiten Kubas ken¬ 
nen gelernt zu haben, haben die Briga¬ 
disten am Montagabend ihr Flugzeug 
bestiegen, bemüht, bloß keine Erfah¬ 
rung zu vergessen und vor allem in der 
Hoffnung, auch in Kuba einen Eindruck 
vom Leben junger Menschen im kapi¬ 
talistischen Deutschland in den Köpfen 
der Menschen hinterlassen zu haben. 
Ihre Eindrücke werden die Brigadisten 
in Veranstaltungen überall in Deutsch¬ 
land mittteilen. Termine, Tagebuchein¬ 
träge und Berichte von der zweiten Bri¬ 
gade „Batalla de las ideas“ finden sich 
auf www.sdaj-netz.de/cuba. 


Leserbrief aus der Türkei 

Betr.: Aktuelle Situation 

Am 28. Juni 2013 hat Mina in der UZ 
die politische Situation in der Türkei 
mit dem Text „Wir bezeichnen die Po¬ 
lizei-Angriffe nicht als solche - Für uns 
ist das Staatsterror“ wunderbar analy¬ 
siert. (...) 

Diese Entwicklung in der Türkei ist 
sehr ähnlich wie (...) im Jahr 1933 im 
damaligen Deutschland. Wenn damals 
Sozialdemokraten und KPD gegen 
Hitler-Faschismus ein Bündnis erreicht 
hätten, so wäre die Arbeiterklasse auch 
nicht auseinander dividiert worden. 
(...) Seit 11 Jahren ist die AKP an der 
Macht. Die Regierungspartei hat die 
gesamte Bürokratie, die Justiz, Polizei 
und Millitär unter Kontrolle gebracht. 
Universitäten, Hochschulen sind taub¬ 
stumm gemacht worden. Es herrscht 
Angst in der Türkei. Erdogan ist der 
Einzige, der etwas zu sagen hat und 
darf. Er propagiert, dass in der Türkei 
eine fortschritliche Demokratie (!) 
herrsche. Die unbewussten Massen 
schenken ihm Glauben, aber wir nicht 


... Die AKP versucht die klassenbe¬ 
wussten Gewerkschaftskonföderatio¬ 
nen (DISK und KESK) lahmzulegen. 
Allein von den Gewerkschaftskonfö¬ 
derationen DISK und KESK sind z.Z. 
76 Kolleginnnen und Kollegen im Ge¬ 
fängnis. Streiks sind verboten. Kurden, 
Gewerkschatfskollegen, über hundert 
kritische Journalisten, Schriftsteller, 
mehrere fortschritliche Wissenschaft¬ 
ler, Professoren, Studenten, sieben ge¬ 
wählte Abgeordnete, Bürgermeister 
sind im Kerker. Während und nach 
den Protesten zum Gezi-Park wurden 
mehr als 10 000 Menschen verletzt, 
10 Menschen verloren wegen Pfeffer¬ 
spray und sonstige Gasgranaten ein 
Auge, 6 Menschen starben - davon 5 
durch Polizei- und faschistischen Ter¬ 
ror. 

Die gesamten Grundschulen und Mit¬ 
telschulen in dem Land will die Re¬ 
gierung in Imam-Schulen umwandeln. 
In 36 Universitäten der Tükei will die 
AKP-Regierung auf den Uni-Gelän- 
den und Kasernen Moscheen errich¬ 
ten. In Istanbul gibt es fast dreihundert 


Moscheen, aber Erdogan hat befohlen 
auf dem höchsten Hügel von Istanbul 
die größte Moschee der Welt bauen zu 
lassen. 

Die AKP-Justiz hat zahlreiche faschis¬ 
tische Mörder aus den Gefängnissen 
freigelassen. Z.B. den Mörder der 7 
Studierenden, die gleichzeitig Mitglie¬ 
der damaligen sozialistischen Arbei¬ 
terpartei waren. 16 freigelassene Mör¬ 
der bedankten sich bei Erdogan und 
der faschistischen Partei MHP Erdo- 
gans AKP-Regierung schürt mit allen 
Mitteln eine Feindschaftspolitik gegen 
Nachbarländer Syrien, Irak, Armenien, 
Iran und Süd-Zypern. 

Erdogan propagiert wie Göbbels mit 
Lügen, Demagogie und leeren Verspre¬ 
chungen. (...) 

Ich wünsche mir in der heutigen sehr 
schwierigen Zeit in der Türkei, dass z.B. 
eine gemischte Delegation bestehend 
aus DKP, TKP, Linkspartei, SPD und 
Grünen in die Türkei kommt, um die¬ 
se Entwicklung selbst vor Ort zu beob¬ 
achten. 

Hüseyin Kaya , per E-Mail 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 9 . AUG 


Schweinfurt: „Trotzki und Trotzkismus ges¬ 
tern und heute- Eine marxistische Analyse.“ 
Gruppenabend der DKP-Schweinfurt-Hass- 
berge mit Prof. Dr. habil. Herbert Meißner. 
DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 19.00 
Uhr_ 

Büchel/Eifel: Bikercamp „Bikes beat 
Bombs“ vom 9. bis 12. August 2013. Aus¬ 
fahrten, Lagerfeuer, friedliche Aktionen ge¬ 
gen Atomwaffen am Luftwaffenstützpunkt 
Büchel. Mehr Infos: www.atomwaffenfrei. 
de und biker-without-borders@gmx.de, Tel.: 
0157-860 48 715. Veranstalter: „Motorrad¬ 
fahrer/innen ohne Grenzen“, Düsseldorf. 


MO ★ 12 . AUG 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des Wasserturmfestes. 
Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 19.30 Uhr. 


DO ★IS. AUG 


Düsseldorf: „Antifaschismus und Kommu¬ 


nalpolitik“, Stadtrundgang der DKP durch 
Gerresheim, „ Treffpunkt Parkplatz Gerres- 
heimer Glashütte, Heyestraße 178,18.00 Uhr. 

Düsseldorf: Kreismitgliederversammlung 
der DKP. Gaststätte „Zur Isa“, Friedrich-Wil- 
helm-Straße 5,19.30 Uhr. 


SA ★ 17 . AUG 


Elsmshorn: Wasserturmfest der DKP mit 
Musik, politischer Diskussion, Kinderfest, 
Tombola, Flohmarkt, Informationsstände 
unterschiedlicher Organisationen sowie 
Speisen und Getränke zu niedrigen Preisen. 
Jahnstraße 2a, ab 15.00 Uhr. 

Hannover: Kommunalpolitische Konferenz 
der DKP Niedersachsen. FZH Linden, Raum 
9, Windheimstraße 4,10.30 Uhr. 


SA ★ 31 . AUG 


Berlin: „Sommer, Sonne, Sozialismus“, inter¬ 
nationalistisches Sommerfest der DKP Berlin. 
Jonasstraße (Neukölln), ab 14.00 Uhr. 
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Die letzte Seite unsere zeit m 


Baracken und Barrikaden 


Im Juli und August 1872 wurden in Berlin gewaltsam Arbeitersiedlungen geräumt 



Die Baracken der Obdachlosen von Berlin, von G. Koch, um 1870. 


D ie industrielle Entwicklung 
nahm auch in Berlin in der 
1. Hälfte des 19. Jahrhunderts 
einen großen Aufschwung. Fabriken 
entstanden, Berlin dehnte sich aus. 
Landbevölkerung strömte in die Stadt. 
Daraus resultierten zunächst äußerst 
desolate Wohnverhältnisse für die 
neuen Großstadtbewohner. Die Woh- 


Detroit ist offiziell zahlungsunfähig - 
bankrott. Die Stadt der Autoindustrie 
kann keine Gehälter und Pensionen 
mehr zahlen. Schon lange kann die Stadt 
ihre Bürger nicht mehr ausreichend ver¬ 
sorgen: Nur ein Drittel der Krankenwa¬ 
gen sind einsatzfähig, Verbrechen kön¬ 
nen nur zu 8,7 Prozent aufgeklärt wer¬ 
den, auf einen Notruf wird erst nach 
einer Stunde reagiert - amerikanischer 
Durchschnitt ist 11 Minuten. Detroit ist 
seit 4 Jahren die gefährlichste Stadt der 
USA. Seit Jahren wurde der Pensions¬ 
fonds nicht mehr aufgefüllt - 90 Prozent 
seines Wertes sind verloren. Ganze Stra¬ 
ßenzüge stehen leer, weil die Menschen, 
die irgendwie können, wegziehen. 

Und Detroit ist nur die erste von ca. 20 
Großstädten der USA, die demnächst 
bankrott gehen werden. Der Staat kann 
nicht helfen: Der ist selber klamm. 

Wer wissen will, wie es bald in Bochum 
aussehen wird, wenn Opel dichtmacht: 
Fahren Sie nach Detroit! 

★ 

Natürlich sind die USA kein armer 
Staat. Sie haben im Gegenteil offenbar 
zu viel Geld. „Die US-Regierung gibt 
Milliarden von Dollar für ein Sicher¬ 
heitsüberprüfungssystem aus, das archa¬ 
isch und weitgehend wirkungslos ist. Es 
funktioniert bei ehrlichen Leuten und 
dummen Spionen, aber es ist untaug¬ 
lich, die Lügen schlauer, doppelzüngi¬ 
ger Menschen zu entlarven“. So spricht 
ein Insider der Geheimdienste, der die 
Frage aufwirft, wie es passieren konn¬ 
te, dass ein Mann wie Edward Snow- 
den alle Sicherheitsprüfungen der NSA 
überwand und monatelang seine Maul¬ 
wurftätigkeit im Apparat ausführen 
konnte. Dabei kommt dann heraus, dass 
allein das Außenministerium jährlich 
20 000 Sicherheitsüberprüfungen sei¬ 
ner Mitarbeit veranlasst - outgesourct 
natürlich, von unterbezahlten Schnüff¬ 
lern, die sich wohl kaum die Mühe ma¬ 
chen, ordentlich zu recherchieren. Na, 
zum Glück ist eben nichts perfekt! Auch 
nicht im Rechtsstaat USA, wie ihn unser 
Innenminister nennt. Und der ist gewiss 
ein ehrenwerter Mann. 

★ 

Nicht ehrenwert ist natürlich der Föde¬ 
rale Schutzdienst Russlands, zuständig 
für die Sicherheit des Präsidenten und 
der Regierung. Er hat Konsequenzen 
aus der Abhorcherei der NSA gezogen: 
Er kehrt zur guten alten Schreibma¬ 
schine zurück und vertraut nichts mehr 
den Computern an. Tja, der gibt’s den 
Schnüfflern aber! 


nungsnot warf die Wohnungsfrage auf. 
Und die Wohnungsfrage war eine Ar¬ 
beiterwohnungsfrage. 

1831 zählte Berlin 230 000 Einwoh¬ 
ner, 1847 bereits über 400 000. Zwi¬ 
schen Oranienburger und Hamburger 
Tor entstanden in jener Zeit vor der 
Stadtmauer erste Mietskasernen. In¬ 
nerhalb gleicher Stadtgrenzen stieg 
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★ 

Auch deutsche Bürger möchten etwas 
gegen die Schnüffler tun. Ein Grieshei- 
mer Bürger organisiert über facebook 
Spaziergänge zu dem Gelände des 
NSA-Dagger-Komplexes in der Nähe 
seiner Heimatstadt. Zuerst spazierten 
allerdings Staatsschützer zu ihm, um 
herauszufinden, ob er terroristische 
Absichten habe. Dies veröffentlichte 
er wieder auf facebook , und daraufhin 
kamen 70 Spaziergänger zu dem Aus¬ 
flug mit, und am Wochenende darauf 
bereits 400. Man solle sich als Papp-Ka- 
mera verkleiden, hatte der Organisa¬ 
tor aufgefordert, und Geheimdienstler 
in ihrer natürlichen Umgebung beob¬ 
achten. 

★ 

In Florida wäre so etwas allerdings le¬ 
bensgefährlich. 

Der US-Staat Florida erlaubt die Tö¬ 
tung Unbewaffneter in „Notwehr“. 
George Zimmerman erschoss den un- 
bewaffneten 17-jährigen Tray von Mar¬ 
tin und wurde erst auf Druck der Öf¬ 
fentlichkeit überhaupt angeklagt, aber 
natürlich freigesprochen. Der Jugend¬ 
liche „bedrohte“ nämlich den Bürger¬ 
wehr-Mann, weil er eine Kapuze trug 
und von schwarzer Hautfarbe war. Das 
ist gesetzlich - nach den Gesetzen der 
USA, die ja bekanntlich ein Rechts¬ 
staat sind. 

Im Jahr 2012 wurden so 313 schwarze 
Bürger von Polizei, Sicherheitsdiensten 
und Bürgerwehren erschossen, weil der 
jeweilige Schütze entschieden hatte, 
dass sie kein menschliches Wesen sind, 
sondern Verbrecher, die man ruhig ex¬ 
ekutieren kann und dabei keine Straf¬ 
verfolgung zu fürchten hat. Das tut ja 
auch der US-Präsident, der entscheidet, 
welche Menschen in Pakistan mit unbe¬ 
mannten Drohnen getötet werden sol¬ 
len. Rechtsstaat USA. 

★ 

Im US-Staat Kalifornien befinden sich 
30 000 Insassen von Haftanstalten seit 
dem 8. Juli im unbegrenzten Hunger¬ 
streik. Die ihnen seit 2011 versproche¬ 
nen Verbesserungen ihrer Haftbedin¬ 
gungen wurden nicht umgesetzt. Be¬ 
reits 2011 streikten Tausende 20 Tage 
lang. Sie befinden sich in „unbegrenzter 
Isolation“, in kleinen, oft fensterlosen 
Zellen eingesperrt und grundlegender 
menschlicher Kontakte beraubt. Alle 
30 Minuten, Tag und Nacht, werden 
die Zellen kontrolliert. 

Die damals zugesagte Revision dieser 
Haftbedingungen fand nicht statt. Nun 


von 1861 bis 1870 die Bevölkerungs¬ 
zahl von 613 000 auf 824 000.1871 wur¬ 
de Berlin Hauptstadt des Deutschen 
Reichs. 

Besonders katastrophal wurde die 
Wohnungssituation Anfang der sieb¬ 
ziger Jahre des 19. Jahrhunderts. Als 
durch den Krieg 1870/71 nun gar für 
fast ein Jahr der Wohnungsbau prak- 


streiken 30 000 - und sie werden sich 
mit nichts weniger als einer rechtlich 
bindenden Vereinbarung zufrieden ge¬ 
ben - im Rechtsstaat USA. 

★ 

Innenminister Friedrich hätte wohl 
auch gerne so einen Rechtsstaat in 
Deutschland. Das Camp hungerstrei¬ 
kender Flüchtlinge in München wur¬ 
de jedenfalls geräumt - aus „humani¬ 
tären“ Gründen natürlich. Ja, auf dem 
Meer, an den Grenzen und in ihren 
Heimatländern dürfen sie gern ver¬ 
recken, das schert hierzulande keinen 
Politiker. Aber doch nicht auf unseren 
Plätzen! Da könnte ja deutlich werden, 
dass es sich hier um Menschen han¬ 
delt, nicht um Zahlen. Um verzweifel¬ 
te Menschen, die um ihr Leben kämp¬ 
fen mit dem letzten Mittel, das ihnen 
bleibt: Hungerstreik. Von Hilfe kann 
keine Rede sei: Die Zustände bleiben 
unmenschlich. 

★ 

Und wenn es in Deutschland mal eine 
farbige Ministerin geben sollte, wird es 
ihr sicher nicht so gehen wie der italie¬ 
nischen Migrationsministerin. Sie wird 
von dem Lega-Nord-Politiker und Se¬ 
natsvizepräsidenten mit Bananen be¬ 
worfen und mit einem Orang-Utan ver¬ 
glichen, weil sie aus Zaire stammt. Sie 
soll sich zu den Kamelen in der Wüs¬ 
te scheren und mit Affen tanzen. Die 
Lega Nord ist aber über Berlusconis 
Partei Mitglied der Regierungskoaliti¬ 
on. Also: Schwamm drüber! Wie auch 
über Berlusconis Steuerbetrügereien, 
die im höheren Interesse der Stabilität 
des Landes nicht bestraft werden sol¬ 
len - fordert der Staatspräsident per¬ 
sönlich von den Richtern. 

Aber Italien ist natürlich ein Rechts¬ 
staat - was sonst! 

Zum Schluss, weil Urlaubszeit ist, und 
die Sonne so schön wärmt, auch mal 
was Positives: 

Kleinkinder haben ein Gerechtigkeits¬ 
empfinden und wollen Ungleichheiten 
beseitigen. Das fanden Forscher der 
Ludwig-Maximilians-Universität Mün¬ 
chen heraus. Dreijährige geben nur sel¬ 
ber ab, Fünfjährige fordern das auch 
von „reicheren“ Kindern, das ergaben 
Experimente mit extrem ungleich ver¬ 
teilten Spielzeugen.Tja, und wann geht 
diese schöne Solidarität verloren im 
Leben? Und warum? Wenn Ihr nicht 
werdet wie die Kinder ... 

Jane Zahn 


tisch auf Null sank, die Zuwanderung 
aber noch zunahm, wurde die Situati¬ 
on geradezu katastrophal. Im Sommer 
1871 wurden die behördlichen Holz¬ 
plätze für wohnungslose Familien zur 
provisorischen Bleibe freigegeben. Vor 
den Toren der Stadt entstanden not¬ 
dürftig errichtete Barackensiedlungen. 
Weitere Zugezogene kamen als Unter¬ 
mieter und Schlafgänger bei anderen 
Familien unter. 

400 Menschen lebten allein in den „Ba¬ 
racken“ auf dem Tempelhofer Feld - 
ursprünglich Holzhäuser für kran¬ 
ke französische Kriegsgefangene. Im 
Frühjahr und Sommer 1872 entstan¬ 
den ganze Siedlungen dieser Art: am 
Stralauer Tor, vor dem einstigen Kott¬ 
busser Tor auf der Schlächterwiese und 
vor dem ehemaligen Landsberger Tor 
hinter dem Friedrichshain. Selbst auf 
dem Alexanderplatz befand sich zeit¬ 
weilig ein Barackenlager. In den Sied¬ 
lungen herrschte eine gewisse selbst¬ 
verwaltende Ordnung, sie wurden von 
der gutbürgerlichen Presse sogar mit 
einem Hauch von exotischer Gemüt¬ 
lichkeit vermarktet. 

Doch die Barackensiedlungen wa¬ 
ren gewiss kein Aushängeschild der 
Hauptstadt, und so gab der Innenmi¬ 
nister dem Polizeipräsidenten die Wei¬ 
sung, die Barackenlager niederzurei¬ 
ßen. Anlass bot auch eine neu erlasse¬ 
ne Bauordnung. 

Die Feuerwehr ging mit Beilen gegen 
die Hütten vor. Berittene Schutzmann¬ 
schaften überwachten die Aktionen. 
Am 25. Juli 1872, als ein armer Schuh¬ 
macher aus seiner Wohnung in der 
Blumenstraße (Viertel Frankfurter 
Straße) exmittiert werden sollte, setz¬ 
te sich eine erboste Menschenmenge 
mit Steinwürfen gegen die Schutzleu¬ 
te zur Wehr. Erst um drei Uhr nachts 
gingen die Menschen auseinander. 
Am nächsten Tag, als die Polizei die 
Baracken der Obdachlosen auf dem 
Frankfurter Feld niederriss, leistete 
das ganze Viertel Frankfurter Straße 
(heute Karl-Marx-Allee), Weberstraße 
und deren Querstraßen Blumenstraße, 
Strausberger Straße und Krautstraße 
Widerstand. Gaslaternen wurden ein¬ 
geworfen, Rinnsteinbohlen ausgeho¬ 
ben und aus ihnen und Pflastersteinen 
in den engeren Straßen Barrikaden er¬ 
richtet. Daraufhin wurde tags darauf 
eine Streitmacht von 400 Schutzleu¬ 
ten zu Fuß, 200 zu Pferde, Polizisten 
in Zivil, zwei Bataillonen des Alexan¬ 
der-Regiments und zwei Schwadronen 
Gardedragonern eingesetzt. Die Poli¬ 


zei stürmte die Häuser, die Menge er¬ 
richtete erneut Barrikaden und stürm¬ 
te ein Polizeibüro. 

Auch in anderen Stadtteilen kam es 
zu Unruhen. Auf beiden Seiten gab es 
viele. Verwundete. Als am 31. Juli 1872 
eine Delegation der Barackenbewoh¬ 
ner vom Kottbusser Tor beim Bürger¬ 
meister vorsprach, versichert Bürger¬ 
meister Hobrecht, sie könnten auf der 
Wiese bleiben, bis die neu gegründe¬ 
ten Baugesellschaften weitere Unter¬ 
künfte errichtet hätten. Zwei Wochen 
später standen die Barackenbewohner 
noch einmal vor ihm, denn Guido von 
Madai, der gerade ins Amt gehobene 
Polizeipräsident, verlangte die sofor¬ 
tige Räumung. 

Das Polizeiprotokoll schildert die Vor¬ 
gänge bei der Räumung der Siedlung 
vor dem Kottbusser Tor am 27. August: 
Man habe sich Mühe gegeben, die An¬ 
siedlungen zu beseitigen. „Als ihre In¬ 
sassen nicht gutwillig gingen, wurde 
mit Zerstörung gedroht und diese auch 
ausgeführt. Am 27. August wurden 21 
Baracken vor dem Landsberger Tor, in 
Friedrichshain gelegen, durch die Feu¬ 
erwehr abgebrochen. Die Möbel der 
Barackenbewohner, wie die Bestand¬ 
teile der Baracken selbst, wurden nach 
dem Friedrich-Wilhelms-Hospital für 
erwerbsunfähige Arme in der Großen 
Frankfurter Str. 17 geschafft und den 
Insassen das Arbeitshaus als vorläufi¬ 
ges Obdach angewiesen, so groß auch 
der Widerwille gegen dasselbe bei Ein¬ 
zelnen war.“ (Berliner Städtisches Jahr¬ 
buch , Jg. 1874, S. 231) Gedeckt wurde 
die Aktion von 200 bewaffneten Poli¬ 
zisten. Am Kottbusser Tor wurden 159 
Arbeiter durch Säbelhiebe verletzt 
und 102 Polizisten durch Stein würfe. 
Im Februar 1873 kamen 37 der an den 
Auseinandersetzungen Beteiligten vor 
Gericht. Der Sozialdemokratie die 
Schuld in die Schuhe zu schieben ge¬ 
lang nicht. Der Präsident des Schwur¬ 
gerichts musste erklären, „dass die so¬ 
zialistische Partei bei dem Krawall ihre 
Hand nicht im Spiele hatte“. 

Das Gericht fällte jedoch ein eindeu¬ 
tiges Klassenurteil und verurteilte 
zwölf Arbeiter zu insgesamt 47 Jahren 
Zuchthaus und weitere einundzwanzig 
zu insgesamt 30 Jahren Gefängnis. 
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